
IP M.O TO KOLL

über die 5. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr

am Donnerstag, 19. März 1992, im Rathaus, 1. Stock hinten,

Gemeinderat Sitzungssaal.

Beginn der Sitzung: 14 Uhr

ÖFFENTLICHE SITZUNG

Anwe s e nd :

BÜRGERMEISTER:
Hermann Leithenmayr

VIZEBÜRGERMEISTER:
Dr. Leopold Pfeil

STADTRÄTE:
Ingrid Ehrenhuber
Roman Eichhübl

Karl Holub

Ing. Othmar Schloßgangl
Leopold Tatzreiter
Dkfm. Mag. Helmut Zagler

GEMEINDERÄTE:
Hermann Bachner

Felicitas Bauer

Josef Brandstötter
Gerhard Bremm

Günter Fürweger
Johann Glanzer
Hans Dieter Götz

Richard Gollatsch

Gottfried Hofstetter
Oskar Holub

Engelbert Huber
Klaus Jansky

Anna Jeloucan

Engelbert Lengauer
Friederike Mach

Josef Mayr
Dipl.-Ing. Frank Mundorff
Hans Payrieithner
Mag. Harald Philipps
Edith Radmoser

Franz Rohrauer

Eva Scheucher

Dr. Tilman Schwager
Ing. Dietmar Spanring
Wilhelm Spöck
Franz Strasser

Walter Strobl

Susanne Thurner

VOM AMT:
Magistratsdir. OSR. Dr. Franz Knapp
OMR. Dr. Kurt Schmidl
SR. Dr. Peter Gottlieb-Zimmermann
Mag. Helmut Lemmerer

PROTOKOLLFÜHRER:
Präsidialdirektor OMR Dr. Gerhard
Alphasamer
Belinda Kastlunger



Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der Bescfilußfäfiigkeit und
Bekanntgabe der Protokollprüfer

Betiandlung von allfälligen Anfragen

Mitteilungen des Bürgermeisters

Kenntnisnahme von Beschlüssen des Stadtsenates gem. § 54 Abs. 3 StS

Verhandlungsgegenstände

Aktuelle Stunde

Kenntnisnahme von Beschlüssen des Stadtsenates:

Ha-3070/91

Ha-7779/91

Bau6-3770/90

Bau3-2701/90

Gem-2542/88

Ha-1544/92

Bau6-3770/90

Edition Wehrgraben, Förderung.

Pfarre Steyr - Resthof - Subventionsansuchen.

Kanalisation Bergerweg, NK 1 und 2; Antrag um zusätzliche
Vergabe und Mittelfreigabe.

Erd-, Baumeister-, Rohrverlegungs- und Pflasterungsarbel
ten, Kanalisation Berggasse: Antrag um Mittelfreigabe.

Feichtinger Horst, Prof. Anton-Neumann-Straße 4, 4400 Steyr;
Aufhebung des Konkurses vom 29. 7. 1991; Abschreibung d.
noch offenen Forderungen.

Einführung der Supervislon im Zentralaltersheim Steyr.

Wiederherstellung des Zaunes im Bereich des NK C Bergerweg
im Zuge der Kanalerrichtung durch die ARGE Kanal-Bergerweg;
Vergabe und Mittelfreigabe.



Verhandlungsgegenstände
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1) Ge-781/91

2) Präs-2/92

3) Ha-5368/91

4) Ha-3719/90

5) Ha-7417/90

6) Präs-486/78

7) Präs-685/81
Spa-6331/80

8) Ha-6173/91

Steyr Nutzfahrzeuge AG; Investitionsförderung.

Organisationsberatung für den Magistrat der Stadt
Steyr durch das Kommunalwissenschaftliche Doku
mentationszentrum.

SK Amateure Steyr; Ansuchen um Gewährung einer ao.
Subvention.

SK Vorwärts Steyr; Gewährung einer Subvention von
S 500.000,- als Weiterleitung einer Landesförderung.

Union Steyr; Ansuchen um Gewährung einer ao. Sub
vention.

Förderung der II. Ausbaustufe des BMW-Motoren-Wer-
kes.

Entsendung von Mitgliedern in den Beirat der Sparkas
se Steyr AG.

Verlängerung des am 6. 6. 1974 abgeschlossenen Ver
trages über das Einweisungsrecht von Heimplätzen in
Salzburg.

^TTES lEISTi

9) GemVlli-3922/89 Mülldeponie der Stadt Steyr - Verlängerung der befri
stet geltenden Tarife.
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10) Agrar-5050/91
Erlaß

11) K-7095/80

Förderung bezüglich Hochwasserschutzmaßnahmen.

Museum Arbeitswelt; Gewährung einer Subvention
von S 500.000,- als Weiterleitung einer Landesför
derung.
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12) SH-2200/90
Erlaß

13) Präs-1052/88

14) Ha-4455/91

Mobile Altenhilfe und Soziale Betreuungsdienste;
Genehmigung der Voranschläge für das Jahr 1992,
Mittelfreigabe.

Partnerschaft für Einrichtungen, die der 3. Welt zu
gute kommen - Ausbildungsprojekt Agnel Ashram
und Vollpatenschaft für 10 Kinder.

Lebenshilfe Oberösterreich; Errichtung von Wohnun
gen für behinderte Menschen in Steyr, Hasenrathstr. -
Subvention.

15) Ha-7442/87 Einrichtung eines Notarztwagens in Steyr; Beitrag zu
den Kosten der Notfallsanitäter.

STÄOTI^^T EDClHllnlOiL:

16) OAG-683/92
Stadtwerke

Gas- und Wasserwerk; Jahresbedarf 1992 an Sphäro-
gußrohren und Formstücken; Auftragsvergaben.

.EiOCInlTEl^ST^TTiEl )TÄ[0)T^/^T E!©Ly[i;

17) Ha-678/92 Tourismusverband Steyr - Jahressubvention 1992.
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18) Bau6-7161/87

19) Bau6-8588/90
Bau3-8587/90

20) Bau2-1010/89

Kanalisation Wehrgraben-Süd; BA 06; Antrag auf Mit
telfreigabe für den 2. Bauabschnitt 1992.

A) Errichtung Kanalisation Steyrdorf; 2. Ausbaustufe;
B) Straßenbau und Straßenbeleuchtungsarbeiten im
Zuge des Kanalbaues; Antrag um Mittelfreigabe f. 1992.

Flächenwidmungsplanänderung Nr. 71 - "Riener - Wim
mer".

21) Bau3-1735/92 Errichtung einer Stützmauer zw. Haratzmüllerstraße u.
Abfahrt Ennskai (gegenüber Hoflehner); Vergabe der
Arbeiten und Mittelfreigabe.
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22) Präs-119/92

23) ÖAG-4336/91

24) ÖAG-7903/90

25) Ha-2450/90

26) FW-1620/91

27) FW-613/90

28) GHJ2-1824/90

29) FW-515/92

Richtlinien für die objektive Vergabe von Gemeinde
wohnungen, Wohnungen der GWG der Stadt Steyr
und Wohnungen anderer Wohnbauträger, für die d.
Stadt Steyr ein Einweisungs- bzw. Vorschlagsrecht
zusteht; Antrag der ÖVP-Fraktion.

Verkauf der Grundstücke 665/6, 665/7 und 669 KG.
Gleink an die Erste Gemeinnützige Wohnungsgenos
senschaft Steyr.

Knoglergründe; Zahlung der 2. Kaufpreisrate.

Errichtung von 40 Kleinwohnungen; Abschluß eines
Generalunternehmervertrages mit der Zwettler Bau
gesellschaft mbH, Porschestraße 7, 4400 Steyr.

Ankauf eines Löschfahrzeuges mit Bergeausrüstijng
für die Freiw. Feuerwehr der Stadt Steyr - LZ V (Münich-
holz) - Restrate.

Ankauf eines Teleskop-Hubrettungsfahrzeuges für die
Freiw. Feuerwehr der Stadt Steyr.

Kanalanschluß Michaelerplatz 2 (Bürgerspital).

Antrag auf Verleihung der "Feuerwehr-Verdienstme
daille der Stadt Steyr" an Angehörige der Betriebs
feuerwehren und der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt
Steyr.
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30) Präs-1491/91

31) Ges-3444/91
San-3996/91

32) Ha-2450/90

33) Präs-31/83
ÖAG-4002/86

34) Ha-7419/90

35) Ha-4300/91

Erhöhung der Pensionsbeiträge ab 1. 1. 1992.

Gemeindebediensteten-Schutzkommission; Bericht

erstattung an den Gemeinderat.

Wohnbauvorhaben der Stadt Steyr im Resthof; Auf
nahme eines Förderungsdarlehens.

Verkehrsbetrieb der Stadtwerke; Zuerkennung einer
Grundleistung.

Rot-Kreuz-Bezirksstelle Steyr-Stadt; Zu- und Umbau;
Finanzierungsbeitrag der Stadt Steyr.

Erhöhung des Hebesatzes bei der Grundsteuer B auf
500 V. H. und Einhebung der Getränkesteuer als Ver
kehrssteuer.



36) Buch-7600/91 Ausgleich des ordentlichen und außerordentlichen
Haushaites 1991 durch Entnahmen bzw. Zuführun
gen von Rücklagen.

37) Wa-1056/65
Wa-5450/75

38) ÖAG-812/92
Stadtwerke

Akontozahlung an den Reinhaltungsverband Steyr u.
Umgebung für den Mitgliedsbeitrag 1992.

Steyrer Versorgungsbetriebeverbund Gas und Verkehr
- Kapitaleinlage und Zuschüsse für das Wirtschaftsjahr
1992.



BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR;

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich möchte Sie herzlich
begrüßen zu unserer Gemeinde-
rats-Sitzung und eröffne diese.
Ich steile fest, daß sie ord
nungsgemäß einberufen wurde
und daß die Beschlußfähigkeit
vorliegt. Als Protokollprüfer
sind heute zwei Damen vor
geschlagen, nämlich Frau GR
Bauer und Frau GR Scheucher. Ich
sehe, daß beide diese Funktion
annehmen. Entschuldigt ist KoII.
Vizebürgermeister Sablik, er
befindet sich im Ausland und
teilweise, für einen Teil der
Sitzung entschuldigt ist Herr
Vizebürgermeister Dr. Pfeil. Er
befindet sich auf dem Weg von

Wien nach Steyr und wird in ca.
einer halben Stunde eintreffen. D.
h., es wird notwendig sein, wenn
wir dann zur Behandlung der
Verhandlungsgegenstände kom
men, die Tagesordnung ein wenig
umzustellen und ich bitte um Ihr
Verständnis.

Nunmehr komme ich zu Punkt 2)
der Tagesordnung "Behandlung
von allfälligen Anfragen";
Mit Schriftsatz vom 12. Februar
1992 ist von Herrn GR Günter
Fürweger folgende Anfrage ein
gegangen:

"Gemäß § 11 Abs. 2 des Stadt
statutes der Stadt Steyr richte
ich folgende schriftliche Anfrage
an Sie:

Was wurde getan und was wird in
Zukunft unternommen werden.

um die Reithoffergründe einer
zweckmäßigen Nutzung zuzufüh
ren?

Ich ersuche Sie, diese Anfrage
bei der nächsten Gemeinderats-
Sitzung zu beantworten."

Diese Anfrage ist wie folgt zu
beantworten:

Mit Beschluß des Gemeinderates
vom 1. 2. 1990 wurde zu Bau2-
820/89 die Flächenwidmungs-
planänderung Nr. 68 beschlossen,
wonach in Zukunft eine Nutzung
des ehemaligen Reithofferareals
für Wohnzwecke sowie in gerin
gem Ausmaß für immissions
freie Betriebe vorgesehen ist.
Damit sind in baurechtlicher
Hinsicht die Grundlagen für eine
nach den Intentionen der Stadt
planung zweckmäßige Verwer
tung als Wohngebiet höchster
Qualität gegeben. Die Verhand
lungen bezüglich einer Verwer
tung der Grundfläche mit dem
Grundeigentümer, der Steyr-
Daimler-Puch AG, dauern schon

eine längere Zeit und konnten
leider wegen überhöhter Kauf
preisforderungen zu keinem Ab
schluß gebracht werden. Die
Ernsthaftigkeit der Stadt
hinsichtlich der künftigen Ver
wertung der Reithoffergründe
geht auch daraus hervor, daß mit
den anderen Bauträgern in der
Stadt Steyr, nämlich der Styria.
der Ersten Gemeinnützigen Woh
nungsgenossenschaft. der Wohn
hausanlagen GesmbH usw. Ge
spräche für ein gemeinsames
Vorgehen in Richtung Wohnbau-



planung geführt wurden. Es darf
mitgeteilt werden, daß die ge
nannten Gesellschaften bzw. Ge

nossenschaften auch ein gewis
ses Interesse bekundet haben,

allerdings ist der Kaufpreis da
bei der "springende Punkt", weil
sich davon auch wieder Miet

höhen ableiten, die natürlich so

sein sollen, daß man diese Woh

nungen tatsächlich auch den zu
künftigen Mietern anbieten kann.
Die Bemühungen, bei vertretba
ren Bedingungen zu einem Ankauf
zu kommen, werden selbstver

ständlich fortgesetzt. Der bisher
geforderte Grundpreis war aber
sowohl für den Wohnbau als auch

eine künftige gewerbliche Nut
zung wesentlich überhöht.
Ich darf darauf hinweisen, daß

wir uns auch betreffend anderer

Grundstücke und Objekte mit der
Steyr-Daimler-Puch AG in Ver
handlungen befinden. Ich hoffe,
daß damit diese Anfrage beant
wortet werden konnte.

Eine weitere Anfrage ist mir von
Herrn Gemeinderat Wilhelm

Spöck mit Eingabe vom 2. März
1992 zugegangen; diese lautet
wie folgt;

"Wenn wir im Juni 1991 in einer

Presseaussendung von dem für
Verkehrssicherheit zuständigen
Landesrat, Mag. Gerhard Klaus-
berger. gelesen haben, daß Ober

österreichs gefährlichstes Stra-
ßenstück in Steyr liegt - lt. Sta
tistik passierten auf der Vor-

alpenbundesstraße B 122 im Be
reich des Ennser Knotens von

1987 bis Juni 1990 die meisten

Verkehrsunfälle - so ist diese

Statistik leider negativ sicher
lich schon bei weitem überholt.

Nicht nur. daß durch Lärm und

Abgase von fast 30.000 täglich
den Taborknoten passierenden
Kraftfahrzeugen die Situation
immer unerträglicher und der
Trampelpfad über den Knoten
noch mehr neuralgischer Punkt
wurde, hat sich Jetzt noch zu
sätzlich die Fußgängerzone
Steyrdorf durch noch mehr
Kraftfahrzeuge ausgewirkt.
Die Fahrzeugkolonnen stauen sich
nun nicht nur täglich zwischen
15 und 17 Uhr. der Verkehrs

infarkt beginnt schon zu den
Frühverkehrszeiten und ist zu

einem "Horror für uns Tabor-

bewohner" geworden. Daß. als
Lösung dieses Chaos, der von
vielen Taborbewohnern gefor
derte Kreisverkehr mit eigener
Ebene für Fußgänger, der auch
von Herrn Dipl.-Ing. Stickler als
Variante 2 vorgestellt wurde,
der richtige Weg ist, dürfte
mittlerweile auch allen Ver

antwortlichen bewußt sein.

Sehr geehrter Herr Bürgermei
ster, gem. § 11 Abs. 3 des Stadt
statutes der Stadt Steyr richte
ich daher folgende schriftliche
Anfrage an Sie:
Wann wird der voraussichtliche

Termin für den Beginn der Um-
bauarbeiten (Kreisverkehr. Va

riante 2) des Taborknotens sein?



Ich ersuche Sie, diese Frage in
der nächsten Gemeinderats-Sit-
zung zu beantworten."

Zu dieser Anfrage kann ich fol
gendes mitteilen, meine Damen
und Herren:

Grundsätzlich muß festgestellt
werden, daß es sich beim ge
genständlichen Tabor-Knoten um
die Kreuzung zweier Bundes
straßen, nämlich der B 115 und
der B 122, handelt. Die Kompe
tenz der Bundesstraßenverwal
tung ist daher vorerst eindeutig
gegeben.
Bereits im Sommer des Vor
jahres wurden über Betreiben
des Stadtbauamtes nach einer
erfolgten Stadtteilversammlung
am Tabor mehrere Varianten über
einen Kreisverkehr der Bundes
straßenverwaltung durch den
Verkehrsplaner Dr. Stickler vor
gelegt. Der Variante 2) - halb
versenkter Kreisverkehr - wurde

dabei der Vorzug gegeben.
Mehrere Rücksprachen mit dem
Verkehrsplaner und letztlich
auch mit Hofrat Dr. Pohlhammer

von der Bundesstraßenverwal

tung haben ergeben, daß zur Wei
terführung der Detailplanung
noch eine grundsätzliche Aussa
ge über das Sekundärsystem er
forderlich ist. Aufgrund des der
zeitigen Standes des Verkehrs
konzeptes können nunmehr nach
Rücksprache mit Dr. Stickler die
Fragen der Bundesstraßenver
waltung beantwortet werden.
Eine Detailplanung könnte nach
Aussage von HR. Dr. Pohlhammer

sodann so weit fertiggestellt
werden, daß im Sommer 1992
ein Gespräch mit der Bürger
initiative möglich wäre. Nach
Fertigstellung des Projektes et
wa im Herbst 1992 und Be
kanntgabe der erforderlichen
Mittel wären die notwendigen
Grundeinlösen 1993 möglich. Bei
Herstellung eines Konsenses mit
der Bürgerinitiative, Bereitstel
lung der erforderlichen Mittel
seitens des Bundes und positiver
Grundeinlösungsverhandlung wä

re ein Baubeginn frühestens noch
1993 denkbar.

In diesem Zusammenhang möchte
ich bemerken, daß mir am 31.
Jänner 1992 auch ein Schreiben
von Herrn Landesrat Mag. Gerhard
Klausberger zugegangen ist, in
dem auf die katastrophalen
Verkehrsverhältnisse am Blü-

melhuberberg hingewiesen wird.
Darin heißt es, daß eine Bürger
initiative an die Bundesstraßen
verwaltung herangetreten ist und
folgende Maßnahmen verlangt
hat;

-  Lärmschutzwände entlang des
Blümelh Uberberg es,

Installation eines stationären

Radargerätes,

- Nachtfahrverbot für LKW über
3.5 t in der Zeit von 22 bis 6 Uhr,
-  Geschwindigkeitsbeschränkun
gen sowie
-  die Realisierung der Nordspan
ge

Ich habe diese Eingabe zur wei
teren Behandlung, soweit sie in
die Zuständigkeit des Magistra
tes fällt, der Mag. Abteilung 1 zur



Erörterung im gemeinderätlichen
Verkehrsausschuß zugeleitet.

Soweit die Anfrage-Beantwor
tungen. Nun komme ich zu den
Mitteilungen des Bürgermeisters,
zunächst möchte ich jedoch mit
teilen. daß ich von einer Ge-

meinderätin gebeten wurde, in
ständig darauf hinzuweisen, daß
es zweckmäßig wäre, sich beim
Rauchen so stark als möglich
zurückzuhalten - ich darf das un

terstreichen.

Die Wirtschafts- und Ar

beitsmarktlage sind immer
Gegenstand der Mitteilungen. Es
darf berichtet werden, daß sich

nur geringfügige Veränderungen
ergeben haben. Im kommenden
Monat wird aber bei Anhalten der

milden Witterung mit einem
massiven Beschäftigungsschub in
der Bauwirtschaft zu rechnen

sein. Eine angeblich bevorste
hende leichte Abflachung der
Konjunkturkurve hat bisher bei
uns in Steyr noch keine Aus
wirkung auf dem Arbeitsmarkt
gezeigt.
Zu Monatsende waren im Bezirk

Steyr 3.337 Personen arbeitslos
gemeldet und zwar 1.873 Männer
und 1.464 Frauen. Die Ent

wicklung verlief sowohl im Mo
natsvergleich (- 1,4 %) als auch
im Jahresvergleich (+ 1,7 %) eher
statisch. Bemerkenswert ist nur

die Zunahme der über SOjährigen
Arbeitslosen, die innerhalb des

letzten Jahres um 273 = 42,2 %

anstiegen. Das hängt aber offen

sichtlich mit der Durchsetzung
von Sozialplänen in Steyrer
Großbetrieben zusammen. Ebenso

hervorzuheben ist die Entwick

lung bei den arbeitslosen Aus
ländern, deren Bestand durch in

tensive Vermittlungsbemühungen
um 39,7 % gesenkt werden konn
ten. Das Stellenangebot liegt zu

Monatsende bei 436 gemeldeten
offenen Stellen und befindet sich

saisonbedingt im Ansteigen,
liegt jedoch exakt auf der Höhe
des Vorjahres.

Zuletzt möchte ich noch be

richten, daß - wie es zum Teil

schon durch die Medien gekom
men ist - es mit einem Mißstand,

der oft in der Bevölkerung kriti
siert wurde, zu Ende geht. Näm
lich mit dem Mißstand beim

Eisen- und Schrottablage-
platz in der Leopold-Werndl-
Straße. Diese berechtigte Kritik
hat mich veranlaßt, schon mit

dem Senior-Chef der Firma Aig
ner, der leider in der Zwischen

zeit verstorben ist, das Gespräch
aufzunehmen. Ich habe mich per
sönlich der Sache angenommen
und mit dem Sohn des ver

storbenen Firmeninhabers Ru

dolf Aigner, Herrn Jörg Aigner,
eine Vereinbarung getroffen, wo
nach mit einer Räumung des
Lagerplatzes, der immerhin rund
2.000 Tonnen umfaßt, bis spä
testens 1. März des nächsten

Jahres gerechnet werden kann.
Gegenwärtig ist die Verlassen
schaftsabhandlung nach dem Tod



des Seniorchefs noch nicht ab
geschlossen.
Es ist kein ganz einfaches Un
terfangen; Fachleute wissen, daß
die Schrottpreise "im Keller
sind", daß die Entsorgung nicht
ganz einfach ist, daß es ein
Schrottlenkungsgesetz gibt, das
sich im Auslaufen befindet, aber

auch noch einige Probleme mit
sich bringt, daß in diesem
Bereich neue Gegebenheiten auf
uns zukommen, daß er Ausfuhr
bewilligungen beschaffen muß
usw. Jedenfalls freue ich mich,

Ihnen das mitteilen zu können

und ich möchte auch Herrn Aigner
für seine sehr konstruktive

Haltung danken, die er eingenom
men hat. Offensichtlich ist sich

die jüngere Generation der Be
deutung des Umweltschutzes be
wußt - gerade auch, wenn man
selbst Entsorgungsbetrieb ist -
und auch darüber, daß eine ge
wisse Vorbildwirkung zu gelten
hat. Jedenfalls glaube ich, daß es
sehr positiv ist, daß wir in ab
sehbarer Zeit dieses Problem als

bereinigt betrachten können.

Damit sind die Mitteilungen er
schöpft und ich darf zu Punkt 4)
"Kenntnisnahme von Beschlüssen

des Stadtsenates gem. § 54 Abs.
3  StS" kommen: Die Unterlagen
wurden zu den jeweiligen Stadt
senatssitzungen an alle Gemein
deratsmitglieder zugestellt. Eine
listenmäßige Aufstellung der
gefaßten Beschlüsse liegt der
Gemeinderatseinladung bei.

Nunmehr kommen wir zu den
Verhandlungsgegenständen und
ich möchte Sie bitten, meine Da

men und Herren, zur Kenntnis zu

nehmen, daß wir eine Umstellung

der Tagesordnung akzeptieren,
und zwar dergestalt, daß meine
Anträge, die des Koll. Sablik und
des Koll. Pfeil etwas zeitver
schoben kommen und daß wir
nunmehr in die Tagesordnung bei
der Berichterstatterin Stadtrat
Ingrid Ehrenhuber einsteigen. Ich
darf sie nun bitten, das Wort zu

ergreifen und ihre Anträge zu
stellen.

BERICHTERSTATTER STADTRAT

INGRID EHRENHUBER:

Sehr geehrter Herr Bürgermei
ster, meine Damen und Herren,

ich habe Ihnen heute vier Anträge

zur Beschlußfassung vorzulegen.
Mein erster Antrag betrifft die
"Mobile Altenhilfe". Mit GR-Be-

schluß vom 16. 5. I99I wurden
im Bereich der Stadt Steyr die
"Mobile Altenhilfe" und die so
zialen Betreuungsdienste ent
sprechend den Richtlinien des
Landes OÖ. eingeführt und die
Vereine "Steyrer Heimhilfe und
Hauskrankenpflege" und "Mit
einander MOHI" mit der Durchfüh

rung betraut. Mit meinem vor
liegenden Antrag ersuche ich Sie
um Ihre Zustimmung zur Geneh
migung der Voranschläge 1992
und die entsprechende Mittel
freigabe. Der Antrag lautet:

12) SH-2200/90
Erlaß



Mobile Altenhilfe und Sozia

le Betreuungsdienste; Ge
nehmigung der Voranschläge
für das Jahr 1992, Mittel

freigabe.
Der Geineinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsabteilung V vom 21. 1.
1992 werden

1. die Voranschläge 1992 der
Vereine "Steyrer Heimhilfe und
Hauskrankenpflege" vom 6. 9.
1991 und "Verein Miteinander -

Mobiler Hilfsdienst" vom 3. 9.

1991 betreffend die Mobile Al

tenhilfe und Sozialen Be

treuungsdienste im Umfang der
Genehmigung des Landes Ober
österreich bewilligt,
2. die erforderlichen Mittel zur

Deckung des Abganges der Verei
ne im Ausmaß von S 2.066.500,-

-  für den Verein "Steyrer Heim
hilfe und Hauskrankenpflege" und
S  547.300,-- für den "Verein

Miteinander - Mobiler Hilfs

dienst"; gesamt S 2.613.800,—
bei der VSt. 1/4240/757100.9

freigegeben.
Die Auszahlung der Beträge von S
2.090.500,- bzw. S 547.300,-

erfolgt in zwei Teilen; 50 %
werden am 1. 3. 1992 und 50 %

am 1. 9. 1992 an die durch

führenden Vereine ausbezahlt.

Wegen Dringlichkeit wird der
Magistrat der Stadt Steyr gemäß
§ 44 Abs. 5 des Statutes für die

Stadt Steyr zum sofortigen Voll
zug dieses Beschlusses ermäch
tigt.

Ich ersuche Sie um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR

Danke sehr für die Antrag
stellung. Ich darf fragen, wer zu
diesem Antrag das Wort
wünscht? Herr Koll. Eichhübl,

bitte.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Herr Bürgermeister, meine Da
men und Herren des Gemeinde

rates, ich werde mich zum vor

liegenden Antrag sehr kurz fas
sen, nachdem es ja bereits bei
der Stadtsenats-Sitzung, als
dieser Antrag zur Behandlung
angestanden ist, einige Aufklä
rungen möglich waren. Es ist
dabei um die Frage von Personen
gegangen, die dort stundenweise
beschäftigt werden und offen
sichtlich nicht Jene Qualifi
kation haben, die erforderlich ist

und auch kein ordentliches

Dienstverhältnis haben sollen.

Aber diese Frage wurde ja be
reits von Frau Stadtrat Ehren-

huber beantwortet.

Mir geht es heute primär darum.
-  nachdem es ja eine Reihe von
Dringlichkeitsanträgen gibt, die
in entsprechenden Größenord
nungen an den Gemeinderat ge
richtet werden - warum dieser

Antrag die Dringlichkeit zuer
kannt bekommen hat. Es wäre

meiner Ansicht auch notwendig,
dies heute dem gesamten Ge
meinderat zu erklären. Danke.



BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Danke sehr. Gibt es eine weitere
Wortmeldung? Dies ist nicht der
Fall. Schlußwort, Frau Kollegin?

STADTRAT INGRID EHRENHUBER:

Ich darf vielleicht festhalten,
nachdem es vereinbarungsgemäß
festgelegt wurde, daß der erste
Teil mit l. 3. und der zweite je
weils mit I. 9. zur Auszahlung
gelangt, hier aus diesem Grund
die Dringlichkeit zuzuerkennen
wäre, um eben den Vereinen auch
die entsprechende Unterstützung
so bald als möglich zukommen zu
lassen. Ich glaube, das ist der
Grund.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Zeitgemäß! Schnell geholfen ist
doppelt geholfen! Keine weitere
Wortmeldung, wir kommen zur
Abstimmung. Wer ist gegen die
sen Antrag? Niemand. Übt jemand
Stimmenthaltung? Auch nicht
der Fall. Der Antrag ist ein
stimmig beschlossen. Ich bitte
um den nächsten Antrag!

VT7FRIIRGFRMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL TRIFFT UM 14.34 UHR EIN.

STADTRAT INGRID EHRENHUBER:

Bei meinem zweiten Antrag geht
es um die Unterstützung von
Einrichtungen für Kinder in der 3.
Welt. Wie aus dem Amtsbericht

ersichtlich, soll die Vollpaten

schaft für 10 im Haus "Steyr-Ta-
bor" im Kinderdorfprojekt Agnel-

Ashram in Goa/lndien in der Höhe
von S 60.000,- und das Aus
bildungsprojekt eines Praktikan
ten im Bereich der SNF AG mit
einem Betrag von S 50.000,--
unterstützt werden. Insgesamt
wären hiefür Mittel in der Höhe

von S 110.000,- freizugeben und
ich ersuche Sie, auch diesem
Antrag ihre Zustimmung zu ge
ben.

13) Präs-1052/88
Partnerschaft für Einrich

tungen, die der 3. Welt zu
gute kommen - Ausbildungs
projekt Agnel Ashram und
Vollpatenschaft für 10 Kin-
der.

Der Gemeinderat wolle beschlie
ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Büros des Bürgermeisters vom 3.
Februar 1992 soll die Voll
patenschaft für 10 Kinder des
Hauses "Steyr-Tabor" im Kinder
dorfprojekt Agnel-Ashram in
Goa/lndien in Höhe von S
60.000,-- sowie das Ausbil
dungsprojekt eines Praktikanten
im Bereich der Steyr-Nutz-
fahrzeuge AG mit einem Betrag
von S 50.000,— als unmittelbare
Form der Entwicklungshilfe dem
Initiator dieses Kinderdorfpro

jektes, Herrn Dr. Alcantara Gra-
cias, Rooseveltstraße 10, 4400
Steyr, als einmalige, nicht rück
zahlbare Subvention gewährt
werden.

Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  110.000.-



(einhundertzehntausend)
bei der VASt. 1/2590/757000.1

freigegeben.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke. Herr GR Spöck hat sich zu
Wort gemeldet, ich erteile es
ihm.

GEMEINDERAT WHJHELM SPÖCK:
Agnel-Ashram, ein Musterprojekt
in Indien; Hilfe zur Selbsthilfe

ist die beste Art der Ent

wicklungshilfe. Die Skepsis,
wertes Präsidium, werte Kol

leginnen und Kollegen des Ge
meinderates, gegenüber der Ef
fizienz der Entwicklungshilfe
wird überzeugend behoben, wenn
man sich über die Projekte
informiert, die durch Direkthilfe

geschaffen wurden. Ein solches
Projekt ist Agnel-Ashram mit
seinen Schul- und Ausbildungs
möglichkeiten, mit seinem
Schul- und Ausbildungszentrum
für Kinder und Jugendliche. Zu
gleich ist in meinen Augen die
ses Projekt ein Beweis dafür,
daß kein Schilling verloren geht.
Mit vielen Spendengeldern konn
ten hier bereits Werke geschaf
fen werden, die als Hilfe zur

Selbsthilfe die bestmöglichen
Entwicklungshilfen sind, und die
Armut in der 3. Welt begegnen.
Dieses Projekt beschäftigt sich
ausschließlich mit Schul- und

Berufsausbildung von Kindern und
Jugendlichen. Das Ziel ist es,
besonders den ärmsten Kindern -

ohne Unterscheidung ihrer Her

kunft, ihrer Rasse oder Religion
mithilfe einer guten Aus

bildung den Weg in ein selb
ständiges Leben zu ermöglichen.
Bei diesem Projekt werden den
Kindern sowohl technisch-ge
werbliche als auch allgemein
bildende Ausbildungswege ange
boten. Gerade dieses Projekt in
Goa zeigt, Entwicklungshilfe -
im eigentlichen Sinn des Wortes
- muß Hilfe zur Selbsthilfe sein.

Es genügt nicht, jemandem Essen
zu geben. Wir müssen ihm lehren,
wie man sich das Essen erwerben

kann. Der wichtigste Schritt da
zu ist eine gute, auf praktische
Anwendung gerichtete Schulaus
bildung, die dann den Einstieg in
einen Beruf ermöglicht.
Entwicklungshilfe, werte Kolle
ginnen und Kollegen des Ge
meinderates, wertes Präsidium,

heißt nicht, diesen Menschen un

sere Lebensart aufzudrängen,
sondern sie zu befähigen, ihren
eigenen Weg zu finden und ihnen
die Mittel zu geben, ihn auch zu
gehen. Neben dem von mir an
gesprochenen Schulkomplex ent
stand das Kinderdorf, für dessen

Haus "Steyr-Tabor" wir heute die
Vollpatenschaft für 10 Kinder
übernehmen. Vier neue Häuser für

heimlose und in bitterer Not le

bende Kinder wurden Ende

Februar vergangenen Jahres
übergeben. Heuer im Februar,
unter Anwesenheit von Stadtrat

a. D. Pimsl wurde der Grundstein

für das "Haus Steyr" gelegt. Da
mit sind bereits 10 Häuser aus

Österreich errichtet worden.



In diesein Sinne stimme ich per
sönlich gerne dem vorliegenden
Antrag der Entwicklungshilfe,
der Kommune zu, da damit u. a.

den Waisenkindern geholfen wer
den kann. Denn der schönste Er
folg dieses Projektes liegt darin,
daß bisher alle Absolventen auch
Arbeit gefunden haben - vor al
lem aber hunderte Kinder aus den
Slums von Bombay.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Ich danke Koll. Spöck. Wünscht
noch jemand das Wort? Nicht der
Fall. Es wird auch kein Schluß
wort gewünscht und wir kommen
daher zur Abstimmung. Wer ist
für diesen Antrag? Danke sehr.
Gegenprobe? Stimmenthaltung?
Der Antrag ist einstimmig an
genommen. Den nächsten Antrag
bitte.

STADTRAT INGRID EHRENHUBER:

Bei meinem dritten Antrag er
suche ich Sie um Freigabe des
ersten Teilbetrages von 2 Mill. S
für das Jahr 1992 für die Er
richtung von Wohnungen für
behinderte Menschen in Steyr-
Gleink. Der Antrag lautet:

14) Ha-4455/91
Lebenshilfe Oberösterreich:

Errichtung von Wohnungen
für behinderte Menschen in

Steyr, Hasenrathstr. - Sub
vention.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsabteilung V vom 31. 1.
1992 wird von der mit Gemein
deratsbeschluß vom 5. 12. 1991
bewilligten Subvention von S
6.000.000,- an die Lebenshilfe
Oberösterreich für die Errichtung

von Behindertenwohnungen im
Stadtteil Gleink der Teilbetrag

für 1992 von S 2.000.000,— bei
der VSt 5/4130/777000.1 frei
gegeben.
Von diesem Betrag sind S
82.222,- für die mit Bescheid
vom 16. II. 1990, Bau2-2690/
90, der Lebenshilfe Oberöster
reich gestundeten Anliegerbei
träge (Fahrbahnkostenbeiträge)
einzubehalten.

Ich ersuche um Ihre Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

IHENMAYR

Danke sehr. Wird dazu das Wort
gewünscht? Das ist nicht der
Fall. Ist jemand gegen diesen An
trag? Auch nicht der Fall.
Stimmenthaltung wird nicht an
gezeigt. Der Antrag ist ein
stimmig beschlossen.

STADTRAT INGRID EHRENHUBER:
Mein letzter Antrag betrifft den
Notarztwagen bzw. die Übernah
me der Kosten für die Notfall
sanitäter. Nachdem sich diese
Einrichtung bestens bewährt und
schon sehr vielen unserer Mit
bürger rasche Hilfe zuteil wurde,
darf ich Sie bitten, auch diesem
Antrag Ihre Zustimmung zu ge
ben. Der Antrag lautet:



15) Ha-7442/87
Einrichtung eines Notarzt
wagens in Steyr; Beitrag zu
den Kosten der Notfallsani

täter.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 4. 2.
1992 werden zur Finanzierung
von 3 Notfallsanitätern des

Steyrer Notarztwagens 37,5 %
der Gesamtpersonalkosten der 8
hauptberuflichen Notfallsanitä
ter, d. s. S 1,149.000,— für das

Rechnungsjahr 1992 freigegeben.
Darüber hinaus wird auch der

Ausbezahlung des Differenzbe
trages zwischen den tatsächlich
aufgelaufenen Lohnkosten aus
dem Jahre 1991 und den ge
leisteten Akontozahlungen in
Höhe des auf die Stadt Steyr
entfallenden Anteiles von S

47.299,38 zugestimmt.
Die Bezahlung dieser Lohnkosten
hat in vier gleichen Teilen zu
erfolgen, wobei die erste Quar
talsrate bereits unmittelbar

nach Beschlußfassung zur Aus
zahlung zu bringen ist, ebenso
wie der Differenzbetrag für das
Jahr 1991. Die zweite Rate ist

am 15. 5., die dritte Rate am 15.

8. und die vierte Rate am 15. 11.

1992 fällig und somit zu diesen
Terminen zur Auszahlung zu
bringen.
Die hiefür erforderlichen Mittel

im Ausmaß von

S  1.196.300.-

(einemillioneinhundertsechs-

undneunzigtausenddrei hundert)
werden bei der V St

1/5300/757000.2 freigegeben.

Ich bitte Sie, auch diesem Antrag
Ihre Zustimmung zu erteilen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Danke sehr. Wird zu diesem An

trag das Wort gewünscht? Nicht
der Fall und wir kommen zur

Abstimmung. Wer für den Antrag
ist, den bitte ich um ein Zeichen

der Zustimmung. Danke. Gegen
probe? Stimmenthaltung wird
nicht geübt. Keine Gegenstimmen

der Antrag ist einstimmig
beschlossen. Ich danke der Be

richterstatterin Frau Stadtrat

Ingrid Ehrenhuber für ihre An
tragstellungen.
In der Zwischenzeit ist Herr

Vizebürgermeister Dr. Pfeil
wohlbehalten aus Wien einge
troffen, ich darf ihn herzlich be

grüßen und ihm den Vorsitz
übergeben.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Ich danke für den Vorsitz und

gebe zur Berichterstattung Herrn
Bürgermeister Leithenmayr das
Wort.

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI
STER HERMANN LEITHENMAYR:

Der erste Antrag, meine Damen
und Herren des Gemeinderates,

betrifft eine Investitionsförde

rung besonderer Art für die Steyr



Nutzfahrzeuge AG. Wie Sie alle
wissen, haben wir uns gemein
sam sehr bemüht, hier von der

Bundes- und der Landesregierung
entsprechende Förderungsmittel
zu bekommen, damit ein Ausbau,
eine Großinvestition und eine
Standortsicherung unserer tradi
tionellen Betriebe in der ehe

maligen Steyr-Daimler-Puch AG
erfolgen kann. Es ist uns ge
lungen, auf Bundesebene große
finanzielle Mittel und auf Lan

desebene ebenfalls ansehnliche

Mittel frei zu bekommen. Nicht

zuletzt dadurch, daß wir auch
unsere Bereitschaft erkennen

haben lassen, auch als Gemeinde
maßgeblich zu fördern. In diesem
Zusammenhang sind Beschlüsse
erforderlich, daß wir insgesamt

20 Mill. S zu dieser Investi
tionsförderung als Stadt Steyr
beitragen. Insgesamt sollen da
durch 2,8 Milliarden Schilling-
Investitionen ausgelöst werden
und wir hoffen, daß dadurch auch

eine maßgebliche Beschäfti
gungssicherung und Zukunfts
orientierung stattfinden kann.
Aus diesen Gründen ergeht der
Antrag des Stadtsenates an den
Gemeinderat:

1) Ge-781/91
Steyr Nutzfahrzeuge AG;
Investitionsförderung.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen;

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsabteilung II vom 10.
Februar 1992 wird der Steyr
Nutzfahrzeuge AG für Investi

tionen im Gesamtausmaß von 2,8

Mrd. S eine Förderung in Höhe von
20 Mill. S gewährt. Die
Auszahlung dieses Förderungs
betrages erfolgt auf folgende
Weise:

a) Die erste Hälfte dieses För
derungsbetrages, das sind 10
Mill. S, erfolgt in Form einer
Barleistung im Jahre 1992. Die
hierfür erforderlichen Mittel im
Ausmaß von 10 Mill. S werden
bei VASt. 5/7820/776070.8
freigegeben.

b) Die Auszahlung der zweiten
Hälfte des Förderungsbetrages
erfolgt in drei gleichen Jahres
raten in Form von Lohnsum-
mensteuerrefundierung für die
Jahre 1992, 1993 und 1994. Die
Auszahlung dieser Jahresraten
erfolgt jeweils zu Beginn des
dem jeweiligen Lohnsummen-
steuerzeitraum nachfolgenden

Jahres, also Anfang 1993, 1994
und 1995.

Meine Damen und Herren des Ge
meinderates, um Ihre Zustim
mung wird gebeten.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Ich danke dem Berichterstatter.

Gibt es zu Punkt 1) Wortmel
dungen? Keine Wortmeldung.
Wünscht der Referent noch ein
Sch lußwort?

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR

Danke, nein.



VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Dann darf ich zur Abstimmung
kommen. Wer ist für diesen An

trag? Gegenprobe? Wer enthält
sich der Stimme? 2 Stimm

enthaltungen (GAL). Wer ist ge
gen den Antrag? Niemand. Ich
danke; wir kommen zu Punkt 2).

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Im nächsten Antrag soll be
schlossen werden, daß die Mit

telfreigabe für eine Organi
sationsberatung durch das Kom
munalwissenschaftliche Doku

mentationszentrum stattfindet.

Der Antrag des Stadtsenates
lautet:

2) Präs-2/92

Organisationsberatung für
den Magistrat der Stadt
Steyr durch das Kommunal
wissenschaftliche Dokumen-

tationszentrum.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 7. Jan.
1991 wird der Auftrag für eine
Organisationsberatung an das
Kommunalwissenschaftliche Do

kumentationszentrum, einer Ein
richtung des Österreichischen
Städtebundes, zu einem Pau
schalpreis von

S  600.000,-

(sechshunderttausend)
vergeben.
Zu diesem Zweck erfolgt die
Freigabe des genannten Betrages

bei der VA-Stel le

5/0100/728000.8.

Wegen Dringlichkeit gemäß § 44
Abs. 5 des Statutes für die Stadt

Steyr wird der Magistrat der
Stadt Steyr zum sofortigen Voll
zug dieses Beschlusses ermäch
tigt.

Auch hier bitte ich um Ihre Zu

stimmung.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Gibt es Wortmeldungen?
Herr Dr. Schwager, bitte.

GEMEINDERAT DR. TCLMAN HORST

SCHWAGER:

Sehr geehrtes Präsidium, sehr
geehrte Damen und Herren. An
sich - das darf ich vorweg neh
men - begrüßen wir diese Ak
tivität der Gemeinde und werden,
weil es unseres Erachtens ja
nichts ist als ein erster Schritt

- was wir schon aus der Grö

ßenordnung des hier zur Dis
kussion stehenden Betrages se
hen. unsere Zustimmung erteilen.
Wir finden es notwendig und ha
ben auch früher schon immer

darauf hingewiesen, daß die Ver
waltungsorganisation einmal
wirklich durchforstet wird. Wir

stehen auch der Auffassung nahe,
daß hier sämtliche Mitarbeiter

in diese Bestandaufnahme ein

geschaltet werden sollen, daß
sämtliche Mitarbeiter, auch auf
der untersten Basis, ihre Ideen

in diese Be

geschaltet w
sämtliche Mi

der untersten

einbringen sollen und daß man -
aber da gehen wir praktisch



weiter als es hier geschehen ist
-  auch wirklich gute Ideen prä
mieren soll. D. h., so wie man es

auch in der Privatwirtschaft

macht, daß man eben den Leuten

einen Anreiz gibt, darüber nach
zudenken, was sie im unmit

telbaren Arbeitsbereich verbes

sern könnten.

Was unsere und meine Vorbehalte

hiezu sind, ist der Umstand, daß
das Kommunalwissenschaftliche
Dokumentationszentrum des

Städtebundes eingeschaltet
wurde. Es ist uns schon klar, daß

diese Organisation qualifiziert
für derartige Arbeiten ist, aber
wir glauben nicht, daß diese
Organisation - wie es im
Amtsbericht steht - extern und

neutral ist. Wir könnten uns

vorstellen, daß in Hinkunft und
bei weiteren Schritten, diese

weiteren, einzelnen Schritte der
Wirtschaftlichkeitsüberprüfung

ausgeschrieben werden. Wir
halten dafür, daß zu den Punkten,

die hier aufgelistet sind.
Straffung der Aufgaben- und
Führungsstruktur gehört; sehr
gut! Gehört gemacht; Verstärkung
der Bürgerorientierung, gehört
gemacht - noch etwas gehört; Ef
fizienz der Arbeit. Nach unseren

Begriffen ist Arbeit allein nicht
alles, sondern Arbeit in der Zeit
einheit zählt und das ist LEI

STUNG. Danke.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Ich danke Hr. Dr. Schwager. Als
nächster zu Wort gemeldet hat
sich Herr Ing. Schloßgangl.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Sehr geehrte Herren Bürgermei
ster, meine Damen und Herren
des Gemeinderates! Die organisa
torische und betriebswirtschaft

liche Durchleuchtung des Magi
strates Steyr zur Erreichung ei
ner besseren Effizienz der Ver

waltung, verbunden mit ent
sprechenden Kosteneinsparungen,
war eine der Forderungen der
ÖVP-Fraktion, von deren Zusage
wir u. a. eine Zustimmung zum
Budget abhängig gemacht haben.
Wir unterstützen daher den An

trag, das Kommunalwissen-
schaftliche Dokumentationszen

trum mit der Organisations
beratung zu betrauen. Vor allem
auch deswegen, weil erstens
dieses Institut seit 25 Jahren
erfolgreich tätig ist und sehr
gute Referenzen aufzuweisen
hat, wie z. B, Braunau, Ried, Am-
stetten, St. Pölten, Wr. Neustadt,
Innsbruck, Villach, Leibnitz und
andere mehr. Zum Großteil ver

gleichbare Städte wie Steyr.
Zweitens, weil es als gemein
nütziger Verein nicht gewinn
orientiert arbeitet und zudem

keine Mehrwertsteuer verrechnet

wird, es daher kostengünstig ist
und drittens, weil die Stadt
Steyr, so wie alle größeren
Städte, förderndes Mitglied beim
KDZ ist. welches auf Initiative
des Österr. Städtebundes ja ge-



gründet wurde und sich im Laufe

der Jahre als das Beratungs
institut für österr. Gemeinden

entwickelt hat.

Unabhängig von dieser, heute zu
beschließenden Organisationsbe
ratung des Magistrates, ist aber
meiner Meinung nach der ar
beitsfreie, bezahlte Geburtstag
der Magistratsbediensteten seit
1985 zu betrachten. Ich habe

mich damals bei der Bekanntgabe
dieser Bürgermeisterverfügung
namens der ÖVP-Fraktion vehe
ment dagegen ausgesprochen und
Bürgermeister Schwarz aufge
fordert, diese Entscheidung zu
rückzunehmen. Eine beruhigende
Zwei-Drittel-Mehrheit hat ihn

aber bewogen, dies nicht zu tun.
In einer der jüngsten Gewerk
schaftszeitungen wurde von ei
nem wohlerworbenen, ja er
kämpften Recht gesprochen, aber
grundsätzliche Bereitschaft für
Verhandlungsgespräche signali
siert. Uber alles kann man ver

handeln, aber nicht über den ar

beitsfreien, bezahlten Geburts

tag, dessen ungerechtfertigte
Kosten von allen Bürgern, näm
lich den Steuerzahlern, getragen
werden. Daher gehört dieser be
zahlte, arbeitsfreie Geburtstag
ersatzlos gestrichen.
Ich frage den nunmehrigen Bür
germeister, ob und wann er dies
zu tun gedenkt. Verhandeln kann
man über eine leistungsgerechte
Entlohnung, z. B. ist es für uns im
Bauamt sehr schwierig, einen
Fachakademiker zu bekommen.

Verhandeln kann und sollte man

über die Abgeltung der tat
sächlich notwendigen und gelei
steten Uberstunden, speziell bei
unterbesetzten Abteilungen, oder
über ein Gleitzeitmodell, das

logischerweise zu einer automa
tischen Erfassung der Anwesen
heitszeit führt - von Außensei

tern natürlich wegen der damit
verbundenen Kontrollfunktionen

eher abgelehnt wird. Oder über
die Einarbeitung von Zwickel
tagen - Dienst im Rotations
betrieb. Dann müßten nicht im

mer an Zwickeltagen sämtliche
Beamte anwesend sein und es

kommt jeder einmal zu einem
freien Tag. Diesbezügliche Lö
sungen soll und wird die Or
ganisationsberatung ja hoffent
lich bringen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL;

Danke. Nächste Wortmeldung -
Frau Scheucher, bitte.

GEMEINDERAT EVA SCHEUCHER:

Sehr geehrte Damen und Herren
des Gemeinderates, es war auch

von uns eine wesentliche For

derung, daß eine Organisations-
Analyse des Magistrates Steyr
durchgeführt wird und wir sind
froh, daß diese Arbeit jetzt in
Angriff genommen wird.

Allerdings hätten wir uns dabei
eine wesentlich andere Vor

gangsweise vorgestellt. Hr. Dr.
Schwager hat im wesentlichen
einige Dinge schon angesprochen,
die ich auch sagen möchte in der
Richtung. Üblich bei Vorhaben



dieser Größenordnung - und es
wird ja nicht bei diesen 0,6 Mil
lionen bleiben, die im heurigen
Jahr veranschlagt sind, sondern
das geht ja darüber hinaus - ist
eine öffentliche Ausschreibung
des Projektes. Es ist üblich, daß
Anbote eingeholt werden, daß es
dann zu einem Hearing der an
bietenden Organisationen, Pri
vatpersonen, Institute oder wer
immer sich als Anbieter dar

stellt, kommt und daß in diesem
Hearing dann vorgestellt wird,
welche Ziele vorhanden sind, wie

wollen wir diese Ziele angehen,
was wollen wir erreichen, wie
wollen wir die Beamten ein

binden. Denn sie sind ja un
mittelbar von dieser Organi
sations-Analyse betroffen und
ich könnte mir durchaus vor

stellen, daß es auch für die Be
amten Vorteile geben könnte -
durch eine neu strukturierte Ar

beit z. B. Es könnte sich aber

auch herausstellen, daß sich
finanzielle Vorteile für die Stadt

Steyr daraus ergeben.
All das müßte dann diskutiert

werden und dann könnte man eine

Entscheidung treffen. Hier wurde
ja das Kommunalwissenschaft
liche Dokumentationszentrum

quasi schon bestellt. Eigentlich
fehlt nur mehr eine Formsache,

der heutige GR-Beschluß. Ich
möchte hier absolut nichts gegen
dieses Dokumentationszentrum

sagen. Mir wurde gesagt, daß es
eine Institution des Städte

bundes ist. d. h. die Stadt Steyr
zahlt Mitgliedsbeitrag im Städ

tebund und bedient sich deshalb
natürlich dieses Dokumenta

tionszentrums - gut. Es ist mir
gesagt worden, dieses Dokumen
tationszentrum hat schon sehr

gute, wirkungsvolle Arbeit in an
deren derartigen Angelegen
heiten geleistet - auch gut. Nur
denke ich mir. wenn das so ist
und wenn das alles stimmt, dann
hätte sich das auch bei einer
öffentlichen Ausschreibung, bei
einem Anbot von mehreren

Firmen herausgestellt und dann
wäre das genauso positiv ge
wertet worden. Möglicherweise
hätte auch bei einer öffentlichen
Ausschreibung das Dokumenta
tionszentrum den Auftrag er

halten. Warum nicht? Aber mir
gefällt die Art einfach nicht, wie
hier ein Unternehmen als alleini

ges Instrument hingestellt wird.
Das müssen wir jetzt nehmen -
ich weiß nicht, gibt es dann gar
nichts, wenn wir das nicht neh
men? Das ist einfach nicht der

neue Stil, von dem wir gehofft
haben, daß er hier im Rathaus
einziehen wird. Danke.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Danke; als nächster hat sich Herr
Dkfm. Zagler zu Wort gemeldet.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER;

Sehr geehrte Bürgermeister, sehr
geehrte Damen und Herren! Kla
rerweise - als Finanz- und Per
sonalreferent in einer Person -

kann dieser Antrag nicht zur Ab-



Stimmung kommen, ohne daß ich
ein paar Bemerkungen dazu fallen
lassen möchte.

Es haben ja die Sprecher der
Fraktionen alle getan, als hätten

sie die Organisations-Untersu
chung oder -Beratung "vom Zaun
gebrochen". Es waren alle be
teiligt - ich gebe es zu - und die
Zustimmung zum Budget ist den
Fraktionen dadurch leichter ge
fallen, daß wir das Ja bereits in
unserer Grundvorlage des Bud
gets enthalten hatten. Ich will
jetzt aber nicht wieder erklären,
wer das Kind gezeugt hat. Auf
jeden Fall sehe ich das, daß wir
es rechtzeitig zur Welt bringen
wollen und die Versuche, die wir

nicht nur bei der Organisa
tionsberatung durch das KDZ ha
ben, sondern in vielen anderen

Bereichen immer wieder fest

stellen müssen, ist die Frage,
daß Sie zwar grundsätzlich ger
ne mit uns einer Meinung sind,
aber lieber auf die lange Bank
schieben möchten.

Ich lese heute in der Steyrer
Zeitung bereits die geplante Um
frage zur Nordspange. Seit Jah
ren wird gesprochen bzw. ver
handelt, werden Pläne gezeich
net. Jetzt ist man endlich so

weit und man will wieder von

vorne beginnen. Ich war damals
in der StS-Sitzung ein bißchen
enttäuscht darüber, daß zwar

jeder - so wie heute - die
grundsätzliche Richtigkeit an der
Organisations-Beratung bejaht
hat. aber auf der anderen Seite

Versuche unternommen worden

sind, sie möglichst heuer nicht
mehr zum Tragen, zum Laufen zu
bringen. So viel zum Zeitfaktor.
Wir sind also interessiert, wenn

wir so etwas machen, daß es

schnell geschieht.
Die zweite Sache, die hier so als

Vorwurf formuliert wird, daß

das KDZ vielleicht nicht so un

abhängig wäre wie ein aus
ländischer Unternehmensberater

oder ein inländischer, der viel

leicht anderswo seine Fähig
keiten auch schon unter Beweis

gestellt hätte. Ich sehe das mit
anderen Bereichen durchaus in

Übereinstimmung. Der Unterneh
mer wird sich zunächst bei sei

ner Handelskammer beraten las

sen und nicht gleich zu einem
externen Berater gehen und hier
gäbe es sehr viele Vergleichs
möglichkeiten. Uns liegt natür
lich schon am Herzen, daß dort,

wo wir Mitglied sind, nämlich
beim Städtebund, und wenn es

dort Institute gibt, diese auch in
entsprechende Auslastung für
unsere Tätigkeit gewinnen kön
nen. Wir sehen die Städtebund-

Mitgliedschaft nicht als verlän
gerte Institution der Personal
vertretung im Rathaus, sondern

als verlängerte Institution der
Gemeinderäte, des Bürgermei
sters und damit der Stadtführung
oder Stadtregierung. Ich glaube,
das ist auch oftmals so zwischen

den Zeilen zu hören, daß man hier

vielleicht nicht dem Städtebund

zutraut, für den Dienstgeber zu
arbeiten, sondern ich habe eher

den Eindruck gehabt, daß Sie



meinen, das sei eine besonders

beamtenfreundliche Sache. Wo

mit ich aber hier nicht "freund

lich" oder "feindlich" hervor

streichen möchte, sondern jenes,

um das es uns allen geht. Näm
lich die Organisation so zu
durchforsten, daß eben bessere,
effizientere Arbeit möglich
wird. Es sind auch die Beamten

im Haus nicht interessiert daran,

Arbeitsabläufe durchführen zu

müssen, von denen sie überzeugt
sind, daß es anders besser ginge.
Das unterstreichen wir voll und

ganz und wir wollen bei der
Entwicklung eines Stärken- und
Schwächekatalogs nicht bloß die
Schwächen erfahren, sondern

auch unsere Stärken, von denen

es Gott sei Dank sehr viele gibt,
die aber leider in der Öffent
lichkeit vielfach verschwiegen
oder vergessen werden, weil man
sich über die Schwächen, die man
entdeckt, eben besser unterhal
ten kann.

Eine Sache dabei - muß ich Dir
sagen, lieber Othmar Schloß-
gangl - wird es nicht geben,
nämlich der arbeitsfreie Ge

burtstag wird nicht fallen. Und
ich sage Dir, warum er nicht
fallen wird: Es wird sich in

kürzester Zeit jeder Bedienstete
seinen Geburtstag nach wie vor
arbeitsfrei gestalten können, al
lerdings mit Guthaben aus einem
Gleitzeit-Modell, an dem wir ar

beiten.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Als nächster hat sich Herr

Stadtrat Holub zu Wort gemeldet.

STADTRAT KARL HOLUB:

Ich glaube, meine Damen und
Herren, hohes Präsidium, daß es
durchaus nicht darum geht, jetzt
eine Diskussion über die Güte
oder die weniger vorhandene Gü
te von Beamten hier im Hause
loszubrechen und vor diesem

Hintergrund die Richtigkeit der
Entscheidung zum KDZ zu dis
kutieren. Dies wäre der absolut

verfehlte Weg. Es wäre auch ein
verfehlter Weg, die Richtigkeit
oder Unrichtigkeit der Entschei
dung zum KDZ davon abhängig zu
machen, ob das Geburtstagspri-
vilegium, das über dieses Haus
einmal verhängt wurde, weiter
besteht in der jetzigen Form
oder nicht. Es wäre ein sehr
verkehrter Weg, jetzt darüber zu
diskutieren, sich nach einem Bild
zu verhalten, das ich nun schil
dern möchte:

Es liegt ein Mensch auf der Stra
ße, es geht im ziemlich schlecht,
die Symptome sind aber nicht
eindeutig erkennbar - er ist je
denfalls sehr blaß und sehr be
wegungslos. Hinzu kommt ein
Facharzt, der denselben Arbeit
geber hat wie dieser Mensch, der
auf der Straße liegt. Er ist
zufällig auch Landesbediensteter
und die staunende Bevölkerung
unseres Landes tritt zusammen

und sagt: "Der darf hier nicht ran.
denn der könnte mit dem unter

einer Decke stecken und unter

Umständen ein Simulieren dieses



Menschen unterstützen! Daher,

tretet zusammen, haltet ein

Konsilium und beruft diverse

Menschen ein, die in derselben

qualitativen Voraussetzung
wenn geht noch besser - wären,
um diesem Menschen Hilfe zu

leisten!" Der Mensch verstirbt,

die Diskussion ist zu Ende, viel

leicht findet sich eine Mehrheit

für einen anderen Arzt, aber der

Patient kann dazu leider - als di

rekt Betroffener - nicht mehr

Stellung nehmen.
Diesen Fehler, meine Damen und

Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, sollten wir als Ge
meinderat der Stadt Steyr nicht
mitmachen und das war unser

Beweggrund, daß wir in der Ge
meinschaft der ÖVP-Fraktion
überlegt haben, was sollten wir
denn zu dieser Organisations
beratung sagen. In Anbetracht
dessen, daß schon gewachsene
Verästelungen im Haus die Res-
sort-Durchmengungen sicherlich
den einen oder anderen Mit

arbeiter im Haus verunsichern

müßten, welcher der Komman

danten denn letztendlich seinem

Zug den letztgültigen Befehl gibt.
Genau dieser Zustand ist es, der

verändert gehört. Und zwar so
schnell als möglich.
Darum haben wir gemeint, wenn
schon ein Facharzt vor diesen

Patienten hintreten kann, der

noch dazu bei seinem Arbeit

geber - nämlich der Vereinigung
aller Städte, sprich Städtebund -
anerkannt ist, so müßte man in

Anbetracht der gegebenen Dring

lichkeit diesem Facharzt den Zu

tritt nicht verwehren.

Ich darf Sie höflich einladen,

dem vorliegenden Antrag doch
zuzustimmen, zumal ja noch ein
Punkt mit hineinmoniert wurde,

der bis jetzt in der Diskussion zu
kurz gekommen ist. Es geht ja
auch noch sehr deutlich darum,

Einsparungen in der Verwaltung
zu erzielen. Also nicht nur Per

sonaleinsparungen, sondern im
allgemeinen Aufwandseinsparun
gen bei gleicher oder verbesser
ter Bürgerfreundlichkeit. Das ist
die Zielsetzung und ich glaube,
daß hier eine sehr gute Ent
scheidung getroffen wurde und
ich hoffe auch, daß sie zum Gu
ten für die Bürgerinnen und
Bürger gelungen ist. Ich stelle
völlig außer Zweifel, daß die Or
gane bzw. Mitarbeiter des Kom
munalwissenschaftlichen Doku

mentationszentrums sich als

verlängerter Arm der Personal
vertretung gebärden werden und
ich nehme an, daß die Vertreter

des KDZ ihre Aufgabe ernst neh
men - nämlich die Verwaltung
bürgernäher, effektiver und,
wenn es geht, auch kostenbe
wußt zu gestalten.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL;

Ich danke. Nach dem Vortrag und
Ausflug in die Medizin ist es also
auch uns jetzt verständlich ge
worden. warum wir hier zu

stimmen sollen.

STADTRAT KARL HOLUB:



Das ist erfreulich.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Gibt es noch Wortmeldungen?
Dies ist nicht der Fall. Wünscht

der Referent ein Schlußwort?

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Ein kurzes. Meine Damen und Her

ren, zunächst möchte ich sagen,
daß ich froh bin, daß offen
sichtlich doch eine große Über
einstimmung herrscht, daß diese
Beratung stattfinden soll, wenn
es auch hier unterschiedliche

"Wege nach Rom" geben soll, geht
man nach dem Willen der ein

zelnen Mitglieder des Gemein
derates. Wir haben eigentlich ge
meint, daß - nachdem in allen
Fraktionen ein gewisser Drang
nach Beratung vorhanden ist -
wir etwas Gutes tun, wenn wir

uns schnell bemühen, das nicht
nur ins Budget hineinzuschrei
ben, sondern auch schauen, daß
es dazu kommt. Es heißt ja, man
kann nur an den Taten erkennen.

Das TUN macht es also aus, ob

man etwas verändern will. Ich

glaube auch, daß es von allen
Seiten recht gut beleuchtet wur
de. Vor allen Dingen ist es ja
auch nicht gleichgültig, was eine
solche Beratung kostet. Ich weiß
nicht, Frau Kollegin Scheucher,
ob Sie wissen, was Beraterfir

men kosten können. Ich habe

damit schon unheilvolle Erfah

rungen gemacht. Hunderte Mil
lionen Schilling kann man auf

diesem Gebiet ausgeben und
manchmal ist es dann so, daß

einem die Berater auf ihrer Uhr

sagen, wie spät es ist. Selbst
wissen wir ja auch einiges, wir
wollen nur versuchen, das aus

einer anderen Sicht beleuchten

zu lassen. Und vor allem kommt

es darauf an, daß hier Erfahrung
miteinfließt. Beraterfirmen für

die öffentliche Verwaltung gibt
es dann auch wieder nicht gerade
zum "Saufüttern" - wenn ich das

so volkstümlich sagen darf.
Herr Dr. Pfeil hat gemeint, die
würden einfach so wachsen. Das

ist gar nicht so. Wir haben uns
auch bei Ihren Referenz-Städten
erkundigt, die Sie angeführt ha
ben - Klagenfurt zum Beispiel. Es
wurde uns mitgeteilt, daß zwar
dort eine Beratertätigkeit durch
ein deutsches Unternehmen
stattfindet - es handelt sich um

die Beraterfirma Aschenbrenner,

sie kostet übrigens 16.000
Schilling pro Beratungstag, wäh
rend unser KDZ nur 7.000
Schilling kostet, was ja nicht
ganz uninteressant ist und bei
dieser Gelegenheit doch auch
gesagt werden sollte. Diese Be
raterfirma berät nicht im Be

reich der Verwaltung, sondern im
Bereich der städtischen Unter

nehmungen, also in einem Be
trieb, in einem Unternehmen und
nicht in der Verwaltung. Und
nicht einmal das ist schon ent

schieden, sondern Ihr Kollege in
Klagenfurt betreibt dies sehr
stark. Das alles hat man uns auf
unsere Anfrage mitgeteilt.



Wir sind selbstverständlich

durchaus offen, wenn hier gute
Beratertätigkeit angeboten wird.
Man soll ja keine Scheuklappen
aufsetzen, aber im öffentlichen

Bereich ist es ein wenig anders
als in den Unternehmungen und
die Beraterfirmen schießen Ja
wie die "Schwammerl" heraus,
denn man kann damit gutes Geld
verdienen. Wir sollten also auf

passen, daß wir das trotzdem
auch unter ökonomischen Ge

sichtspunkten betreiben und im
Haus bleiben. Ich komme jetzt
auch wieder zum Arzt zurück -

wenn wir einen guten Hausarzt
haben, der das ganze noch dazu
billiger macht und ausreichend
Erfahrung und Referenzen mit
bringt, dann sollten wir diese
Chance doch wahrnehmen.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Beim Tierarzt ist das nicht so.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Damit höre ich schon auf. Eines

ist jedoch noch interessant: Hr.
Dr. Schwager hat gemeint, daß
man die Gedankengänge noch
weiter spinnen könnte bis hin zu
V erbesserungs Vorschlags weisen.
Auch das wäre denkbar und man

kann beginnen, darüber nachzu
denken, ob so etwas möglich
wäre. Ein erster Ansatz würde

sich schon bieten, weil dieses

Beraterunternehmen aus dem KDZ

sicher auch Anregungen aus un
serer Belegschaft, von unseren

Bediensteten positiv aufnehmen
wird.

Zur Frage von Koll. Schloßgangl,
wenn ich das jetzt streichen
würde, was mein Vorgänger ein
geführt hat, muß ich sagen, daß
ich kein Diktator bin. Ich bin

doch ein Anhänger des koopera
tiven Führungsstils und daher
bitte ich um Verständnis, daß
man hier im Konsens versucht,
mit unseren Magistratsbedien
steten Wege zu gehen, die positiv
sind und richtig erscheinen. Wenn
wir uns dort und da einmal auf

Irrwegen befunden haben sollten,
-  auch dies kann so und so be

trachtet werden - sind immer

Korrekturen möglich und man
kann ein bißchen an den Schrau

ben drehen. Der Dienstgeber hat
gewisse Vorstellungen, die
Dienstnehmer haben gewisse
Vorstellungen und das muß man
in Verhandlungen, die nicht in
dieser extremen Form präju-
diziert werden sollten, ver

suchen auszureden und zu einer

entsprechenden Lösung zu kom
men.

Ich bitte nun den Herrn Vor

sitzenden, die Abstimmung
durchführen zu lassen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Nachdem das jetzt schon
das Schlußwort war, - und es
noch sehr viel darauf zu sagen
gäbe - komme ich zur Ab
stimmung. Wer ist für diesen An
trag? Gegenprobe? Wer enthält
sich der Stimme? Niemand. Wer



ist gegen diesen Antrag? Nie
mand, also ist der Antrag ein
stimmig angenommen. Nun zu
Punkt 3), bitte.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR-

Als Sportreferent der Stadt
Steyr freue ich mich, einen An
trag stellen zu dürfen, und zwar
für den SK Amateure, der um eine
Subvention angesucht hat zur
Verbesserung der Sportanlage,
der Überdachung der Sitzplatz
tribüne und anderer Arbeiten, die

dort stattfinden sollen. Hiefür

soll von der Stadtgemeinde ein
Betrag von S 285.000,— bei
geschossen werden und ich wür
de um Ihre Zustimmung bitten.

3) Ha-5368/91
SK Amateure Steyr; Ansu
chen um Gewährung einer
ao. Subvention.

Der Gemeinderat wolle beschlie
ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Referates für Schule und Sport
vom 21. 1. 1992 wird dem SK
Amateure Steyr zur Verbesse
rung der Sportanlage (Überda
chung der Sitzplatztribüne u. a.)
eine einmalige, außerordent
liche, nicht rückzahlbare Sub
vention im Ausmaß von S

285.000,— gewährt.
Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  285.000,— (zweihun
dert fünfundachtzigtausend)

bei der VA-Stelle
5/2690/777000.6 freigegeben.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Wir haben den Antrag ge

hört. wer wünscht dazu das
Wort? Offensichtlich keine

Wortmeldung. Ich darf gleich zur
Abstimmung kommen. Wer ist für
diesen Antrag? Gegenprobe? Wer
enthält sich der Stimme? Nicht

der Fall. Wer ist gegen diesen
Antrag? Niemand. Ich stelle Ein
stimmigkeit fest. Danke, der
nächste Antrag bitte.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR:

Das Land Oberösterreich über
mittelt uns eine Sportsubvention
für den SK Vorwärts im Ausmaß
von S 500.000,- als zweckge
bundene Bedarfszuweisung. Die
ser Betrag soll an den SK Vor
wärts weitergegeben werden. Es
geht darum, daß hier ein
Finanzierungsbeitrag zur Errich
tung bzw. Umgestaltung des
Kabinengebäudes zugeschossen
werden soll.

In diesem Zusammenhang kann
ich berichten, daß mir heute die
Mitteilung zugegangen ist, daß
der SK Vorwärts den Gemein
derat einlädt zu einer Besich
tigung der Sportanlage und die
ses Kabinenhauses, zu der wir
maßgeblich beigetragen haben.
Ich werde mir in nächster Zeit -
nach einer Terminabstimmung -
erlauben, eine solche Einladung

an den Gemeinderat weiterzu

reichen.



Nunmehr bitte ich, diesem An

trag zuzustimmen.

4) Ha-3719/90
SK Vorwärts Steyr: Gewäh
rung einer Subvention von S
500.000,-- als Weiterieitung
einer Landesförderung.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Referates für Schule und Sport
vom 30. 1. 1992 wird dem SK

Vorwärts Steyr eine Subvention
als Weiterleitung einer vom Land
00. gewährten, zweckgebundenen
Bedarfszuweisung für die Errich
tung eines Umkleidegebäudes
beim Sportplatz an der Volks
straße in Höhe von S 500.000,--

gewährt.
Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  500.000,-
(fünfhunderttausend)

bei der VA-Stelle

5/2624/777000.5 freigegeben.

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Gibt es zu diesem Antrag
Wortmeldungen? Nicht der Fall,
ich darf zur Abstimmung kom
men. Wer ist für diesen Antrag?
Wer enthält sich der Stimme?

Gegenstimmen? Ich stelle Ein
stimmigkeit fest. Der nächste
Punkt bitte.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR-

Eine weitere Subvention soll die

Union Steyr erhalten, insgesamt

im Ausmaß von 300.000 Schil

ling, in zwei gleichen Jahres
raten. Diesmal geht es hier um
die Subvention für das Jahr 1992

im Ausmaß von 150.000 Schil

ling - 150.000 Schilling wurden
schon im Vorjahr beschlossen.
Ich bitte auch hier um Ihre Zu

stimmung, meine Damen und Her-

5) Ha-7417/90
Union Steyr; Ansuchen um
Gewährung einer ao. Sub-
vention.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Mit Beschluß des Gemeinderates

vom 31. Jänner 1991 wurde der

Turn- und Sportunion Steyr zur
Errichtung eines Vereinsheimes
eine ao. Subvention im Gesamt

betrag von S 300.000,— in zwei
gleichen Jahresraten, in den
Jahren 1991 und 1992, gewährt.
Aufgrund des Amtsberichtes des
Referates für Schule und Sport
vom 30. 1. 1992 wird nunmehr

der Freigabe der zweiten Rate in
Höhe von S 150.000,— an die

Turn- und Sportunion Steyr zu
gestimmt.
Die Ausbezahlung des angeführ
ten Betrages hat gegen Vorlage
entsprechender Rechnungen zu
erfolgen.
Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  150.000,-

(ein hundertfünfzig tausend)
bei der VA-Stel le

5/2690/777000.6 freigegeben.



VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Danke. Gibt es Wortmeldungen?
Herr Gemeinderat Oskar Holub,
bitte.

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

Ich möchte grundsätzlich zu den
Sportförderungen etwas sagen,
nachdem sie mehrmals der Anlaß
für Auseinandersetzungen - nicht
nur in den Medien - waren.

Grundsätzlich glaube ich, daß
Sport gefördert gehört, daß man
aber schon aufpassen muß, daß
es nicht ausufert. Ich glaube, daß
in Steyr zum jetzigen Zeitpunkt,
unter einem sehr sportbegeister
ten und sportfreundlichen Bür
germeister Leithenmayr, es auch
die Funktionäre wissen, daß
Sportsubventionen kaum abge
lehnt werden. Ich habe so den
Verdacht, daß es für die Vereine
schon auch andere Möglichkeiten
geben würde, - z. B. einen Floh
markt zu organisieren - um im
vermehrten Ausmaß Investitio

nen zu treffen.

Ich habe aber schon den Ver
dacht, so sehr ich mich auch als
Zuschauer am Vorwärtsplatz
freue und so sehr ich es positiv
finde, daß dort Leute ihre Ag
gressionen loslassen können usw.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Stimmt nicht, laut der letzten
SPÖ-Aussendung!

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

Also dieser Meinung bin ich
nicht, daß man nur durch ...

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Ja, ich auch nicht ganz!

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

... nur durch Sport das Drogen
problem bekämpft - da weiß ich
andere Dinge.
Ich glaube einfach, daß man
schon schauen soll, daß nicht

indirekt Spielergehälter subven
tioniert werden. Wenn der SK
Vorwärts Steyr beispielsweise
seine Gehälter reduzieren würde
- es gibt Spieler, die über 70.000
Schilling im Monat verdienen -
und wenn die Stadt dann an

dererseits Kabinengebäude sub
ventioniert. dann sollte man dies
zumindest einmal grundsätzlich
diskutieren und in Frage stellen
dürfen.

Desweiteren meine ich, daß ein
Ungleichgewicht besteht, auf
welches ich auch schon mehr

mals hingewiesen habe, daß es
bei den Sportvereinen zwangs
läufig zu einer Refundierung der
Lustbarkeitsabgaben kommt und
im Kulturbereich dies z. B. noch
nicht stattfindet, immer er

kämpft werden muß und bisher
noch nicht geschehen ist.
Das wollte ich nur kurz zur
Sportförderung anmerken, danke!

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke für den Beitrag. Gibt es
weitere Wortmeldungen? Herr
Dkfm. Zagler, bitte.



STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER;

Nachdem ja viele von uns, leider
nicht alle, selbst Funktionäre in

Sportvereinen sind, könnte ich
mir die Worte ersparen. Ich ma
che es aber für jene, die das vom
Internen her nicht kennen und die

finanzielle Last oder Not der

Vereine daher wenig einschätzen
können und vor allem die Arbeit,

die in den Vereinen geleistet
wird, vielleicht nicht so schät

zen, wie wir sie alle schätzen

sollten. Es geht dabei darum, daß
heute drei Beschlüsse - Punkt 3),
4) und 5) - gefaßt wurden bzw.
noch gefaßt werden, daß aber
andere Beschlüsse heute nicht

gefaßt werden können, weil ja
auch Sportvereine, die Steyrern
zur Verfügung stehen, im Stadt
senat eine entsprechende Ab
lehnung erhalten haben. Sie wä
ren auch nicht als Verhand

lungsgegenstände bei Deinen
Punkten gestanden, weil die Be
träge entsprechend geringer ge
wesen wären. Sie wären auf

Seite 1 der Einladung gestanden,
bei der Kenntnisnahme von Be

schlüssen des Stadtsenates. Sie

wissen das ja alle aus der Zei
tung, daß es sich dabei um den
Windsurf-Club Steyr und um den
Freizeit-Club Resthof handelt,
wo leider eine Ablehnung für be
rechtigte Wünsche dieser Sport
vereine im Stadtsenat erteilt

worden ist.

Ich entnehme auch wieder der

Zeitung, - nachdem ja manche
Parteien kein direktes Gespräch

mit uns suchen, sondern nur Ge

spräche gegen uns - daß hier
eine Verquickung von Parteien-
Finanzierung mit Vereinsfinan
zierung gemacht wird. Ich weiß
nicht, wie dies gemeint ist, aber
es paßt in diesen Zusammenhang
hinein: So quasi Parteienfinan
zierung ist schon erlaubt, aber
Subventionen an - wie es zu le

sen war - parteinahe Vereine zu
geben, das gehörte abgeschafft.
Ich möchte als Funktionär in ei

nigen solchen Vereinen sagen,
daß dort alle Sport betreiben:
Rot, Schwarz, Grün und Blau. Da

her ist die Verquickung der Par
teienfinanzierung mit der Ve
reinsfinanzierung für mich schon
eine Sache, die an bedenklicher

Grenze ist. Klarerweise gehört
der Sport gefördert, klarerweise
gehört auch der Spitzensport
gefördert, denn nur dann, wenn
man eine nachahmenswerte Spit
ze vorfindet, kann man auch den

Sportgedanken in die Breite tra
gen. Ich hoffe, daß diese Ge
sinnung, die sich in manchen Tei
len bei uns breit gemacht hat.
nämlich Politisierungsversuche
in den Sportvereinen zu machen,
der falsche Weg ist und dem ich

nicht gerne beitreten möchte.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Nächster ist Herr Stadtrat

Roman Eichhübl, bitte.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Werte Herren Bürgermeister,
meine Damen und Herren des Ge-



meinderates! Ich habe an sich

nicht damit gerechnet, daß heute
dieser Antrag - wobei es ja um
die Förderung der Union Steyr
geht - die Gelegenheit bietet,
grundsätzlich eine Sportsubven-
tions-Debatte abzuhalten. Daher

erlaube ich mir, aus der Sicht
meiner Fraktion und meiner ei

genen Sicht, auch eine Erklärung
abzugeben. Im besonderen des
wegen, weil Koll. Stadtrat Zagler
auf einige Vereinsförderungen
hingewiesen hat, die eben nicht
die Zustimmung der Freiheitli
chen GR-Fraktion gefunden haben
-  im übrigen auch nicht die der
ÖVP, aber die Begründung wird
die ÖVP sicherlich selbst am be
sten wissen.

Wir - und das möchte ich sehr

klar und deutlich hier zum Aus

druck bringen, um auf das hin
zuweisen, was Koll. Zagler jetzt
gesagt hat, daß auch in unserer
Fraktion ein Umdenken statt

finden soll bezüglich Sport
freundlichkeit - haben niemals

eine Sportförderung von einer
Zugehörigkeit irgendeiner Partei
abhängig gemacht. Für uns ist die
sportliche Tätigkeit immer über
parteilich gewesen und auch de
ren Beurteilung. Da beziehe ich
mich im besonderen Maße auf die
Aussendung der SPÖ, aber das
bedarf ja sicherlich noch einer
Klarstellung und ich hoffe, daß
auch diese Klarstellung in näch
ster Zeit erfolgen wird.
Denn die Begründung, warum wir
einerseits Stimmenthaltung und
andererseits eine Ablehnung zu

diesen zwei vorliegenden Anträ
gen gehabt haben, die Koll. Zagler
angeschnitten hat, liegt wesent
lich woanders. Wir haben einer

seits dem AKSÖ Resthof des
wegen die Zustimmung durch
Stimmenthaltung verwehrt, weil
wir die Auffassung vertreten ha
ben, daß es nicht unbedingt
förderlich ist, für nahestehende,
existierende Institutionen - ich

beziehe mich auf die Sportstätte
Glaser - Konkurrenzverhältnisse

zu schaffen. Das war eigentlich
der tiefere Hintergrund, aber ich
möchte jetzt gar nicht näher
darauf eingehen, was da noch auf
uns zukommt.

Zum zweiten: Da habe ich auch
mit Erstaunen in der Zeitung ge
lesen, daß Herr Bürgermeister
Leithenmayr festgestellt hat,
daß der Windsurf-Club seine
Förderung deshalb nicht erhalten
hat, weil einige im Stadtsenat
eben die Auffassung vertreten
haben, daß man einem Sport
verein, der seine Tätigkeit nicht
in Steyr ausübt, deswegen die
finanzielle Unterstützung ver

sagt hat und er hat festgestellt,
daß es eben keinen See am
Stadtplatz gibt. Dazu muß ich
schon feststellen, daß ein we
sentlicher Unterschied besteht,

wenn man heute Vereinen Sport
förderungen gibt, die beispiels
weise sportliche Betätigung
beim Bergsteigen ausüben - das
ist selbstverständlich. Es geht
jedoch nicht alleine darum, daß
dies ein Sportverein ist, der
nicht in Steyr seine Tätigkeiten



ausübt, sondern uns ist es primär
darum gegangen, daß das Wind
surfen nicht der volkstümliche

Sport schlechthin ist. Wenn - so
glaube ich - jemand einen der
artigen Sport ausübt, soll er zu
mindest einen Großteil dieser

Tätigkeit aus der eigenen Tasche
finanzieren.

Die Begründung geht ja weiter;
Dann könnte es ja so weit gehen,
daß z. B. der Tauchsportclub mit
Berechtigung kommt und sagt,
wir haben die Absicht, am Roten

Meer - weil wir dort unten

Korallentauchen - ein Sportheim
zu errichten und wir wollen eine

Förderung. Ich glaube, das würde
dann Kreise ziehen, die wir nicht

mehr überschauen können. Es

wäre möglich, noch eine Reihe
von Beispielen anzuführen, aber
das würde in diesem Rahmen zu

weit gehen, denn es geht ja tat
sächlich um die Förderung der
Union Steyr, wobei ich voraus
schicken darf, daß die Frei

heitliche GR-Fraktion diesem

Antrag die Zustimmung geben
wird.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke für die Wortmeldung. Als
nächster zu Wort gemeldet hat
sich Herr Stadtrat Zagler. Bitte.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER:

Nachdem wir uns nicht in der Ak

tuellen Stunde befinden, ist es ja
gestattet, sich auch ein zweites
Mai zu Wort zu meiden. Es wird

auch kürzer als das erste Mal

sein. Ich weiß nicht, - Rotes

Meer, Totes Meer oder egal was -
Roman, die Beispiele entbehren
nicht einer gewissen Komik und
den Vergleich, Windsurfen sei
ein Sport für die Reichen und da
her gehört er nicht gefördert,
hast Du auch aus irgendeinem
Märchenbuch herausgelesen. Das
entspricht nicht der Realität.
Worauf ich aber zurückkommen

möchte, ist schon etwas in die

sem Zusammenhang. Und zwar
gab es eine Leserbrief-Serie in
diversen Medien und da habe ich

einen Leserbrief gelesen - "Keine
Kraftprobe" war der Titel. Da
steht drinnen - und das finde ich

schon ein bißchen bedenklich -

was die Sportförderung oder
-gesinnung anlangt: "Unabhängig
voneinander und ohne Wissen

über das Fehlen eines StS-Mit-

gliedes der Sozialdemokrati
schen Fraktion erklärten in einer

Vorbesprechung die Vertreter
der FPÖ und ÖVP. daß sie diesen
beiden Punkten die Zustimmung
nicht geben könnten."
Ich glaube, daß damit auch die
Stärkedemonstration dieser bei

den Parteien bewiesen worden

ist. Ich hoffe, daß die Über
schrift des Leserbriefes von Ob

mann Rudi Zoder Gültigkeit be
kommen wird "Vernunft soll

siegen!" In diesem Sinn hoffe ich
für die Sportvereine noch einigen
Geidfluß.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:



Danke. Nächster ist Herr Gemein

derat Rohrauer.

GEMEINDERAT FRANZ ROHRAUER:

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich möchte an dieser Stelle, als
Obmann des ASKÖ Resthof, fest
stellen, daß wir sehr gute nach
barschaftliche Beziehungen zur
Freizeitanlage Glaser pflegen. Es
werden Siegerehrungen der
Stockschützen dort durchgeführt
und mir ist es nicht bewußt

gewesen, daß die Freiheitliche
Fraktion nicht unterscheiden

kann zwischen Sportarten wie
Stockschießen bei ASKÖ Resthof,
Squash und Kegeln in der Frei
zeitanlage Glaser. Das sind zwei
Paar verschiedene Schuhe und ich

bitte Sie, sich das einmal genau
anzusehen. Die Argumentation
des Hr. Stadtrat Eichhübl ist also

sicherlich eine falsche gewesen.

VrZEBÜRGERMElSTER DR LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Als nächster hat sich Herr

Gemeinderat Gollatsch zu Wort

gemeldet.

GEMEINDERAT RICHARD GOL

LATSCH:

Meine sehr geehrten Herren Bür
germeister, meine Damen und
Herren des Gemeinderates! Diese

Grundsatz-Diskussion, die an

Förderungsvergaben angeschlos
sen wurde, freut mich einer

seits, andererseits sage ich,
Grundsatzdiskussionen ja, aber

zuerst sollte man das Aktuelle

nehmen. Ich darf aber Herrn GR

Holub auf die Frage antworten,

man soll Vereine nicht fördern,

die große Gehälter ausgeben und
man soll anderen Vereinen zwar
Unterstützungen zukommen las
sen, aber sie sollen etwas tun
dafür. Ich glaube, Herr Gemeinde
rat, Sie sind schlecht informiert!
Die kleinen Vereine in der Stadt

können ohne ihr eigenes Zutun,
Flohmärkte und Veranstaltungen
abzuhalten, gar nicht überleben.
Wenn Sie einmal schauen, was so

rundherum an Flohmärkten ge

macht werden, dann sind das die
meisten kleinen Vereine, um

überhaupt überleben zu können.
So groß sind die Subventionen
nicht, die die Stadt, das Land
hier geben. Wenn große Sub
ventionen gewährt werden, dann
muß Leistung dahinter stehen.
Nun zur Lustbarkeitsabgabe. Ja,
die Lustbarkeitsabgaben werden
refundiert - sie werden Jedoch
vorher bezahlt. Nur dort, wo Ein

nahmen sind, kann auch Lust

barkeitsabgabe refundiert wer
den.

Hier im Gemeinderat wird grund
sätzlich über die Themen der

Subvention diskutiert und auch

über das "Wieso?" und "Warum?".
Hier spreche ich als aktiver
Sportler bzw. als Trainer und
Funktionär. Es wird grund
sätzlich schon seit Jahren über

die Errichtung von Heimstätten
bei den Vereinen diskutiert.
Schon sehr lange gibt es ein An
liegen der Leichtathleten des SK
Amateure Steyr, nämlich auf der
Anlage der Rennbahn bzw. in der



ehemaligen Umkleidekabine der
Eishockey-Spieler - die jetzt
nicht mehr gebraucht wird, weil
sie ein neues Haus gebaut haben
-  ein kleines Clubhaus für die

Leichtathleten errichten zu kön

nen. Aus alt hergebrachten Ver
trägen, die zum Teil nur münd
lich überliefert sind, oder aus

welchen Gründen auch immer,

kann das nicht realisiert werden.

Ich ersuche aber wirklich, diese
Gedankengänge einmal zu über
legen, ob den Leichtathleten an
der Bezirkssportanlage Steyr die
Möglichkeit, ein eigenes Club
heim errichten zu können, dar

gebracht wird. Danke.

VlZEBÜRGERMeSTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Ich danke Hr. Gemeinderat Gol-

latsch, der nächste ist Herr

Stadtrat Holub.

STADTRAT KARL HOLUB:

Hohes Präsidium, meine Damen

und Herren, es ist eine eigen
tümliche Diskussion aufgekom
men zu den drei Tagesordnungs
punkten, die offenbar jetzt in
einem diskutiert werden, näm

lich die Förderung für SK Ama
teure, dann zweitens die För

derung für den SK Vorwärts
Steyr und drittens für die Union
Steyr. Bemerkenswert ist, daß
jedenfalls zwei der drei Fälle
Fortsetzungen von bereits zuge
billigten Subventionierungen
sind, von Vorhaben, die im Zu

sammenhang mit der Landes
sportorganisation, mit den Dach

verbänden und mit der Stadt ver

handelt wurden. Jedenfalls trifft

das für die Union und für den SK

Vorwärts Steyr zu. Daß der SK
Amateure Steyr eine Tribünen
anlage errichtet und diese fast
fertiggestellt hat um nicht sehr
viel Geld, - in Anbetracht seiner

Zuschauerzahlen in einer an

nehmbaren Größe - steht auch

fest und wenn dem einen das

Hemd recht war, sollte dem an

deren das Leibchen billig sein.
Man sollte also Gleiches mit

Gleichem messen und auch die

Verhältnismäßigkeit der aufge
wendeten Mittel in der Dikussion

betrachten.

Ein Wort zur Union. Die Frei

heitliche Partei gefällt sich seit
neuestem in einer Diskussion

über die Turn- und Sportunion,
insbesonders hier in Steyr. Viel
leicht diskutiert sie auch des

halb so gerne über die Union, -
über deren Zweckmäßigkeit, de
ren politische Zuordnung - weil
ihr selbst der Allgem. Turnverein
den Tennisplatz weggenommen
hat. Die Union selbst ist keine

politische Vereinigung. Ich
möchte jetzt nicht aus dem
Statut der Union zitieren, aber

Sie werden sicherlich keinen

Hinweis dafür finden, daß die

Union in irgendeiner Form Vor
feldorganisation einer politi
schen Partei ist oder war oder

auch sein will. Wenn Sie die

Damen und Herren Mitglieder der
Union Steyr, die immerhin einen
recht respektablen Tennisclub
betreiben, anschauen, so werden



Sie sehen, daß hier durchaus Da

men und Herren von wirklich al

len politischen Richtungen Sport
betreiben. Von der Sektion Fuß

ball kann man dies nicht mehr

behaupten, weil es sie nicht
mehr gibt, aber der Fußballplatz
selbst steht als Trainingsfeld
und als Wettkampfstätte für das
Leistungszentrum des SK Vor
wärts Steyr zur Verfügung und
die subventionierte Baulichkeit,

um die es hier bei diesem Antrag
geht, stellt nicht nur Infrastruk
tur für die Stockschützen - sie

sind eine sehr erfolgreiche Sek
tion der Union Steyr - dar, son
dern auch Infrastruktur für den

Sportplatz. Ebenfalls ist die Toi
lettenanlage für die Fußballer
mit eingebunden. Sie haben dort
hin jetzt näher als in das Ka
binengebäude des Tennisclubs,
wo sie bisher ihre "Anliegen" an
bringen konnten und so gesehen
ist es also keine Parteienfi

nanzierung, - das schreibe ich
der Freiheitlichen Partei schon

ins Stammbuch - wenn ein

Sportverein gefördert wird, son
dern ein Sportverein, der eben
zufällig Union heißt, bekommt
eine Zuwendung, die weder über
halten noch unbeiegt noch sonst
was ist.

Es ist auch nicht Parteienkrieg,
der die ÖVP veranlaßt hat, im
Stadtsenat gegen die beiden An
träge, die Koll. Zagler erwähnt
hat, zu stimmen. Wobei ich ihm
wirklich glaube, daß ihn die Er
ledigung des Antrages bei den
Windsurfern gekränkt hat - er

war ja der Gründungsobmann der
Windsurfsektion vom ATSV. Ich

glaube auch dem Koll. Rohrauer,
daß es ihn wirklich kränkt, daß

seine Stockschützen nicht "zum

Zug" gekommen sind. Vielleicht
hättest Du, lieber Franz, Deinen

Leitartikel in diesem Steyrer
Stadtmagazin ein bißchen "deut
scher" abfassen können. Ein "par-
teibüchlerischer" Verein ist mir

außer dem ASKÖ keiner bekannt,
weil ja im Statut des ASKÖ die
Zugehörigkeit bzw. die Nähe zur
Sozialistischen Partei drinnen

steht - das ist die Sache jedes
einzelnen, jeder kann das machen
und es geht mich im Grunde gar
nichts an. Ich wollte es nur noch

sagen.

Die Sache mit den Windsurfern -

das haben wir auch im Stadt
senat so zum Ausdruck gebracht
-  hat ihren Grund in einer sehr

diffusen Argumentation über die
Verwendung der Mittel (Matrat
zenlager u. ä.). Ich glaube, wenn
man dies ordentlich beschrieben

hätte, hätte es sicherlich auch
Verständnis gegeben. Diese Sa
che mit den Asphaltschützen am
Resthof hat eine zweifache Di

mension. Die eine hat Kollege

Eichhübl - nicht plakativ, son
dern - plagiativ schon erwähnt,
nämlich daß es der Förderung des
Sportzentrums Glaser konpro
duktiv verläuft, wenn die Stock
schützen quasi ein eigenes Re
staurant errichten können oder

auch nur eine Ausschank möglich
ist. Ich will jetzt hier im Plenum
nicht diskutieren, warum das für



das Freizeitzentrum Glaser nicht

gut ist, ich glaube, das weiß
ohnehin jeder für sich.
Und zum zweiten hat es noch den

Hintergrund, daß meine Fraktion
der Meinung war, daß man den
Ausbau dieser Sportanlage nicht
noch forcieren sollte. Damals hat

der Koll. Willi Spöck gesprochen
und damals ist er von den

Resthofbewohnern zum Teil mit

großer Zustimmung ausgezeich
net worden und von den paar
Funktionären der Stockschützen

mit nicht liebevollen Bemer

kungen, weil die Meinung be
stand, daß die Stockschützen

mitten im Wohngebiet eine doch
eher laute Sportart ausüben. Das
Angebot vom Resthof aus - so
war die Argumentation der ÖVP -
mit Stockschützenplätzen wäre
ohnehin ausreichend eine zusätz

liche Attraktivierung, noch dazu
zu Lasten des von der Stadt

hochzufördernden Betriebes Gla

ser, daher nicht zweckmäßig.

Das ist die wertfreie Argu
mentation, die die ÖVP-Fraktion
im Stadtsenat gebracht hat und
durchaus nicht der Parteienkrieg,
der plötzlich aus "blauen Augen"
in der Sportförderung diskutiert
wird.

Ich wünsche der Frau Kollegin
Bauer - die vorhin zu mir gesagt
hat, bei den Mitgliedsbeiträgen,
die die Union einhebt, wäre von

einer Unparteilichkeit nicht nur
die Rede - die reife Erkenntnis,

daß Geld keine politische Farbe
hat und auch vielleicht die Kraft

zur Erkundigung, wie hoch die
Mitgliedsbeiträge überhaupt sind.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Nachdem wir nun reichlich

aufgeklärt worden sind, möchte
ich schon bitten, wenn es noch

Wortmeldungen gibt, zur Sache,
zu sprechen. Tagesordnungspunkt
ist Union Steyr und wir können
sehr gerne und lange über alles
diskutieren, aber wir sollten uns

doch auf die Tagesordnung be
schränken.

Gibt es also noch Wortmel

dungen? Wenn dies nicht der Fall
ist, würde ich den Referenten
bitten, das Schlußwort zu halten.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Darauf kann in diesem Fall nicht

verzichtet werden, Herr Vizebür

germeister, weil so viel Stoff
geliefert wurde. Das ist äußerst
interessant, wie unterschiedlich

die Sichtweise sein kann - auch

zum Sport. Mir geht es eigentlich
darum, daß der Gemeinderat

insgesamt sportfreundlich ist.
Aus vielerlei Gründen, die ei

gentlich auf der Hand liegen und
wir sollten uns wirklich bemü

hen, hier die parteipolitischen
Gesichtspunkte nicht so sehr
hineinzutragen, weil dies sicher
hemmend und retardierend wirkt

auf die Sportpolitik, die mir so
wichtig erscheint.
Selbstverständlich sind sowohl

die Union als auch der ASKO, der

ÖTB oder der Allgem. Turnverein



unpolitische Vereine. Es gibt je
doch gewisse Naheverhältnisse,
machen wir uns doch nichts vor.

Das ist eben so und es ist hi
storisch begründet. Mich freut
das wirklich sehr, denn ich dach

te nicht, daß es mir vergönnt ist,
im Gemeinderat der Stadt Steyr
sagen zu können, daß der ASKO
heuer 100 Jahre alt ist und ur

sprünglich als Arbeiter-Turn
verein gegründet wurde. Da gibt
es eben einmal eine historische

Sicht und eine gewisse Ver
bindung. Später wurde Ja dieser
Turnverein umbenannt in Ar

beitsgemeinschaft für Sport und
Körperkultur. Wir sollten trotz
dem nicht vergessen, daß man
vor 100 Jahren nicht "Scfaport".
sondern "Sport" gesagt hat. Es
ist nämlich aus dem Englischen
gekommen und es war etwas für
die "Oberen Zehntausend".

Es ist eine großartige Leistung,
daß dem Sport jetzt alle Men
schen nachgehen können und ich
freue mich darüber, daß es ins
besondere in Steyr in vielerlei
Beziehung möglich ist, weil wir
58 Sportvereine haben. Das ist
eigentlich das Positive. Ich bin
auch der Meinung, Herr Kollege
Holub - GR Holub, daß wir na

türlich nicht Spielergagen finan
zieren sollten als Stadt und hie

für Beiträge leisten sollen. Das
haben wir auch nie getan. Worum
es uns geht, ist, daß wir hier
Beiträge leisten, vor allem zum
Bau. zur Errichtung und zur Er
haltung von Sportstätten, damit
dieser Sport ausgeübt werden

kann. Ich stelle nur immer

wieder fest, daß man leicht zu

einem Thema etwas sagt, über
welches man nicht ausreichend

informiert ist - mir geht das
auch manchmal so. Beim Sport
jedoch habe ich mich seit drei
ßig oder noch mehr Jahren als
Funktionär beschäftigt und da
kenne ich mich ein bißchen aus.

Wer weiß denn schon, daß es

mehr als 3.000 Sportvereine in
OÖ. gibt? Und außerdem 35.000
ehrenamtliche Funktionäre, die

hier Leistungen für die Gemein
schaft bringen, die ungemein
wertvoll erscheinen und die
wahrscheinlich in Österreich
maßgeblich dafür sind, daß wir
nicht solche Probleme mit der
Jugendkriminalität oder mit der
Drogensituation haben, als an
derswo. Ich bin davon überzeugt,
daß es wichtig ist, sinnvolle
Freizeitbeschäftigung zu haben
und der Sport ist eben eines von
mehreren Angeboten. Die Inve
stitionen, die wir dort tätigen,

sind gemessen an den Ak
tivitäten, die stattfinden. Ich
möchte auch noch sagen, daß im
kulturellen Bereich, zumindest

bei den Bauten, Herr Koll. Pfeil -
vielleicht nicht so sehr bei den

zeitgenössischen Aktivitäten
sehr viel geleistet worden ist -
Kulturstätten. Bei den Sport
stätten befinden wir uns etwas

in der Hinterhand, wenn wir uns

-  ich habe das schon einmal ge

sagt - mit anderen Städten oder
Regionen dieser Größenordnung
vergleichen. Wir müssen die Ve-



reine auf der einen Ebene för

dern, damit sie das erhalten

können, was es gibt, damit sie
ausbauen können und wir müssen

als Stadt schauen, daß unser

Stadtbad, unsere Eishalle und

eine Dreifach-Turnhalle jetzt
einmal entsteht - das haben wir

notwendig. Die Theater haben wir
in einer anderen Periode erbaut

und wir werden sie auch erhalten

müssen. Dafür möchte ich werben

und den Gemeinderat bitten, da

für einzutreten.

Die Diskussion war sehr interes

sant, aber im Sport - überhaupt
die 1. Division - haben Sie, Herr

Kol!. Holub, wirklich keinen

"Dunst" davon, das muß ich schon

sagen.

Gelächter

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

Macht ja nichts.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Es macht wirklich nichts, aber

wir sollten darüber reden. Spor
tein wäre nicht schlecht, es ist

für den ...

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

Daniel Madiener ist ein Freund

von mir, ich bin sehr gut in
formiert.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

... es ist für den Kreislauf sehr

gut. glauben Sie mir. Sie mußten
hier einmal abtreten, weil Sie

eine Kreislaufschwäche hatten.

Das kann natürlich jedem pas
sieren. aber es ist einfach für

die Gesundheit wichtig, ein biß
chen Sport zu betreiben.
Kommen wir noch einmal zur I.

Division und sehen wir uns diese

Vergleiche an. Vorwärts Steyr
spielt in dieser Division, trägt
den Ruf von Steyr in die Welt
hinaus und wir sollten das als

Werbung für uns sehen. In
Wirklichkeit machen sie das

nämlich mit sehr wenig finan
ziellen Mitteln. Der FC Tirol hat

beispielsweise ein Budget von
100 Millionen Schilling, wie man
hinter vorgehaltener Hand be
hauptet. Denken Sie einmal da
rüber nach, was die Vorwärts hat

im Verhältnis dazu einen

"Klacks"! Außerdem bezuschus-

sen wir nur ein Drittel der Ko

sten, wenn eine Sportstätte ge
baut wird. Ein weiteres Drittel

bezahlt nämlich die Oö. Landes

regierung - wie Koll. Stadtrat
Holub richtig gesagt hat. Wir
haben uns zurecht gelegt, daß
wir etwa ein Drittel fördern,

wenn wir glauben, daß ein sol
ches Bauvorhaben gerechtfertigt
erscheint, und zwar in An

betracht der Aktivitäten, die bei

einem Sportverein eben geleistet
werden. So sollten wir es sehen

und wenn wir den Sport fördern
können, dann sollten wird dies

auch tun.

Teilweise war die Diskussion

wirklich humorvoll, überhaupt
Koll. Eichhübl hat mir sehr gut
gefallen. Das muß ich wirklich



sagen, es war großartig. Kein
See am Stadtplatz usw. Es ist
auch richtig, sonst wären wir
nämlich Venedig und nicht Steyr,
wenn wir einen See am Stadt

platz hätten.

Gelächter

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Herr Bürgermeister, meine Aus
führungen waren nur ergänzend
zu Deinen Aussagen. Du hast von
den Bergen am Stadtplatz ge
sprochen usw.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Naja, das ist nur, wenn man den
Gedankengang fortsetzt. Bei den
Windsurfern ist es ja noch be
herrschbar. Schwierig wird es
dann beispielsweise bei den Na
turfreunden, dem Alpenverein
oder der Bergrettung. Da müßten
wir nämlich die Berge herein
holen.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Darüber könnten wir nach der

GR-Sitzung ausführlich diskutie-

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Noch ein Wort dazu, lieber Ro
man, Du hast gemeint, daß Sur
fen nicht volkstümlich sei. Diese

Klassifizierung kann ich auch so
nicht gelten lassen, denn die
Frage ist, was man als volks
tümlich betrachtet. Ich glaube,
daß es eine Sportart ist. die auf

der Höhe der Zeit ist und diese
ändert sich eben ständig. Aber
das ist ohnehin keine Recht
fertigung für Dich, denn das Eis-
stock-Schießen ist volkstümlich

und da habt Ihr auch nicht zu

gestimmt. Also auch diese Ar
gumentations-Linie trifft in
Wahrheit nicht zu und ich würde

nach diesem etwas humori

stischen Ausflug zum Schluß
kommen und sagen, bitte, liebe
Mitglieder des Steyrer Gemein
derates, steht dem Sport positiv
gegenüber und unterstützt ihn. Es
ist vergleichsweise billig, es ist
ein Beitrag dazu, daß sich die
Menschen ihre Freizeit selbst

gestalten können, daß sie sich
gesund erhalten können, es ist
insgesamt sehr positiv, weil hier
auch Kommunikation stattfindet

und weil hier eine positive, ge
sellschaftliche Entwicklung

maßgeblich beeinflußt und aus
gelöst wird.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Ich danke dem Herrn Bürger
meister und wünsche mir nur.

daß es auch im Bereich der Kul

tur, also wenn es dann um grö
ßere Kulturausgaben geht, der
Gemeinderat mit demselben Elan

und derselben Begeisterung den
kulturellen Vorhaben dieser

Stadt zustimmt, weil auch Kul
tur - ich zitiere jetzt wörtlich -
"den Menschen vor Rauschgift,
Alkoholexzessen und rechtsradi

kalen Denkweisen schützt". Zitat

Ende. Danke.



Ich komme zur Abstimmung. Wer
für den Antrag Nr. 5) Union Steyr;
Ansuchen um Gewährung einer ao.
Subvention ist, der erhebe zum

Zeichen der Einverständnis seine

Hand. Danke. Gegenprobe, wer
enthält sich der Stimme? Keine.

Wer ist gegen diesen Antrag?
Niemand. Ich steile Einstimmig
keit fest. Danke schön, weiter zu
Punkt 6).

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Der nächste Antrag, meine Damen
und Herren, betrifft wiederum

eine Wirtschaftsförderungs-An-
gelegenheit, und zwar die För
derung der zweiten Ausbaustufe
des BMW-Motorenwerkes. Hier

ergeht folgender Antrag an den
Gemeinderat:

6) Präs-486/78
Förderung der II. Ausbaustu-
fe des BMW-Motoren-Werkes.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsabteilung II vom 21.
Februar 1992 wird entsprechend
der Förderungsvereinbarung für
die II. Ausbaustufe des BMW-

Motoren-Werkes der für das Jahr

1992 zu leistenden Lohnsummen

steuerrückvergütung in Höhe von
S  5,865.468,-- zugestimmt.
Die hiefür erforderlichen Mittel

im Ausmaß von

S  5.866.000,-

(fünfmillionenachthundert-

sechsundsech zig tausend)

werden bei VASt.

5/7820/776020.3 freigegeben.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke, wünscht jemand das Wort
zu diesem Antrag? Nicht der
Fall, kommen wir zur Abstim

mung. Wer ist für diesen Antrag?
Wer ist gegen diesen Antrag?
Stimmenthaltungen? Einstim
migkeit ist festgehalten. Danke.
Punkt Nr. 7) bitte.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR-

Der nächste Antrag beschäftigt
sich mit der Entsendung von Mit
gliedern in den Beirat der Spar
kasse Steyr AG. Es ergeht fol
gender Antrag an den Gemein
derat:

7) Präs-685/8I

Spa-6331/80
Entsendung von Mitgliedern
in den Beirat der Sparkasse
Steyr AG.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsabteilung II vom 18.
Februar 1992 werden von der

Stadt Steyr in den Beirat der
Sparkasse Steyr AG als Mit
glieder folgende Personen ent
sendet:

Bürgermeister Hermann Lei-
thenmayr; Kfz- Mechaniker.
4400 Steyr, Wehrgrabengasse 24
SPÖ;



Prok. Klaus Gstöüner: Kaufm.
Angestellter, 4400 Steyr. Kling
schmiedgasse 24
Friederike Mach: Kaufm. Ange

stellte. 4400 Steyr, Leharstraße
1 3

Alois Kranzmayr: Selbständi
ger Fotokaufmann, 4400 Steyr,
Enge Gasse 31
Dr. Kurt Schmidl: Magistrats
bediensteter, 4400 Steyr, Ta-
schelried 13

Johann Schützner: Installa
teurmeister, 4400 Steyr, J.
Puch-Straße 25

Othmar Stellnberger: Partei
sekretär, 4400 Steyr, Stein
brecherring 23
FPQ:

Ing, Wolfgang Fahrnberger:
Kaufm. Angestellter, 4407 Steyr,
Hausleitnerstraße 2

Ulrike Fuchs: Sachbearbeiterin,
4400 Steyr, Sarninggasse 24
Hans Dieter Götz: Tischler

meister, 4400 Steyr, J.-Wokral-
Straße 7

Alois Haas: Gewerbetreibender,

4407 Steyr, Mühlbauernstraße
1 0

QVP:

Klaus Jansky: Rauchfangkeh-
rermeister, 4400 Steyr, Berg
gasse 29
Engelbert Lengauer: Haupt
schuldirektor, 4400 Steyr, J.
Puch-Straße 4

Wolfgang Wieser: Kfz-Me-
chanikermeister. 4400 Steyr,
Haratzmüllerstraße 76

Um Ihre Zustimmung wird ge
beten.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Danke. Wünscht zu diesem Antrag
jemand das Wort? Ich sehe, daß
dies nicht der Fall ist und komme

zur Abstimmung. Wer ist für
diesen Antrag? Wer enthält sich
der Stimme? Zwei Stimment

haltungen. Wer ist gegen diesen
Antrag? Niemand.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wer hat sich enthalten?

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT
ZAGLER:

Es geht um Befangenheit und Sie
dürften gar nicht mitstimmen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Können wir uns einigen, daß die
Befangenen nicht mitgestimmt
haben? Also stelle ich Ein
stimmigkeit fest. Punkt Nr. 8)
bitte.

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

Ich habe mich enthalten und bin
nicht befangen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Also haben wir zwei Ent
haltungen zu verzeichnen. Ihre
und die des Bürgermeisters.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR:

Ich bin befangen!



GEMHNDERAT OSKAR HOLUB:

Ich habe mich enthalten, weil ich

nicht damit einverstanden bin,

daß die GAL bei diesem Spar
kassen-Beirat nicht zumindest

mit einer Vertrauensperson ver
treten ist.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Ist notiert! Also haben wir eine

Stimmenthaltung (GAL) - die
Betroffenen haben sich enthalten

- und ich bitte um Punkt 8).

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Im nächsten Antrag soll eine
Verlängerung eines bereits am 6.
6. 1974 abgeschlossenen Ver
trages über das Einweisungs-
recht von Heimplätzen in Salz
burg zum Beschluß erhoben wer
den.

8) Ha-6I73/9I
Verlängerung des am 6. 6. 74
abgeschlossenen Vertrages
über das Einweisungsrecht
von Heimplätzen in Salzburg.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Referates für Schule und Sport
vom 2. 3. 1992 wird dem Ab

schluß des Vertrages zwischen
der Stadt Steyr und der "Wirt
schaftshilfe der Arbeiterstu

denten Salzburgs", Egger-Lienz-
Gasse 3, 5020 Salzburg, betref
fend die zur Verfügungstellung
des EinWeisungsrechtes für sie
ben Heimplätze in deren Hoch

schülerheime gegen einen Betrag
von insgesamt S 700.000,— für
die Dauer von 15 Jahren Zu

ges t i m tn t.
Die Anweisung des Betrages hat
in 2 Raten zu erfolgen, wobei für
das Rechnungsjahr 1992 S
250.000,— und im Rechnungsjahr
1993 S 450.000,— freigegeben
werden.

Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  250.000,-
(zwei hundertfünfzig tausend)

bei der VA-Stelle

1/2890/757000.5 freigegeben.
(BEILAGE)

Ich bitte um Zustimmung.

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Wünscht dazu jemand das
Wort? Herr Gemeinderat Mag.
Philipps, bitte.

GEMEINDERAT MAG. HARALD PHI

LIPPS:

Meine sehr verehrten Damen und

Herren des Gemeinderates, wer

tes Präsidium! Sie sehen hier ei

nen Antrag vor Ihnen liegen, der
auf den ersten Blick einen re

lativ hohen Betrag ausweist.
Wenn Sie allerdings bedenken,
daß dieser Betrag durch 15 zu
dividieren und dann noch einmal

durch die Heimplätze zu teilen
ist, die zur Verfügung stehen,
dann kommen Sie weit unter

700,-- Schilling pro Monat pro
Person.



Sie sehen vor Ihnen eine Person,

die von diesem Einweisungsrecht
Gebrauch machen durfte, d. h., die

Möglichkeit hatte, trotz nicht
allzu finanzkräftiger Eltern
wenn ich so sagen darf - ein Stu
dium zu absolvieren. Dieser As

pekt der politischen Richtung,
dem könnte man natürlich auch

sofort entgegen halten, daß sich
hier in diesem GR auch ein

zweites praktisches Beispiel be
findet, das in einem WIHAST-
Heim einen Platz gefunden hat -
es ist Koll. Pfeil, der auch 3 Se
mester lang, wenn ich richtig
informiert bin, im WIHAST-Heim
wohnen konnte.

Ich bin, meine sehr verehrten Da
men und Herren des Gemein

derates, auf der einen Seite sehr
wohl für Einsparungen, aber ich
möchte doch klar und deutlich

sagen, daß diese Einsparungen
nicht auf Kosten der finanz

schwächeren Bevölkerung ge
schehen darf. Aus diesem Grund

habe ich mich einerseits zu Wort

gemeldet und andererseits kann
ich mir dabei nicht vorstellen,

daß jemand gegen eine solche
Förderung und eine solche Mög
lichkeit, bei der der Stadtge
meinde die Chance gegeben wird,
auch Steyrer unterzubringen, et
was dagegen haben kann und
vielleicht auch die finanzschwä

cheren Bevölkerungsschichten
bei ihrer Ausbildung behindert.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Als nächster hat sich Herr
Stadtrat Eichhübl zu Wort ge
meldet.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Wertes Präsidium, meine Damen

und Herren des Gemeinderates,

ich darf vorausschicken, daß ich
nicht im WIHAST war, aber

trotzdem die Gelegenheit wahr
nehmen möchte, um hier fest
zuhalten, daß auch dieser Antrag

bereits im Stadtsenat Anlaß zu
Diskussionen gewesen ist. Da ist
es vor allen Dingen um die Fragen
gegangen, wer hier das Einwei
sungsrecht hat und wer die
personellen Vorschläge erarbei
tet, um dort in den Genuß eines
Heimplatzes zu kommen. Ich darf
vorausschicken, daß ich nicht

grundsätzlich gegen die Förde
rungen von Heimen bin und das
war auch ein Beitrag von mir im
Stadtsenat. Was aber mich vor

allen Dingen bewegt, ist die Tat
sache, daß es eine Reihe von
anderen Heimerhaltern gibt, die
keine Förderungen bekommen und
ich habe so leise anklingen ge
hört, daß das Verständnis der
SPÖ durchaus dafür besteht, auch
andere Heimträger in Zukunft zu
fördern. Nachdem dies aber noch

ein Lippenbekenntnis ist, werde
ich mich bei diesem Antrag der
Stimme enthalten.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke, als nächster hat sich Herr
Stadtrat Holub zu Wort gemeldet.



STADTRAT KARL HOLUB:

Hohes Präsidium, liebe Kollegin
nen und Kollegen, durch den vor
liegenden Antrag wird kein ein
ziger Heimplatz mehr geschaf
fen. Die Situation in den ver

gangenen Jahren war die, daß die
Stadt Steyr das Einweisungs-
recht für sieben Heimplätze -
und es geht jetzt nur um die
WIHAST Salzburg - in Salzburger
Heimen der WIHAST hatte und

wir haben schon ausführlich Ge

legenheit gehabt zu hören, wer
von den hier Anwesenden aus

welchen Gründen und wann und

wie lange in den Genuß der Be
günstigung gekommen ist, in
einen Heimplatz dieses Heim
trägers während seines Studiums
untergebracht zu sein. Hari, ich
kann Dir nur bestätigen - ich ha
be selbst nie studiert, was auch

daran lag, daß ich keinen Heim
platz bekommen habe und was
auch daran lag, daß meine Eltern
das Studium nur für einen der

beiden Zwillinge aufbringen
konnten. 50 Prozent sind übrig
geblieben, 50 Prozent stehen vor
Ihnen. Die anderen 50 Prozent

haben studiert und haben dieses

Studium in einem Heimplatz ab
solvieren können, allerdings
nicht in einem Heimplatz, den die
Stadt Steyr gefördert hat.
Die Akademikerhilfe - das wis

sen die einen oder anderen wahr

scheinlich - betreibt in Wien

eine Reihe Studentenheime,
ebenso an jeder anderen Uni
versitätsstadt. In Österreich
gibt es Studentenheime, die

nicht nur von dem sozialistisch

orientierten WIST- oder Wl-

HAST-Heirnträger ausgerichtet
werden.

Wir von der ÖVP meinen, daß es
sehr gut und sehr richtig ist,
Studentenheimplätze zu fördern,
haben uns auch seit vielen Jahren

bemüht, daß die anderen Heime

von anderen - also von nicht-so

zialistischen - Heimträgern sich
der städtischen Zuwendung er
freuen können, insbesonders auch

dann, wenn sie sich bereit er

klären, bestimmte Kontingente
den Bürgerinnen und Bürgern der
Stadt Steyr zur Verfügung zu
stellen. Bis dato hat man uns

mitgeteilt, daß dies nicht im In
teresse der Stadt wäre, sondern,

daß man ohnehin das Auslangen
finden könnte mit den Heimen der

WIST oder der WIHAST. Fest

steht, daß dem nicht so ist,

sonst würde es nicht alle Jahre

so viele Interventionen bei allen

politischen Mandataren von jeder
Partei geben, bezüglich die Un
terbringung von Kindern in Stu-
dentenhei mplätzen. Feststeht,
daß es immer noch zu wenig Stu

dentenheimplätze gibt und - da
rum auch ein Grund unserer Ab

lehnung - wenn Sie sich daran
erinnern, habe ich meinen Bei

trag so begonnen: "Durch diese
Subvention wird kein einziger
Heimplatz mehr geschaffen
Wenn wir doch darüber dis

kutieren könnten, daß neue

Heimplätze zur Verfügung stehen
würden. Wenn wir doch darüber

diskutieren könnten, daß das



Zurverfügungstehen von Heim
plätzen nicht die Frage eines
einzigen politischen Auges ist
und daß es hier nicht so sein
darf, daß die Stadt bei den
Förderungen für Studentenheim-
Erhalter auf einem Auge blind
sein darf - oder auf zwei, wenn's
noch geht.
Ich habe im Stadtsenat auch

darauf hingewiesen, daß es in
Linz ein sehr gern besuchtes
Heim - namens Keplerheim -
gibt, das der Freiheitlichen Par
tei nahe steht. Auch hier wäre

eine Förderung der Stadt durch
aus annehmbar, weil auch viele
Steyrerinnen und Steyrer im
Keplerheim untergebracht sind.
Viele sind in Linz im Julius-

Raab-Heim und ebenfalls viele in

den WIST-Heimen - in Linz heißt

es WIST, wenn ich richtig
orientiert bin. Auch in Salzburg
gibt es im Umfeld der WIHAST
noch zahlreiche Studentenheime

aus anderen politischen Richtun
gen. Hier hat sich die Stadt bis
her nicht positiv gezeigt. Kon
kret vorgelegt wurden schon
mehrfach, meine Damen und Her

ren, Ansuchen des Julius-Raab-
Heimes in Linz bzw. seitens des

sen Erhalters und schon mehr

fach seitens der Akademikerhilfe

Wien. Jedesmal wurde jedoch
wieder das Desinteresse bekun

det.

Hätten Sie doch einen Vertrag
abgeschlossen, der mehr Heim
plätze zur Verfügung stellte als
bisher, hätten wir nicht umhin

können, Ihrem Antrag zuzu

stimmen. Aber etwas nochmals

zu fördern, was schon gefördert
war, etwas nochmals mit dem
gleichen Geld zu fördern, wie es
der Stadt bei der Errichtung
gekostet hat, und dann noch dazu
in einem, das erscheint doch

nicht ausgewogen. Überhaupt
dann nicht, wenn man das Re

chenexperiment von Mag. Philipps
nachvoilzieht, der uns gerade
vorgerechnet hat, daß ein Heim
platz mit 700,— Schilling/Monat
gefördert wird. Ich möchte es
jetzt nicht nachrechnen, ob es
675,— oder 701,- sind, es ist
auch zur Sache völlig belanglos.
Vielmehr steht fest, daß für

sieben Menschen ein bestimmter

Geldbetrag zur Verfügung ge
stellt wird und für alle anderen

eben nicht, die am selben Stand
ort, aus derselben Stadt Steyr,
denselben Bedarf haben. Das ist

es, was mich bedrückt und das
ist es, was uns veranlaßt, die
sem Antrag die Zustimmung
nicht zu geben.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Danke. Herr Stadtrat Zagler bitte.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER;

Es gibt viele Wege, die nach Rom
führen! Diesen Ausspruch haben
wir heute schon einmal von Bür
germeister Leithenmayr gehört
und ich möchte auch mit diesem
Zitat beginnen. D. h., es gibt viele
Wege, in einem Studienort - in
Österreich, aber auch im Ausland



-  zu Quartier zu gelangen. Ich
will jetzt den Weg der Be
güterten, die sich das über die
Preisfunktion erwerben können,

nicht weiter verfolgen, sondern
jene, die andere Wege beschrei
ten müssen. Auch da gibt es ver
schiedene. Nämlich, so wie von

meinem Koll. Holub aufgezeigt

wurde, daß eben sehr viele Par

teien, Vereine und Verbände Hei

me unterhalten und für ihre Mit

glieder diesen Weg offenhalten.
Die Wege, - und das ist es, was
die Stadt Steyr beschritten hat,
vielleicht ein bißchen anders,

als in anderen Städten - die man

hier beschreiten kann, sind die,

daß man für jene, die diese
Chance nicht haben, einen Heim

platz auf diese Art und Weise zu
bekommen, die Möglichkeit bie
tet, als berücksichtigungswür
diger Fall von der Stadtgemeinde
einen solchen Einweisungsplatz
zu bekommen.

Es geht ja nicht um eine För
derung in dem Sinn an die Heime,
sondern um eine Förderung für
bedürftige Studenten und auch
weniger um Förderungen als ver
lorener Zuschuß, sondern man

kauft damit eben eine Option, die
einen gewissen Wert hat, näm
lich den Wert des Einweisungs-
rechtes. Wels - als Beispiel viel
fach zitiert - ist einen anderen

Weg gegangen. Wels hat in Wien,
im 10. Bezirk, Eigentumswoh
nungen angekauft, um sie den
Studenten zu einem bestimmten

Betrag - höher als die Miete in
den WIST-Heimen - zur Verfü

gung zu stellen. Auch Wels hat
bei diesem Kauf der Wohnungen
klarerweise nicht darauf ver

gessen, daß so eine Wohnung
abgewohnt wird und zwischen
durch Renovierungsbedarf ent
steht. Das ist so zu verstehen,

daß bei dieser diesmaligen Op
tionserneuerung das Geld ja in
die Verbesserung der Unter
künfte investiert wird. Den Ruf

nach mehr Optionen, nach mehr
Einweisungsmöglichkeiten, die
Du hier angesprochen hast, habe
ich in der StS-Sitzung schon
ausgesprochen. D. h., es ist be
dauerlich, daß wir nicht einen

zusätzlichen Antrag diskutieren
können, in dem es heißt, wir
bekommen die Chance, - egal bei
welchem Heimerhalter - mehr

Steyrer Studenten in die Univer
sitätsstädte zu bringen. Das -
glaube ich - ist eine Sache, über
die wir in Zukunft auch noch

nachdenken sollten. Nicht, daß

wir reduzieren oder verhindern,

sondern daß wir das Service der

Stadt für unsere Bürger auf
diesem Sektor ausbauen sollten.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL;

Danke. Herr Dr. Schwager, bitte.

GEMEINDERAT DR. TILMAN HORST

SCHWAGER:

Hohes Präsidium, sehr geehrte
Damen und Herren, bei uns gehen
die Meinungen auch etwas aus
einander, aber es darf ja jeder
sagen, was er will und das nehme
ich auch für mich in Anspruch.



Ich persönlich bin der Auf
fassung, daß man alles, was der
Ausbildung unserer Jugend dient,
fördern und unterstützen soll.

Ich halte dafür, daß es Aufgabe
der Stadt sein wird, bei der Ein
weisung, bei der Auswahl der
jenigen, die dann diese Heim
plätze benützen dürfen, ein ent
sprechendes Augenmerk zu üben
und darauf zu achten, daß die
Leute auch wirklich arbeiten und

studieren. Prinzipiell halte ich
diesen Vorschlag jedoch für un
terstützungswürdig und werde
daher diesem Antrag zustimmen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke, Hr. Dr. Schwager. Ich gebe
nun den Vorsitz an Hr. Bürger
meister Leithenmayr ab.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR

Ich übernehme den Vorsitz und

nehme an, daß Sie das Wort er

greifen wollen. Ich erteile es
Ihnen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Ich schließe mich der

Meinung von Dr. Schwager an und
werde diesem Antrag zustimmen.
Man kann doch nicht gegen eine
Heimplatz-Sicherung für Steyrer
Bürger sein, ganz gleich, von
welcher Richtung es kommt. Un
ser Augenmerk wird daran sein
und es wird uns wichtig sein
müssen, daß wir eben darauf

achten, daß nur Steyrer und be

dürftige Steyrer hineinkommen.
Wir werden jedoch genauso un
terstützen müssen, wenn An

träge von anderen Heimträgern
kommen, die hier in Steyr vor

stellig werden. Das werden wir
dann in der Sache ebenfalls un

terstützen.

Lieber wäre es mir natürlich,

wenn diese Angelegenheit in
Österreich und auch in Steyr par
teiunabhängig wäre - daß es
nicht ein "Rotes", nicht ein
"Schwarzes" und nicht ein "Blau

es" Heim gibt. Das geht mir
wirklich gegen den Strich. Aber
es ist einmal so und ich glaube,
man sollte jetzt nicht für unsere
Jugend dagegen sein, daß wir uns
gegen einen Heimträger stellen.
Danke.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGIER

Du selbst hast erlebt, wie liberal

ein WIHAST-Heim sein kann.

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD

PFEIL:

Ich möchte nur noch antworten.

Also ich habe damals - es ist

jetzt schon viele Jahre her -
überhaupt keine Beziehungen ge
braucht. Ich habe mich ange

meldet und die Zuschrift be
kommen, daß es funktioniert. Ich
war drei Semester dort und bin
zufrieden gewesen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR

Objektive Einzuweisung in Steyr.



VIZEBURGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Vor zwanzig Jahren, wie es heu
te ist. weiß ich nicht!

Gelächter

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Ich gebe Ihnen den Vorsitz zu
rück.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Wünscht dazu noch jemand das
Wort? Wenn dies nicht der Fall

ist, möchte ich fragen, ob Sie
noch ein Schlußwort wünschen?

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Ein kurzes! Meine Damen und

Herren, ich freue mich sehr, daß

es - jedenfalls scheint es so
nach den vorangegangenen Wort
meldungen - zu einer Mehrheit im
Steyrer Gemeinderat für diesen
Antrag kommt. Es hat eigentlich
jeder gesagt, daß er dafür ist,
daß diese Heimplätze zur Ver
fügung stehen sollen. Ich glaube,
daß es dazu keine Alternativen

gibt, es sei denn, die Steyrer
Eltern wären in der Lage, in den
Universitätsstädten eine Eigen
tumswohnung zu haben, zu mie
ten, zu kaufen oder wir gehen
überhaupt so weit, daß jeder ein
Palais hat in der Hauptstadt.
Davon sind wir ja weit entfernt
und weil dies eben nicht so war,

sind diese Heime geschaffen
worden. Besonders von denen, die

es am meisten benötigt haben.
Auch hier ist eine historische

Beleuchtung durchaus ange
bracht, und zwar unabhängig da
von, in welchem politischen Be
reich jemand angesiedelt ist.
Wobei ich jedoch wirklich nicht
folgen kann, das ist die Aus
führung des Kol!. Stadtrat Holub.
Dabei war es mir eigentlich
nicht möglich, mitzukommen.
Aber vielleicht hängt das damit
zusammen, weil ich nicht die

Ehre und das Vergnügen hatte, in
einem solchen Heim einmal zu

wohnen und die höhere Bildung zu
erreichen. Es gelingt mir einfach
nicht. Deinen "Korkenzieher-Ge

dankengängen" zu folgen. Wenn Du
nämlich begründest, daß Du ei
gentlich mehr Heimplätze haben
möchtest, damit, daß Du denen,

die wir haben, nicht die Zustim

mung gibst, dann fehlt mir ein
fach das Verständnis.

STADTRAT KARL HOLUB:

Wir haben doch vor 15 Jahren ...

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wir haben diese nämlich nur bis

jetzt und es handelt sich um ei
nen Mitgliedsbeitrag. Wenn wir
diesen für die nächsten 15 Jahre

nicht weiter bezahlen, dann gibt
es sieben Heimplätze weniger. So
lese ich das. Sie haben uns ge
schrieben, wir müßten das be

zahlen, oder es gibt diese sieben
Plätze nicht mehr. Wir haben uns

entschlossen, diese sieben Plät

ze weiterhin zu behalten und da-



her müssen wir diese Beträge
aufwenden, so verstehe ich das.

Daß Du dies aber als Begründung
anführst, weil wir nicht irgend
welche Akademikerhilfen oder

andere Heime hätten, obwohl Du

auch meinst, wir sollten mehr
solche Plätze haben und wir dann

noch um sieben weniger hätten,
da weigert sich einfach mein
einfacher Geist, dem zu folgen.

Im Prinzip freut es mich jedoch,
daß Du auch dafür bist.

STADTRAT KARL HOLUB:

Für diese sieben Plätze ist sie

ben Jahre lang Miete bezahlt
worden. Die Instandhaltungsinve
stition tätigt man üblicherweise
aus der eingenommenen Miete.
Ich nehme an, daß die Miete so
niedrig kalkuliert ist, daß nicht
eine Erweiterungsinvestition
möglich ist. Gerade weil die
Instandhaltungsinvestition aus

der Miete getätigt werden sollte,
ist es nicht richtig, jetzt eine
Wiederholungsfinanzierung vor
zunehmen, als würde ein Neubau
vorliegen - schlicht und einfach.
Ich glaube, daß dies schon ver
ständlich ist.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR:

Man kann natürlich solche und

jene Argumentationen aufgrei
fen. Es gibt ja für alle Vorgangs
weisen Argumente, das zeigt uns
ja die Geschichte, feststeht aber
eines: Würden wir das Geld nicht

in die Hand nehmen, hätten wir

sieben Heimplätze in Salzburg
weniger.

STADTRAT KARL HOLUB:

Was amoralische Erpressung ist.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-

THENMAYR:

Das würde ich natürlich als einen

Rückschritt betrachten - bil

dungspolitisch und was die Chan
cengleichheit betrifft. Daher
freue ich mich, daß zumindest
eine Mehrheit diesem Antrag -
offensichtlich und darum bitte

ich - die Zustimmung erteilt.

VIZEBÜRGERMHSTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Ich komme nun zur Ab

stimmung: Wer ist gegen diesen
Antrag? 8 Gegenstimmen (ÖVP).
Wer enthält sich der Stimme? 1

Enthaltung (FPÖ). Wer ist für
diesen Antrag? Der Rest. Danke
schön. Der Antrag ist bei einer
Enthaltung und acht Gegenstim
men angenommen.

Ich darf Bürgermeister Leithen-
mayr bitten, auch den Antrag Nr.
9) in Vertretung für Berichter
statter Vizebürgermeister Erich
Sablik zu übernehmen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-

THENMAYR ANSTELLE VON BE
RICHTERSTATTER VIZEBÜRGER
MEISTER ERICH SABLIK:

Koll. Sablik hat mich bevoll
mächtigt, in seiner Abwesenheit
seinen Antrag einzubringen. Die
ser Antrag betrifft die Ver
längerung der befristet gel-



tenden Tarife in der Mülldeponie
der Stadt Steyr. Wie wir wissen,
haben wir einen Spalttarif ein
gesetzt und dieser ist jetzt zu
verlängern, weil in der Zwi

schenzeit die Trennanlage außer
Betrieb war. Wir erwarten auf

grund der neuen Vertragssi
tuation, daß spätestens ab 1.
August 1992 wieder Müll ge
trennt wird und es soll hier eine

entsprechende Verlängerung der
Tarifordnung erfolgen.

9) GemVIII-3922/89
Mülldeponie der Stadt Steyr;
Verlängerung der befristet
geltenden Tarife.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion wird ent
sprechend der Verordnung der
Änderung der Verordnung vom 21.
3. 1991, betreffend die Tarif

ordnung für die Mülldeponie der
Stadt Steyr, zugestimmt.
Die Kundmachung dieser Ver
ordnung hat durch zweiwöchigen
Anschlag an den Amtstafeln der
Stadt Steyr zu erfolgen und tritt
mit dem Tag des Anschlages der
Verordnung an den Amtstafeln in
Kraft.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Wünscht zu Punkt 9) je
mand das Wort? Da dies nicht der

Fall ist, kommen wir zur Ab

stimmung. Wer ist für diesen An

trag? Wer enthält sich der Stim
me? Wer ist gegen diesen An
trag? Einstimmig angenommen,
danke.

Ich gebe den Vorsitz zurück an

Bürgermeister Leithenmayr.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR

Ich übernehme den Vorsitz und

erteile dem Berichterstatter Vi

zebürgermeister Dr. Leopold
Pfeil das Wort.

BERICHTERSTATTER VIZEBÜR
GERMEISTER DR. LEOPOLD PFEIL:

Danke. In meinem ersten Antrag
geht es um eine Förderung be
züglich Hochwasserschutzmaß
nahmen. Es geht hier also nicht
um Förderungen bzw. Zahlung
nach einem Hochwasser, sondern

darum, Hochwasserschutzmaß

nahmen zu fördern. Das ist ein

Unterschied. Diese Förderungen
sollen in Form von nicht rück

zahlbaren Zuschüssen zu den er

richteten Hoch Wasserschutz

maßnahmen gewährt werden. Es
können also bis zu einer Höhe von

20 Prozent der tatsächlich an

fallenden förderungswürdigen
Kosten gewährt werden, jedoch
ein Höchstbetrag von S 10.000,--
darf nicht überschritten werden.

Es ergeht daher folgender Antrag:

10) Agrar-5050/91
Erlaß

Förderung bezüglich Hoch-
w ass ersehn tz maß nahmen.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:



Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 10. Jän
ner 1991 werden die Richtlinien

für die Förderung von Hochwas
serschutzmaßnahmen in Steyr

genehmigt.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke für den Vortrag; ich darf
fragen, wer das Wort dazu
wünscht? Keine Wortmeldung -
wir kommen zur Abstimmung. Ist
jemand gegen diesen Antrag? Übt
jemand Stimmenthaltung? Ist
nicht der Fall. Der Antrag ist
einstimmig beschlossen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Danke. Im nächsten Vortrag geht
es um die Gewährung einer Sub
vention als Weiterleitung einer
Landesförderung. In einer Sitzung
der Oö. Landesregierung (18. 11.
1991) wurde der Stadt Steyr für
die Unterstützung bei der Aus
finanzierung des Museums "In
dustrielle Arbeitswelt" im Stey-

rer Wehrgraben eine Bedarfszu
weisung in der Höhe von S
500.000,-- gewährt. Diese Be
darfszuweisung kann deshalb
nicht an den Verein "Museum Ar

beitswelt" direkt ausbezahlt

werden, da die Empfänger von
Bedarfszuweisungen grundsätz

lich nur Gebietskörperschaften
sein können und daher diese Be

darfszuweisung des Landes nur
an die Stadt Steyr mit der aus

drücklichen Zweckwidmung ge

währt werden kann, diese als

Subvention an den Verein "Mu

seum Arbeitswelt" weiterzulei

ten. Der Antrag lautet:

1 1) K-7095/80
Museum Arbeitswelt; Ge

währung einer Subvention
von S 500.000,— als Wei
terleitung einer Landesför
derung..

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 12. Fe
bruar 1992 wird dem Verein Mu

seum Arbeitswelt eine Sub

vention in Höhe von S 500.000,—

gewährt, die eine Weiterleitung
der der Stadt Steyr gewährten
Bedarfszuweisung des Gemeinde
referates des Amtes der Oö.
Landesregierung in Höhe von S
500.000,-- darstellt.

Zum genannten Zweck wird eine
Kreditüberschreitung im Ausmaß
von

S  500.000,-

(fünfhundert tau send)

bei der VSt 5/3600/777090.5
bewilligt. Die Deckung dieser
Kreditüberschreitung hat durch
Darlehensaufnahme zu erfolgen.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Danke für diese Antragstellung.
Wer wünscht dazu das Wort?

Keine Wortmeldung: wir kommen
zur Abstimmung. Ich bitte um ein



Zeichen der Zustimmung, wer für
diesen Antrag ist. Danke sehr.
Gegenprobe? Stimmenthaltung
wird nicht angezeigt - der An
trag ist beschlossen. Danke, Herr
Kollege Dr. Pfeil.
Koll. Ehrenhuber hat bereits re

feriert, nächster Berichterstat

ter ist Koll. Stadtrat Roman

Eichhübl. Ich erteile ihm das

Wort.

BERICHTERSTATTER STADTRAT

ROMAN EICHHÜBL
Meine Damen und Herren des Ge

meinderates, werte Herren Bür

germeister, ich möchte Ihnen un
ter Übergehung der Verlesung des
gesamten Amtsberichtes, wofür
Sie sicherlich Verständnis haben

werden, einen Antrag vorbringen
und gleich zum Antragstext kom
men.

16) ÖAG-683/92
Stadtwerke

Gas- und Wasserwerk; Jah

resbedarf 1992 an Sphäro-
gußrohren und Formstücken;
Auftrags vergaben.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Direktion der Stadtwerke vom

20. Jänner 1992 wird dem An

kauf von Sphärogußrohren und
Formstücken bei der Fa. Konti

nentale HandelsgesmbH., Wels,
zum Anbotspreis von S
5.632.802,-- exkl. USt. zuge
stimmt.

Die hiefür erforderlichen Mittel

sind von den Stadtwerken der

Stadt Steyr aufzubringen.

Herr Bürgermeister, ich darf Sie
bitten, darüber die Diskussion

bzw. die Abstimmung zu eröff-

BURGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR:

Danke sehr, wird zu diesem An
trag eine Diskussion gewünscht?
Dies ist nicht der Fall und wir

kommen zur Abstimmung: Wer
für den Antrag ist, den bitte ich
um ein Zeichen der Zustimmung.
Danke, Gegenprobe? Stimment
haltung wird nicht geübt, der
Antrag ist einstimmig beschlos
sen.

Ich danke Koll. Eichhübl, nächster

Berichterstatter ist Stadtrat

Karl Holub - ich erteile ihm das

Wort.

BERICHTERSTATTER STADTRAT

KARLHOLUB:

Werte Kolleginnen und Kollegen,
ich werde mich bemühen, mit

meinem "Korkenzieher-Verstand"

den nächsten Antrag kurz zu
fassen und bitte dabei auch um

die Vergünstigung, von der Ver
lesung des Amtsberichtes und
des Antrages Abstand nehmen zu
dürfen und aus voller Seele und

frischer Brust heraus Sie er

suchen, 1,3 Millionen Schilling
als Jahressubvention dem

Tourismusverband zur Verfügung
zu stellen. Ich möchte Sie dabei

aufmerksam machen, daß Sie



keinen Unwürdigen fördern. Die
Zahl der Nächtigungen hat er
freulich zugenommen. Die Zahl
der Ankünfte - das ist ein in
teressantes und markantes Merk

mal - übersteigt die Nächti
gungen, ich möchte fast sagen,
dramatisch, sodaß der Ruf nach
einem zusätzlichen Hotel oder
mehreren zusätzlichen Hotels

sicherlich notwendig ist.
Ich darf Sie vielleicht noch eine

Minute damit langweilen, daß die
Stadt Wels bis zum Jahr 1983
mit der angebotenen Zimmeran
zahl etwa vergleichbar war mit
Steyr. Hand in Hand waren die
Nächtigungen vergleichbar, trotz
der Welser Messe! Durch das

Hinzukommen von einigen Hotels
hat sich das absolut gesteigert
und Wels hat jetzt so rund um
die 150.000 Nächtigungen. Das
bedeutet doppelt so viel wie die
Stadt Steyr und damit begründ
bar ist, daß die nötigen Hotel
plätze zur Verfügung stehen. Ein
Hotel zieht quasi das andere
magnethaft an und in Summe
steigt die Dienstleistung. In
Wels ist dabei etwas Markantes

aufgetreten, daß nämlich die
schlechteren Zimmer vom Ange

bot verschwunden sind und sich

das Angebot durch das Hinzu
treten von Wettbewerb in der

Qualität verbessert hat. Das wird
also eine der Zielsetzungen sein,
die der Tourismusverband wahr

nehmen muß und die auch die

Stadt wahrnehmen muß. daß

neue Hotelplätze in guter Qua
lität hier für den Raum Steyr

angeboten werden. Ein Teil der
Mittel, die Sie Jetzt hoffentlich
bewilligen werden, wird auch
diesen Bemühungen des Touris
musverbandes dienen.

17) Ha-678/92
Tourismusverband Steyr -
Jahressubvention 1992.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Büros des Bürgermeisters vom
30. Jänner 1992 soll dem
Tourismusverband Steyr für das
Budgetjahr 1992 eine einmalige,
nicht rückzahlbare, außerordent
liche Subvention in Höhe von

S  1,300.000,-
(einemilliondreihunderttausend)
gewährt werden.
Zum genannten Zweck wird eine
Mittelfreigabe im Ausmaß von

S  1,300.000,-
(einemilliondreihunderttausend)
bei der VASt. 1/7710/757000.0
bewilligt.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

1HENMAYR

Danke für den Vortrag, zu Wort
ist Stadtrat Zagler gemeldet. Ich
erteile es ihm.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER:

Es wird eine ganz kurze Wort
meldung sein, denn ich möchte
nur begründen, warum es zu einer
sehr frühzeitigen - im Verlauf
dieses Jahres - und zu einer



vollständigen Auszahlung dieser
Subvention gelangen soll. Es ist
ja bekannt, daß die Interes
senten-Beiträge, die früher vom
Tourismusverband direkt einge
hoben wurden, durch Landes

gesetz jetzt über eine Landes-
finanzkassa abgewickelt werden.
Die Beitragseingänge sind deut
lich hinter den geschätzten Er
wartungen zurückgeblieben und
der Tourismusverband ist daher

mit einem entsprechenden Fehl
bestand in der Kassa ausge
stattet. Zweitens ist auch die

als bisher lebende Subvention

zugewiesene Bedienstete, Frau

Göls, in Pension gegangen und die
Ersatzkraft dafür muß über den

Tourismusverband direkt und da

her sofort bezahlt werden

nicht über den Umweg der Ge
haltsliquidierung und der Ab
rechnung zum Jahresende. Das ist
die Begründung für diese vor
zeitige Auszahlung der Gelder.
Ich möchte aber eine dringende
Bitte oder ein dringendes Er
suchen richten, nämlich beim zu

ständigen LR Leitl wieder vor
stellig zu werden, daß er die
Versprechungen einhält, die zu
rückgebliebenen Abgabeneingän
ge aus seinem Budget für uns zu
refundieren, damit die Finanz

lage im Tourismusverband wie
der ausgeglichen werden kann.
Ich bitte auch um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Noch eine Wortmeldung? Nicht
der Fall, aber der Berichter

statter wünscht ein Schlußwort.

STAIDTRAT KARL HOLUB:

Diese geforderte Vorsprache bei
LR Leitl ist natürlich schon

mehrfach erfolgt - zuletzt in der
vergangenen Woche. Verständnis
für die Tourismusregionen wurde
zugesagt und auch eine Erledi
gung in Aussicht gestellt. Diese
Erledigung wird Hand in Hand ge
hen mit der Veränderung der er
stens Beitragsgruppenverord
nung, zweitens mit der Aufzo-
nung in der Stadt und drittens
mit der Kategorisierung der Sta-
tutarstädte in einer Novelle des

Tourismusgesetzes.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR

Wir kommen zur Abstimmung.
Wer ist für diesen Antrag? Dan
ke, Gegenprobe? Keine Gegen
stimme und keine Stimmenthal

tung. Der Antrag ist einstimmig
angenommen.

Ich danke StR Holub und erteile

StR Ing. Othmar Schloßgangl das
Wort zu seinen Anträgen.

BERICHTERSTATTER STADTRAT

ING. OTHMAR SCHLOSSGANGL;

Sehr geehrte Herren Bürgermei
ster, meine Damen und Herren

des Gemeinderates! Mein erster

Antrag lautet:

18) Bau6-7161/87
Kanalisation Wehrgraben-
Süd: BA 06: Antrag auf Mit-



telfreigabe für den 2. Bau-
ahschnitt 1992.

Der Gemeinderat wolle beschlie
ßen:

Mit Beschluß des Gemeinderates
vom 16. Mai 1991 wurde der Fa.
Negrelli GesmbH, Steyr, der Auf
trag zur Errichtung der Ka
nalisation Wehrgraben-Süd zu
Kosten von S 8,078.934,54 exkl.
MWSt übertragen und wurden
unter einem Mittel im Ausmaß
von S 2,500.000,-- freigegeben.
Mit Beschluß des Gemeinderates

vom 5. Dezember wurden weitere

S  1,400.000,- freigegeben.
Aufgrund des Amtsberichtes der
MA III vom 30. Jänner 1992 wird
nunmehr zur Begleichung der 6.
Teilrechnung einer Mittelfrei
gabe im Ausmaß von S
3,200.000,— zugestimmt.
Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  3,200.000,-
(dreimillionen-

zw ei hunderttau send)

bei der VA-Stel le
5/8110/004110.1 freigegeben.
Infolge Dringlichkeit wird der
Magistrat der Stadt Steyr gem. §
44 Abs. 5 zum sofortigen Vollzug
dieses Beschlusses ermächtigt.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR:

Danke sehr, wird das Wort ge
wünscht? Dies ist nicht der Fall

und wir kommen zur Abstim

mung. Wer für den Antrag ist, den
bitte ich um ein Zeichen der Zu
stimmung. Danke, Gegenprobe?
Stimmenthaltung wird nicht ge

übt, der Antrag ist einstimmig
beschlossen.

STADTRAT ING. OTHMAR
SCHLOSSGANGL:

Der nächste Antrag behandelt A)
die Errichtung der Kanalisation
Steyrdorf; 2. Ausbaustufe und B)
Straßenbau- und Straßenbe
leuchtungsarbeiten im Zuge des
Kanalbaues.

19) Bau6-8588/90
Bau3-8587/90

A) Errichtung Kanalisation
Steyrdorf; 2. Ausbaustufe:
B) Straßenbau- und Stra
ßenbeleuchtungsarbeiten im
Zuge des Kanalbaues; Antrag
um Mittelfreigabe für 1992.

Der Gemeinderat wolle beschlie
ßen:

Mit Beschluß des Gemeinderates
vom 4. Juli 1991 wurden im Zu
sammenhang mit der Errichtung
der Kanalisation Steyrdorf, 2.
Teil, an die ARGE Steyrdorf, 2.
Teil (Fa. Adami und Fa. Illma,
Steyr), Kanalbauarbeiten (Teil A)
um S 6,779.023,76 exkl. MWSt.
sowie Arbeiten für den Stra
ßenbau und die Beleuchtung (Teil
B) um S 806.041,66 inkl. MWSt.
vergeben und wurden unter einem
Mittel im Gesamtausmaß von S
3,880.000,- freigegeben.
Mit Beschluß des Gemeinderates
vom 5. Dezember 1991 wurden
weitere Mittel im Ausmaß von S
700.000,-- freigegeben.
Aufgrund des Amtsberichtes der
MA III vom 30. Jänner 1992 wird
nunmehr zur Begleichung wei-



terer Teilrechnungen nachste
henden Mittelfreigaben zuge
stimmt;

S 2,713.000,- exki. MWSt.

(zweimillionen sieben

hundertdrei zehntausend)

(Kanalbau Steyrdorf) bei VA-
Stelle 5/81 10/050420.7, des

weiteren Mittel im Ausmaß von

S 50.000,- inkl. MWSt.

(fünfzigtausend)
(Fabrikstraße) bei der VA-Stelle
5/6120/002470.2 sowie Mittel

im Ausmaß von

S  112.000,- inkl. MWSt.

(einhundertzwölftausend)
(Ausbau weiterer Straßen, Wol-
fernstraße, Beleuchtung) bei der
VA-Stelle 5/6120/002020.5.

Gleichzeitig wird einer Kredit
überschreitung im Ausmaß von

S 231.000,- inkl. MWSt.

(zweihundert-

einunddreißig tausend)
bei der VA-Stelle

5/6120/002470.2 zugestimmt.
Die Deckung dieser Kreditüber
schreitung hat durch Darlehens
aufnahme zu erfolgen.
Infolge Dringlichkeit wird der
Magistrat der Stadt Steyr gem. §
44 Abs. 5 zum sofortigen Vollzug
dieses Beschlusses ermächtigt.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke sehr; wird zu diesem An

trag das Wort gewünscht? Dies
ist nicht der Fall. Ist jemand ge
gen diesen Antrag? Übt Jemand
Stimmenthaltung? Auch nicht
der Fall und der Antrag ist daher
einstimmig beschlossen.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Beim nächsten Antrag - Flächen-
widmungsplanänderung Nr. 71,
betreffend Riener - Wimmer -

bitte ich, eine Abänderung ge
nehmigen zu wollen. Im Fi
nanzausschuß wurde beraten und

vorgeschlagen, man sollte diesen
GR-Beschluß nicht beheben, son

dern die Stellungnahme des Lan
des zur Kenntnis nehmen. Ur

sprünglich hat es geheißen;
Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 25. 2.
1992 wird der Aufhebung des Be
schlusses des Gemeinderates

vom 16. 5. 1991, betreffend die

Flächen widmungsplanänderung
Nr. 71 - "Riener - Wimmer", zu

gestimmt.
Die dem Gemeinderat einge
räumte Gelegenheit zur Abgabe
einer Stellungnahme an die Auf
sichtsbehörde gem. § 21 Abs. 7
Oö. ROG hat nach Maßgabe des
obzitierten Amtsberichtes zu er

folgen.

Nunmehr heißt der neue Antrag;

20) Bau2-1010/89
Flächen widmungsplan
änderung Nr. 71 - "Rie-
ner - Wimmer".

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen;

Die von Seiten des Amtes der Oö.

Landesregierung hinsichtlich der
vom Gemeinderat in seiner Sit

zung vom 16. 5. 1991 beschlos
senen Flächenwidmungsplanän-



derung Nr. 71 - "Riener - Wim
mer", im Schreiben vom 4. No
vember 1991 geäußerten Be
denken werden zur Kenntnis ge
nommen.

Die dem Gemeinderat der Stadt
Steyr eingeräumte Gelegenheit
zur Abgabe einer Stellungnahme
an die Aufsichtsbehörde gem. §
21 Abs. 7 Oö. ROG hat nach Maß
gabe des Amtsberichtes der Ma
gistratsdirektion vom 25. 2.
1992 zu erfolgen.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Das Wort wird von Dr. Tilman

Schwager gewünscht, ich erteile
es ihm.

GEMEINDERAT DR. TILMAN HORST

SCHWAGER:

Hohes Präsidium, sehr geehrte
Damen und Herren, ich habe be
reits beim Finanz- und Rechts

ausschuß auch dargetan, daß ich
die jetzt abgeänderte Form der
Erledigung für die elegantere
halte, wenn die Aufsichtsbehörde
beabsichtigt, der Flächenwid-
mungsplanänderung nicht zuzu
stimmen. Es genügt vollkommen,
wenn wir dies zur Kenntnis neh

men. Meines Erachtens würde es

sich sogar erübrigen, überhaupt
hiezu Stellung zu nehmen und
einfach zu sagen, es dient zur
Kenntnis und ist damit erledigt.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR-

Danke sehr, nun ist Frau GR
Scheucher zu Wort gemeldet. Ich
erteile es ihr.

GEMEINDERAT EVA SCHEUCHER:

Sehr geehrte Damen und Herren,
es tut mir leid - wenn über eine
unangenehme Sache einmal Gras
gewachsen ist, dann kommt mit
Sicherheit ein Kamel und tram

pelt es nieder. Heute bin ich in
der Rolle des Kamels. Ich habe
diese elegantere Fassung nicht
bekommen, bei meinen Akten ist
noch immer die Aufhebung des
GR-Beschlusses vom 16. 5. 1991

und ich fände diese Aufhebung
des GR-Beschlusses zwar nicht
die elegantere Lösung, aber die
ehrlichere Lösung. Es kann sich
auch ein Gemeinderat einmal

irren - auch vollständig! Wobei
ich aber nicht weiß, ob damals

der Beschluß einstimmig gefaßt
wurde oder nicht. Das könnte man

Jedoch bei den Akten erheben.
Aber es wurden damals vom

Gemeinderat die Förderung von
Siedlungsgebiet, die Förderung
von Einzelinteressen über die Oö.
Raumordnungsgesetze gestellt,
über negative Gutachten des Na
turschutzes gestellt. Diese Pra
xis ist ja keine einmalige Praxis.
Leider ist es heute noch immer

so. daß Anliegen des Natur
schutzes und in diesem Bereich
auch die der Raumordnung sehr
oft Privatinteressen, Interessen

der Ökonomie weichen müssen.
Wenn sich hier schon das Land
Oberösterreich als übergeordnete
Behörde einmal zu einem "Nein-



Sagen" durchringt und zu einem
Versagen der Anerkennung des
GR-Beschlusses. dann glaube ich,
sollten wir ehrlich genug sein
und sagen: Da ist ein Fehler pas
siert. Wir anerkennen die Ar

gumentation des Landes und wir
geben auch zu, daß wir das heute
aus der neuen Sicht - es sind ja
schon ein paar Jahre vergangen,
zumindest eines - anders sehen.

Wir sehen, daß Grünland eben

nicht mehr zersiedelt werden

darf. Diese Zersiedlungsergeb-
nisse haben wir ja, man braucht
nur von Steyr nach Linz schauen,
das ist schön langsam eine Sied
lung. Wir genehmigen nicht mehr
überall ein Haus, wo dann Zu

fahrtsprobleme oder die Kanali
sation usw. Schwierigkeiten be
reiten.

Ich fände es einfach die ehrli

chere Lösung, diesen GR-Be-
schluß aufzuheben. Im Endeffekt

kommt es auf dasselbe heraus,
ich weiß das. Es hat zwar

geheißen, daß der Antrag nicht
auf Aufhebung des GR-Beschlus
ses gestellt wird, sondern zur
Kenntnisnahme des Bescheides

des Landes. Im Endeffekt kommt

es auf dasselbe heraus, ich woll

te damit nur dokumentieren, daß

man einfach auch aus Fehlern

lernen kann und daß wir gerade
in bezug auf Umwidmung von
Grünland vielleicht auch in Zu

kunft sehr vorsichtig sind mit
unseren Beschlüssen. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wünscht der Berichterstatter,

nachdem keine weitere Wortmel

dung vorliegt, ein Schlußwort?

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Nur eine kurze Anmerkung. Ich
glaube, es soll nicht darum ge
hen, daß sich der GR damals ge
irrt hat, sondern man hat dem

Problem der Wohnungsvorsorge
den Vorrang gegeben, gegenüber
den Bedenken, die von selten des

Landes vorgebracht wurden. Dazu
sind wir auch gestanden. Jetzt
ist eben der Bescheid da und das

Land sagt, es wird eine Zu
stimmung verweigern und daher
gibt es verschiedene Möglich
keiten, dieses Problem zu lösen.

Eine wäre gewesen, den Beschluß
wieder aufzuheben. Die elegan
tere oder schönere Lösung ist die
von Dr. Schwager vorgeschlagene
und daher ist der Abänderungs-
antrag so gestellt worden.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wer dem vorliegenden Antrag die
Zustimmung gibt, den bitte ich
um ein Zeichen mit der Hand.

Danke. Gegenprobe, Stimmenthal
tung? Nicht der Fall. Der Antrag
ist einstimmig beschlossen.
Letzter Antrag bitte.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Der letzte Antrag befaßt sich
mit der Errichtung der Stütz
mauer zwischen Haratzmüller-

straße und Abfahrt Ennskai (ge-



genüber Hofiehner), die sehr
plötzlich durch Witterungsein-
flüsse und Frostaufbrüche einge
stürzt ist.

21) Bau3-I735/92
Errichtung einer Stützmauer
zwischen Haratzmüllerstra-

ße und Abfahrt Ennskai (ge
genüber Hofiehner); Vergabe
der Arbeiten und Mittelfrei-

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
MA III vom 2. 5. 1992 wird der

Auftrag zur Errichtung einer
Stützmauer zwischen Haratz-

müllerstraße und Abfahrt Enns

kai (gegenüber Hofiehner) an die
Firma Mayr-Bau zum Preis von S
782.979,15 inkl. MWSt. übertra-
gen.

Zum genannten Zweck wird ein
Betrag von

S  400.000,-
(vierhunderttausend)

bei der VSt 5/6160/002790.0
freigegeben und eine Kredit
überschreitung im Ausmaß von

S  383.000,-

(dreihundertdrei-
undachtzigtausend)

bei der gleichen VA-Stelle be
willigt. Die Deckung hat durch
Darlehensaufnahme zu erfolgen.

Wegen Dringlichkeit wird der
Magistrat der Stadt Steyr gemäß
§ 47 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Voll
zug dieses Beschlusses ermäch
tigt.

Ich bitte auch hier im Ihre Zu
stimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR:

Wer wünscht zu diesem Antrag
das Wort? Vbgm. Dr. Pfeil bitte.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Ich möchte zu diesem Antrag nur
sagen, daß durch glückliche Fü
gung von oben hier auch ein an
deres Problem beseitigt wird, da
dort die Feuerwehrzufahrt durch

das Dach vom Möbelhaus Hof
iehner ja Schwierigkeiten ge
geben hätte und wir uns in
nächster Zeit Gedanken machen

hätten müssen, wie dieses repa
riert hätte werden sollen. Das

kann Jetzt - durch Fügung von
oben - auch repariert werden.
Meines Wissens wird das Niveau

um 20 cm gesenkt, stimmt das
Herr Stadtrat?

STADTRAT ING. OTHMAR
SCHLOSSGANGL;

Ja!

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Danke, gibt es weitere Wort
meldungen? Nicht der Fall;
wünscht der Berichterstatter ein
Schlußwort? Auch nicht der Fall

und wir kommen zur Abstim

mung. Wer für den Antrag ist, den
bitte ich um ein Zeichen der
Zustimmung. Danke, Gegenprobe?
Stimmenthaltung wird nicht ge
übt. der Antrag ist einstimmig



beschlossen. Ich danke Kell. StR

Ing. Schloßgangl, nächster Be
richterstatter ist Kell. StR Leo

pold Tatzreiter. Ich erteile ihm
das Wort.

BERICHTERSTATTER STADTRAT

LEOPOLD TATZRETTER:

Meine Damen und Herren des Ge

meinderates, wertes Präsidium!

In meinem ersten Antrag geht es
um die Richtlinien für eine

objektive Vergabe von Ge
meindewohnungen. Dieser Antrag
ist seitens der ÖVP eingegangen
-  ich glaube, er liegt Ihnen vor.
Dieser Antrag ist ein wenig
überraschend eingegangen und
für uns eigentlich nicht ab
gecheckt bzw. mit dem zu
ständigen Wohnungsausschuß
kein einziges Wort darüber ge
sprochen worden. Ich darf viel
leicht grundsätzlich zu dieser
Antragstellung ein paar Dinge
anmerken;

Die von der ÖVP praktizierte
Vorgangsweise ist im Verhältnis
zu der von ihr propagierten Ge
sprächsgemeinschaft als doch
bemerkenswert anzusehen, da

weder mit einer anderen GR-

Fraktion - ich weiß nicht, mit
wem die Gespräche geführt wur
den - noch mit dem für eine der

artige Angelegenheit zur Vor
beratung zuständigen Wohnungs
ausschuß - oder vor Einbringung
dieser Vorlage - ein Kontakt auf
genommen wurde.

Der Antrag ist in seiner Be-
schlußforniulierung so gehalten,
daß eine Beschlußfassung - und

ich komme dann später noch auf
ein paar wichtige Dinge zurück -
durch den GR der Stadt Steyr von
vornherein rechtlich unmöglich
ist, da auch Wohnungen der GWG
der Stadt Steyr von diesen Ver
gaberichtlinien betroffen sein
sollen, für die der GR der Stadt

Steyr ein unzuständiges Organ
darstellt. Zuständig zur Er
lassung von Richtlinien zur ob
jektiven Wohnungsvergabe für
Wohnungen der GWG der Stadt
Steyr ist ausschließlich der
Aufsichtsrat, so wie auch in

anderen Wohnungsgesellschaften.
Und ich verweise auf diejenigen
Wohnungsgesellschaften, in de
nen vielleicht auch die ÖVP
drinnen sitzt. D. h. zuständig
wäre der Aufsichtsrat der GWG

der Stadt Steyr. Die richtige
Formulierung und Vorgangsweise
würde also vorsehen, daß die

Richtlinien lediglich den ge-
meinderätlichen Wohnungsaus
schuß für seine Tätigkeit binden
können. Für den Fall, daß auch

eine Anwendung dieser Richt
linien auf die GWG der Stadt

Steyr gewünscht wird, der Auf
sichtsrat beschließen müßte,

daß der Vorsitzende die zu ver

gebenden Wohnungen der GWG der
Stadt Steyr vorerst - noch vor
Begutachtung durch den gemein-
derätlichen Wohnungsausschuß,
in Beachtung der vom gemein-
derätlichen Wohnungsausschuß
erarbeiteten Richtlinien - zu

mindest einmal durchgehen müß
te. Ich beachte auch noch, daß

ein diesbezüglicher Beschluß des



Aufsichtsrates der GWG der

Stadt Steyr nach rechtlich ein
wandfreier Vorgangsweise erst
dann zur Genehmigung vorliegt,
wenn auch ein Beschluß dessen

erfolgt. Ich bitte, diesen Entwurf
auch in diesem Zusammenhang zu
sehen.

Der vorgelegte Entwurf sieht
weiters vor, daß eine Menge von
Möglichkeiten, die noch bein
haltet sein sollen und eigentlich
müßten, im Zusammenhang einer
einwandfreien Beurteilung bzw.
Zuordnung der Punktewertung.
Auf jeden Fall soll auch die
Einkommenssituation berück

sichtigt werden. In diesem Zu
sammenhang ist überhaupt nichts
vorgesehen und ich darf auch
noch verweisen, daß bei der der
zeitigen Punktebewertung auch
ein normales Warten ohne Dring
lichkeit oder überhaupt Dring
lichkeit und den sozialen Bedürf

nissen einher, alleine die lange
Wartezeit dafür ausreichen wür

de, um nicht sozial vorgehen zu
brauchen oder zu müssen. Ich

persönlich würde es ablehnen,
denn wenn Jemand - ich nenne
ein Beispiel - mit 18 Jahren ei
nen Antrag abgibt und die Woh
nung nicht braucht, weil er jah
relang irgendwo studiert, dafür
aber eine garantierte Punkte
anzahl bekommt, wobei er so

zusagen nicht das soziale Be
dürfnis ist, so bekommt er al
leine aus dieser Punkteanzahl

schon im wesentlichen die Woh

nung - vor den sozial Bedürf
tigen.

In diesem Zusammenhang würde
ich bitten, diesen Antrag noch
einmal zu überdenken: er lautet:

22) Präs-1 19/92
Richtlinien für die objekti
ve Vergabe von Gemeinde
wohnungen, Wohnungen der
GWG der Stadt Steyr und
Wohnungen anderer Wohn
bauträger, für die der Stadt
Steyr ein Einweisungs- bzw.
Vorschlagsrecht zusteht:
Antrag der ÖVP-Fraktion.

Der Gemeinderat möge beschlie
ßen,

daß die "Richtlinien für die ob
jektive Vergabe von Gemeinde
wohnungen, Wohnungen der GWG
der Stadt Steyr und Wohnungen
anderer Wohnbauträger, für die
der Stadt Steyr ein Einweisungs
bzw. Vorschlagsrecht zusteht",
mit sofortiger Wirkung in Kraft
treten. (BEILAGE)

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-

THENMAYR:

Herr Kollege Payrleithner, bitte.

GEMEINDERAT HANS PAYRLEITH

NER

Hohes Präsidium, werte Damen

und Herren des Gemeinderates!
Aufgrund der meiner Meinung
nach schwierigen Thematik die
ses Antrages über Richtlinien lür
die objektive Vergabe von Ge
meindewohnungen bzw. die doch
sehr breiten Auswirkungen - es
betrifft einerseits Tausende von
Wohnungseinheiten in Steyr, an
dererseits bis zu 3.000 Woii-



nungssuchende. Persönlich ver
misse ich auch einige Aspekte,
wie z. B. - Koll. Tatzreiter hat

das auch schon erwähnt - die

Einkommenssituation in diesem

Antrag ist in keiner Weise be
rücksichtigt. Aber auch einige
andere Akzente, die für uns

wichtig wären, und darum stelle
ich den Antrag, diesen Ver
handlungsgegenstand dem zu
ständigen Ausschuß, nämlich
dem Ausschuß für Wohnungs
wesen, zuzuweisen. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Über diesen Antrag ist ohne De
batte abzustimmen. Der Antrag
lautet, daß dieser eingebrachte
Antrag dem Wohnungsausschuß
zur weiteren Beratung zuge
wiesen werden soll. Wer für die

sen Antrag ist, den bitte ich um
ein Zeichen der Zustimmung.
Danke, Gegenprobe? Die ÖVP-
Fraktion stimmt dagegen.
Stimmenthaltung gibt es keine.
Es wurden also 8 Gegenstimmen
aufgezeigt (ÖVP) und das heißt,
dieser Antrag wird dem Woh
nungsausschuß zugewiesen und
dort sollen die entsprechenden
Beratungen zwischen den Frak
tionen stattfinden, um hier einen

Konsens zu suchen, dieses kom

plexe Problem sozusagen auf ei
nen gemeinsamen Nenner zu brin
gen. Damit ist dieser Tagesord
nungspunkt einer Erledigung zu
geführt und wir kommen zum
nächsten Punkt, Kollege Tatz-
rei ter.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

In meinem weiteren Antrag geht
es um eine notwendige Be
schluß-Herbeiführung im Zusam
menhang des Verkaufes von ei
nem Grundstück in der KG. Gleink

an die Erste GWG. Es wurde

ohnehin schon einmal darüber be

richtet und ich meine, daß es

aufgrund der damaligen Zusage
notwendig ist, daß das Grund
stück neben der Kaserngasse, im
unmittelbaren Bereich des Ta-

bor-Landes, unmöglich als Wohn
baufläche genützt werden kann.
Im Zusammenhang mit der Ka
serngasse 2-4 hat es auch eine
zweite Überlegung gegeben, dort
haben wir noch diese Mieter

drinnen, die erst ausgesiedelt
und in anderen Bereichen unter

gebracht werden müssen. Aus
diesem Grund war es notwendig,
ein weiteres Grundstück noch

einmal zur Verfügung zu stellen
bzw. auszuweichen und in diesem

Zusammenhang steht auch der
Antrag, der lautet;

23) ÖAG-4336/91
Verkauf der Grundstücke

665/6, 665/7 und 669 KG.
Gleink an die Erste Gemein

nützige Wohnungsgenossen-
schaft Stevr.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Dem Verkauf der Grundstücke

bzw. Grundstücksteile 665/6,

665/7 und 669 Kat. Gem. Gleink

im Ausmaß von ca. 10.000 m^

mehr oder weniger an die Erste



Gemeinnützige Wohnungsgenos
senschaft Steyr, Tornitzstraße
8, zum Preis von S 350,—/m2,
wird zugestimmt. Der Verkauf
erfolgt mit der Auflage, auf
diesen Grundstücken innerhalb

von 10 Jahren eine Wohnhaus

anlage mit Mitteln der Wohn
bauförderung zu errichten, wobei
sich die Stadt ein Vor- und

Wiederkaufsrecht an den Kauf

objekten vorbehält. Der Kauf
preis ist in drei gleichen Raten
bei Vertragsabschluß, bei Ein
langen der ersten Förderungs
zusage und zwei Jahre danach zu
entrichten, wobei eine Wertsi
cherung zu vereinbaren ist.
Sämtliche mit dem Vertrags

abschluß verbundenen Kosten so

wie die Vermessungskosten hat
die Käuferin zu tragen.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wer wünscht das Wort dazu?

Kollege Spöck, bitte.

GEMEINDERAT WIUHELM SPÖCK:
Wertes Präsidium, werte Kol

leginnen und Kollegen des Ge
meinderates! Ich habe bereits in

der Finanz- und Rechtsausschuß-

Sitzung bei Behandlung dieses
Gegenstandes darauf hingewie
sen, daß dieser Grund, wo gebaut
werden soll, ein verhältnismäßig
sensibles Grundstück ist und es

wäre meiner Meinung nach si
cherlich angebracht, hier schon
die Überlegungen anzustellen -

ich weiß, daß es noch ein biß
chen verfrüht ist - und den Ge
staltungsbeirat damit zu befas
sen.

Ich möchte aber gleichzeitig,
weil ich schon am Wort bin, die

Gelegenheit nützen und ganz kurz
über den vorherigen Antrag un
serer ÖVP-GR-Fraktion sprechen.
Mich verwundert sowohl die

Haltung der FPÖ, als auch die der
GAL, als auch die der SPÖ. Ich
verstehe es an und für sich, wenn

ich von der Sozialistischen Par

tei den Kollegen Tatzreiter her
nehme, überhaupt nicht, daß er
sich verwundert zeigt. Das Mo
dell der objektiven Wohnungs
vergabe wurde ja von uns in der
Vergangenheit schon 2 Mal ein
gebracht, ist also nichts Neues.
Es wurde jedoch immer nieder
geschmettert von der damals
noch Sozialistischen, heute So
zialdemokratischen Nicht-Mehr-

heits-Partei - damals noch

Mehrheit. Sehr wohl haben die
Freiheitliche Partei und die Grün

Alternativen unserem Antrag zu

gestimmt.
Ich verstehe das einfach nicht.
Gerade, wenn ich mir die letzten
Wohnungsausschuß-Sitzungen

ansehe, wie schwierig die Woh
nungsvergabe war. Wenn ich nur
eine Wohnung hernehme, bei der
20 Bewerber waren. 10 davon

wären sicherlich geeignet für
diese Wohnung gewesen. Deshalb
war der Tenor - so habe ich es

empfunden - bei der Freiheitli
chen Partei, als auch bei der GAL

und bei Teilen der Soziaide-



mokratischen Partei, hier Än
derungen zu schaffen. Ich ver
stehe ganz offen und ehrlich die
sen Antrag von der FPÖ, unseren
Antrag einfach abzuwürgen,
nicht. Ich nehme ihn zur Kennt

nis, es ist eben so.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Der Beitrag war über weite
Strecken nicht zur Sache, aber
ich verstehe natürlich diesen

kleinen Exkurs. Ich möchte aber

doch bemerken, daß niemand - so

glaube ich - in diesem Forum
daran denkt, daß dieser Antrag
"Richtlinien für objektive Ver
gabe von Gemeindewohnungen"
abgewimmelt werden soll oder
abgelehnt werden soll, sondern
eigentlich sehen wir doch alle,
daß wir mit dem gegenwärtigen
Instrumentarium bei der Woh

nungsvergabe nicht mehr gut zu
recht kommen. Neue Überle
gungen und Richtlinien sind er
forderlich. Alle Fraktionen ar

beiten daran - übrigens nicht nur
in Steyr, sondern es ist eine
Oberösterreichweite Entwick

lung, daß aufgrund des Druckes
überall Objektivierungsrichtli
nien in Diskussion sind. Es soll

ernsthaft im zuständigen Aus
schuß darüber beraten werden,
mit dem Ziel, möglichst bald zu
einem einhelligen Ergebnis zu
kommen - keine Ablehnung.
Zur Diskussion und zur Ab

stimmung steht jedoch, wenn
keine weitere Wortmeldung mehr
vorliegt, der Verkauf des Grund

stückes, damit wir Wohnungen
bauen können. Nur dann können

wir nämlich, Herr Koll. Spöck,
weitere Wohnungen vergeben. Wir
sollen nie das Ziel aus den Augen
und uns in Nebensächlichkeiten

verlieren. Das wäre wirklich be

dauerlich. Keine weitere Wort

meldung, wir kommen zur Ab
stimmung. Wer für den Verkauf
ist, den bitte ich um ein Zeichen

der Zustimmung. Gegenprobe?
Stimmenthaltung wird nicht ge
übt. Der Antrag ist einstimmig
beschlossen. Nächster Antrag
bitte.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

Im nächsten Antrag geht es um
die Zahlung der 2. Rate vom Kauf
der Knoglergründe. Ich möchte
bitten, diese 2. Kaufpreisrate
freizugeben bzw. zu beschließen.
Ich glaube, daß ich den Amts
bericht nicht verlesen muß und

komme gleich zum Antragstext:

24) ÖAG-7903/90
Knoglergründe; Zahlung der
2. Kaufpreisrate.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion (Rechtsre
ferat) wird der Entrichtung der
für das Jahr 1992 fälligen Kauf
preisraten für die sogenannten
Knoglergründe an Frau Gertraud
Spaller, Enzengangstraße 4,
4523 Neuzeug, in Höhe von S
2,565.330,-- und an Frau Jo

sefine Schillhuber, Eglmayrstra-



ße 5, 4493 WolFem. in Höhe von

S  9,544.170,-- zugestimmt.
Die hiefür erforderlichen Mittel

im Ausmaß von

S  12,109.500,-
(zwölf mi 11 ionenein hun

dertneun tausendfünfhundert)

werden bei der VA-Stelle
5/8400/001.000.2 freigegeben.

Infolge Dringlichkeit wird der
Magistrat der Stadt Steyr gemäß
§ 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Voll
zug des Beschlusses ermächtigt.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke sehr. Wer wünscht zu die

sem Antrag das Wort? Keine
Wortmeldung, wir kommen zur
Abstimmung. Wer für diesen An
trag ist, den bitte ich um ein
Zeichen der Zustimmung. Danke,
Gegenprobe? Stimmenthaltung
wird nicht geübt. Der Antrag ist
einstimmig beschlossen; näch
ster Antrag bitte.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

Im nächsten Antrag geht es um
die Errichtung von 40 Kleinwoh
nungen und den Abschluß eines
Generalunternehmervertrages m.

der Fa. Zwettler Bau GesmbH.,

weil die Fa. Mayr dabei aus
gestiegen ist. Der Antrag lautet:

25) Ha-2450/90
Errichtung von 40 Klein
wohnungen: Abschluß eines
Generalunternehmervertra

ges mit der Zwettler Ballge
sellschaft mbH, Porsche-

straße 7, 4400 Stevr.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion (Rechtsre
ferat) wird dem Abschluß eines
General unternehmervertrag es

mit der Zwettler Baugesell
schaft mbH, Steyr, Porschestra
ße 7, zur Errichtung eines Wohn
hauses mit 40 Kleinwohnungen
an der Resthofstraße mit den
Gesamtbaukosten von S

25,610.900,— zugestimmt.
Infolge Dringlichkeit wird der
Magistrat Steyr gemäß § 44 Abs.
5  des Statutes für die Stadt
Steyr zum sofortigen Vollzug
dieses Beschlusses ermächtigt.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Wird dazu das Wort gewünscht?
Herr Dr. Schwager, bitte.

GEMEINDERAT DR. TILMAN HORST

SCHWAGER:

Hohes Präsidium, sehr geehrte
Damen und Herren! Weil die Firma

Zwettler BaugesmbH. hier schon
sehr erhebliche Vorleistungen
erbracht hat, werde ich - und
jetzt werde ich das Ergebnis
meiner Wortmeldung vorwegneh
men - diesem Antrag zustimmen.
Pro futuro darf ich jedoch einige
Bedenken anmelden, die von uns

sehr wohl überlegt worden sind.



Erstens. - ich komme wieder zu

unserem ceterum censeo - was

eine generelle Stadtplanung, eine
Stadtentwicklung anlangt, sind
wir sehr froh darüber, daß auch

Kleinwohnungen gebaut werden.

Nicht sehr glücklich sind wir
darüber, daß man ein solches

Objekt mitten in die grüne Wiese
stellt, ohne sich vorerst zu

überlegen, wie denn dort die Ge
samtentwicklung weiter gehen
soll. Ich habe dem Amtsbericht

entnommen, daß die Gesamt

planung vom Bereich Resthof III
auch von dem Generalunter

nehmer zu verantworten ist. Uns

ist bekannt, daß im Resthof die

Kanalisation nicht ausreicht. Uns

ist bekannt, daß dort eine ge
mischte Art von Flächenwid

mungen vorgenommen wurde, die
uns alles andere als glücklich
macht. Wir haben dort einen In

dustriebetrieb, auf den Steyr an
sich recht stolz sein kann, wir

haben eine Unzahl von Ge

werbebetrieben, auf die Steyr
auch sehr stolz sein kann und wir

haben dazwischen Wohngebiete,
Wenn nun irgendwelche Erwei
terungen betrieblicher Art dort
erfolgen, dann kommt es zu was
serrechtlichen Auflagen, die
dann den einzelnen Konsens

werber treffen, die aber darauf

zurückzuführen sind, daß sehr

erhebliche Planungsfehler, eben
z. B. bei der Dimensionierung des
Resthofkanales, passiert sind.
Ich gebe das bitte pro futuro zu
denken und bitte auch später
wieder darauf hinweisen zu dür

fen, daß wir von einer Gesamt

planung in unseren Wortmel
dungen nicht zurückstehen wol
len.

Hier wäre es - ich habe die Aus

nahme schon deswegen begrün
det, weil die Fa. Zwettler schon

Vorarbeiten geleistet hat - si
cherlich nicht notwendig gewe
sen, einen Generalunternehmer

zu besteilen. Ein Generalunter

nehmer hat natürlich den Vorteil,

daß man einen hat, an den man

sich hinsichtlich jedweder Ver
antwortung, Gewährleistungsan
sprüche etc. wenden kann. We
sentlich scheint mir aber, daß

hier die Stadt baut und nicht die

GWG und daß die Stadt unter

ihren Beamten sicher geeignete
Kräfte hat, die Teile der Tätig
keit des Generalunternehmers,

nämlich Planung, Bauüberwa
chung usw., übernehmen können.
Dazu darf ich sagen, daß ich ein
Verfechter der Personalreduk

tion bin, wo es geht. Nur in einem
Punkt müßte sich die Stadt eine

Personalaufstockung leisten
das wäre im Kontrollamt. Dort

soll ein wirklich qualifizierter
Bautechniker mehr eingesetzt
werden. Ich habe jetzt die Ge
legenheit genützt, um dieses An
liegen hier anzubringen. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Danke für diesen Beitrag; gibt es
weitere Wortmeldungen? Dies
ist nicht der Fall.

Ich kann nur sagen, daß es na
türlich richtig ist, daß der Abend



immer klüger ist als der Morgen
und daß Erkenntnisse, die man

gewinnt, - auch im Hinblick auf
Verträge, die über sehr lange
Zeiträume laufen - einfließen

müssen. So glaube ich. daß hier
gewisse Planungsänderungen
auch bei den doch zu errich

tenden Wohnbauten Platz greifen
müssen und wir uns noch mit Än
derungen der Bebauungspläne zu
beschäftigen haben werden.
Grundsätzlich ist es allerdings

so, daß dieser Generalunterneh
mervertrag langfristig abge
schlossen ist und wir damit

leben müssen. Sie haben das ja
auch betont, weil eben im
Rechtsstaat die Verträge zu gel
ten haben. Es ist nur gar nicht
anders möglich. Wie wollen wir
diese Wohnungen schnell bauen,
wenn wir nicht diese Vorgangs
weise gewählt hätten. Aber ich
nehme Ja an, daß der Bericht
erstatter noch ein Schlußwort

wünscht, bitte.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

Ich kann mir das meiste er

sparen, weil es bereits gesagt
wurde - bis auf einen einzigen
Punkt: Das Geld ist nämlich

schon bewilligt gewesen. Um die
Bautätigkeit sofort weiterzu
führen, haben wir gebeten, diese
Maßnahme zu treffen. In jenem
Zusammenhang ist das gesche
hen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Danke, wir kommen zur Ab
stimmung. Wer für den Antrag
ist, den bitte ich um ein Zeichen
der Zustimmung. Danke sehr. Ge
genprobe? Stimmenthaltung? Der
Antrag ist einstimmig be
schlossen. Den nächsten bitte.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

In meinem nächsten Antrag geht
es um einen Ankauf des Lösch

fahrzeuges mit Bergeausrüstung
für die Freiw. Feuerwehr der

Stadt Steyr - für den Löschzug V
in Münichholz. Die Restrate ist

zu begleichen, denn der Ankauf
wurde ohnehin mit Beschluß des

GR am 4. Juli 1991 bewilligt. Die
Restzahlung dafür ist jetzt not
wendig.
Der Antrag beläuft sich auf S
1,506.200,--, dem laut dem
Amtsbericht vom 21. 1. zuge

stimmt werden soll.

26) FW-1620/91
Ankauf eines Löschfahrzeu

ges mit Bergeausrüstung für
die Freiwillige Feuerwehr d.
Stadt Steyr - LZ V (Münich-
holz) - Restrate.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Mit Beschluß des Gemeinderates

vom 4. Juli 1991 wurde dem An

kauf eines Löschfahrzeuges mit
Bergeausrüstung für die Freiw.
Feuerwehr der Stadt Steyr.
Löschzug V, zum Gesamtpreis
von S 3.006.120,- inkl. MWSt.
zugestimmt und wurde unter ei
nem für das Finanzjahr 1991 ein



Betrag von S 1,500.000,— frei
gegeben.
Die Freigabe der Restmittel blieb
einer gesonderten Beschlußfas
sung im Finanzjahr 1992 vor
behalten.

Aufgrund des Amtsberichtes der
MA VI vom 21. 1. 1992 wird

nunmehr in Entsprechung des oa.
Beschlusses der Freigabe von

S  1,506.200,-

(einemilHon fünfhundert
sechs tausendzweihundert)

bei der VA-Stelle

5/1630/040060.8 zugestimmt.
Unter einem wird der Verein

nahmung des in diesem Zusam
menhang gewährten Subventions
betrages des Landes-Feuerwehr-
kommandos für OÖ in Höhe von S
850.000.— bei der VA-Stelle

6/1630/871000.6 zugestimmt.
Das heißt, wir bekommen dann

wieder etwas zurück.

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Wird dazu das Wort gewünscht?
Nicht der Fall und wir kommen

zur Abstimmung. Wer für diesen
Antrag ist, den bitte ich um ein
Zeichen mit der Hand. Danke. Ge

genprobe? Stimmenthaltung wird
nicht geübt, der Antrag ist ein
stimmig angenommen.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER;

Im nächsten Antrag geht es wie
der um die Feuerwehr, und zwar

um das Teleskop-Hubrettungs
fahrzeug, das ebenfalls am 30.

12. 1990 im GR mit einem Be

schluß bestätigt wurde. Der An
trag zur Freigabe der Restmittel
lautet:

27) FW-613/90

Ankauf eines Teleskop-Hub-
rettungsfahrzeuges für die
Freiwillige Feuerwehr der
Stadt Steyr.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Mit Beschluß des Gemeinderates

vom 30. 12. 1990 wurde der An

kauf eines Teleskop-Hubret-
tungsfahrzeuges für die Freiwil
lige Feuerwehr der Stadt Steyr
bei der Fa. Schmid, Steyr, und der
Fa. General Hydraulics, Attnang,
zum Gesamtpreis von S
7,475.700,- inkl. MWSt. geneh
migt und wurden gleichzeitig als
erste Rate im Rechnungsjahr
1990 Mittel im Ausmaß von S

2,500.000,— freigegeben.
Mit Beschluß des Gemeinderates

vom 21. März 1991 wurde der

zweite Teilbetrag in Höhe von
ebenfalls S 2,500.000,— freige
geben. Die Freigabe der Rest
mittel blieb einer gesonderten
Beschlußfassung im Finanzjahr
1992 vorbehalten.

Aufgrund des Amtsberichtes der
MA VI vom 4. 2. 1992 wird nun

mehr der Freigabe des Rest
betrages in Höhe von

S  2,475.700,-

(zweimillionenvierhundertfünf-

und siebzig tausendsiebenhundert)
bei der VA-Stel le

5/1630/040020.2 zugestimmt.



Gleichzeitig wird der Verein-
nahmung des in diesem Zusam
menhang gewährten Subventions
betrages des Landes-Feuerwehr-
kommandos für Oberösterreich in

Höhe von S 1.750.000.- bei der

VA-Stelle 6/1630/871000.6

zugestimmt.

Ich bitte auch hier um Ihre Zu

stimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR;

Danke, wird dazu das Wort ge
wünscht? Nicht der Fall. Wer ist

gegen den Antrag? Niemand. Übt
jemand Stimmenthaltung? Auch
nicht der Fall. Der Antrag ist
einstimmig beschlossen.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

Der Kanalanschluß Michaeler-

platz 2 - beim Bürgerspital - ist
eine ziemlich teure Angelegen
heit, aber dennoch notwendig.

28) GHJ2-1824/90
Kanalanschluß Michaeler-

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
MA VI vom 31. I. 1992 wird im

Zusammenhang mit der Errich
tung des Hauskanalanschlusses
für das Bürgerspital, Michaeler
platz 2, einer Mittelfreigabe im
Ausmaß von S 849.000,— exkl.
MWSt. zugestimmt.
Zum genannten Zweck wird eine
Kreditüberschreitung im Ausmaß

S  849.000,-

(achthundert
neun und vierzig tausend)

bei der VA-Stel le
5/8460/004020.1 bewilligt.

Die Deckung dieser Kreditüber
schreitung hat durch Darlehens
aufnahme zu erfolgen.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Gibt es dazu eine Wortmeldung?
Nicht der Fall. Wir kommen zur

Abstimmung; wer für den Antrag
ist, den bitte ich um ein Zeichen

mit der Hand. Gegenprobe?
Stimmenthaltung wird nicht ge
übt, der Antrag ist einstimmig
beschlossen. Den letzten Antrag

bitte.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

Im nächsten Antrag geht es um
die Verleihung der Feuerwehr-
Verdienstmedaille der Stadt

Steyr an die Angehörigen der Be
triebsfeuerwehren und der Frei

willigen Feuerwehr der Stadt
Steyr. Der Amtsbericht und auch
die Namen liegen vor; ich glaube,
ich kann von der Verlesung Ab
stand halten und stelle folgenden
Antrag an den Gemeinderat:

29) FW-515/92
Antrag auf Verleihung der
"Feuerwehr-Verdienstme

daille der Stadt Steyr" an
Angehörige der Betriebs
feuerwehren . und der Freiw.
Feuerwehr der Stadt Stevr.



Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Dem Antrag auf Verleihung der
"Feuerwehr-Verdienstmedaille d.

Stadt Steyr" an die im Amts
bericht der MA VI vom 14. 2.

1992 genannten Personen wird
zugestimmt. (BEILAGE)

Ich bitte um Zustimmung.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wird zu diesem Antrag das Wort
gewünscht? Nicht der Fall und
wir kommen daher zur Abstim

mung. Wer dafür ist, daß die ge
nannten Personen eine Ehren

medaille - nämlich die Feuer

wehr-Verdienstmedaille - erhal

ten, den bitte ich um ein Zeichen

der Zustimmung. Danke. Gegen
probe Stimmenthaltung wird
nicht geübt - der Antrag ist ein
stimmig angenommen.
Ich danke Koll. Tatzreiter und

bitte nun Koll. Dkfm. Mag. StR.
Zagler, seine Anträge vorzu
tragen.

BERICHTERSTATTER STADTRAT

DKFM. MAG. HELMUT ZAGLER:

Ich möchte nicht zu viele Präam

beln vorausschicken, sondern

gleich zum Antrag "Erhöhung der
Pensionsbeiträge" kommen. Für
die Bediensteten des Hauses et

was unangenehm, weil sie ja
dadurch geringere Nettobezüge
erhalten. Für uns ist es natürlich

eine Angelegenheit, die wir so
beschließen sollten. Ich bitte

daher um Zustimmung, daß die

Pensionsbeiträge bis zur ent
sprechenden Novellierung des §
65 des StGBG und des Ne

bengebührengesetzes um 0,5
Prozent erhöht werden und daß

auch die Dringlichkeit zuerkannt
wird.

30) Präs-1491/91
Erhöhung der Pensionsbei-
träge ab 1. 1. 1992.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Personalreferates werden die

von den Monatsbezügen und Son
derzahlungen sowie von dem An
spruch auf eine Nebengebühren-
zuiage begründenden Nebenge
bühren zu entrichtenden Pen

sionsbeiträge vorgriffsweise bis
zur entsprechenden Novellierung
des § 65 des StGBG bzw. des § 3

des Oö. Nebengebührenzulagen-
gesetzes um 0,5 % v. H. erhöht.
Wegen Dringlichkeit wird der
Magistrat der Stadt Steyr gem. §
44 Abs. 5 des Statutes für die

Stadt Steyr zum sofortigen Voll
zug dieses Beschlusses ermäch
tigt.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Der Antrag steht zur Diskussion;
wird das Wort gewünscht? Dies
ist nicht der Fall und wir kom

men zur Abstimmung. Wer gegen
den Antrag ist, soll bitte ein
Zeichen geben. Keine Gegen
stimme, keine Stimmenthaltung.
Der Antrag ist somit einstimmig
angenommen.



Wir kommen zum nächsten An

trag und ich übergebe Herrn
Vbgm. Dr. Pfeil den Vorsitz.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL;

Danke, ich übernehme den Vor

sitz.

GEMEINDERAT DIPL.-ING. FRANK

MUNDORFF VERLÄSST UM 17.02
UHR DIE SITZUNG.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER;

Der nächste Akt behandelt den

Bericht der Sicherheitsver-

trauenspersonen an den GR vom
vorausgegangenen Jahr. Er liegt
Ihnen vor und ich frage Sie nun
höflich, ob ich diesen Bericht

vorlesen soll oder ob Sie auch

ohne Verlesung einer Zustim
mung näher treten können.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Wünscht jemand die Vorlesung
dieses Berichtes? Niemand.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER

Somit bitte ich um Zustimmung

des Antrages Nr. 31, der lautet:

31) Ges-3444/9I
San-3996/9I

Gemeindebediensteten-

Schutzkommission; Be-

richterstattung an den GR.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Gemeindebediensteten-Schutz

kommission beim Magistrat der
Stadt Steyr vom 16. 12. I99I
wird der Tätigkeitsbericht der
Gemeindebediensteten-Schutz

kommission über das Jahr I99I

zur Kenntnis genommen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Wir kommen zur Abstimmung:
Wer enthält sich der Stimme?
Wer ist gegen diesen Antrag?
Einstimmigkeit ist festgestellt.
Punkt Nr. 32) bitte.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER

Ich habe jetzt die falsche Rei
henfolge. Das ist der falsche
Antrag; ich glaube, daß die Luft
schon sehr schlecht ist hier

herinnen, ...

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Wird eine kurze Pause ge
wünscht? Ich sehe, es ist der
allgemeine Wunsch und wir ma
chen 5 Minuten Pause.

PAUSE VON 17.05 BIS 17.10 UHR

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Wir setzen die Sitzung fort und
ich bitte um Antrag Nr. 32).

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER

Meine Damen und Herren, im An

trag Nr. 32) geht es um das



Wohnbauvorhaben der Stadt Steyr
im Resthof. Der Bau der 40

Kleinwohnungen im Resthof, der
Spatenstich ist vorbei, die Fi
nanzierung ist aufgeschlüsselt.
Zu den 25,610 Millionen S för

derbaren Gesamtbaukosten

kommt man; S 5,373.500,— ent
springen einem Bauspardarlehen,
das wir bereits beschlossen ha

ben. Heute wären der Eigen
mittel-Zuschuß von S

3,590.300,— und die Aufnahme
eines Förderungsdarlehens von S
16,647.100,-- zu beschließen.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

32) Ha-2450/90
Wohnbauvorhaben der Stadt

Steyr im Resthof; Aufnahme
eines Förderungsdarlehens.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 30. Jan.
1992 wird dem angeführten Fi
nanzierungsplan für die Errich
tung der 40 Kleinwohnungen im
Stadtteil Resthof, dem Einsatz

von Eigenmittel in Höhe von S
3,590.000 und der Aufnahme ei

nes Förderungsdarlehens vom
Land Oberösterreich in Höhe von

S  16,647.100,-- zugestimmt.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Gibt es zum Punkt 32) Diskus
sionsbeiträge? Ich sehe, daß
dies nicht der Fall ist und wir

kommen zur Abstimmung. Wer ist
für diesen Antrag? Gegenprobe?
Wer enthält sich der Stimme?

Stimmenthaltung ist nicht der
Fall. Ich sehe die Einstimmig
keit, der Antrag ist angenommen.
Ich gebe den Vorsitz wieder an
Bürgermeister Leithenmayr.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR:

Danke, ich übernehme wieder den

Vorsitz und erteile dem Koll. StR

Zagler das Wort.

STADTRAT DKPM. MAG. HELMUT

ZAGLER:

Jährlich sucht die Stadt Steyr in
Wien bei der Regierung bzw. beim
Bundesministerium für Finanzen

um einen Zuschuß für die Ver

kehrsbetriebe an. Es wurde im

Vorjahr ein solcher Zuschuß in
Höhe von S 1,058.715,— ge
währt. Um nicht in Verlust der

Bundesförderung zu kommen,
müssen wir diesen Betrag an die
Stadtwerke weiterleiten und da

her ersuche ich hier den Ge

meinderat, der Weiterleitung

dieses Zuschusses in Höhe von

gerundet 1,1 Mill. S zuzustim
men.

33) Präs-31/83
ÖAG-4002/86
Verkehrsbetrieb der Stadt

werke; Zuerkennung einer
Grundleistung.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 3. Feb
ruar 1992 wird als Grundleistung
für den Verkehrsbetrieb der

Stadtwerke für das laufende



Rechnungsjahr ein Betrag von S
1,100.000.— bewilligt.
Die hiefür erforderlichen Mittel

im Ausmaß von

S  1,100.000.-
(einemillioneinhunderttausend)
werden bei VSt

1/8790/759800.9 freigegeben.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Wird zu diesem Antrag das Wort
gewünscht? Nicht der Fall und
wir kommen zur Abstimmung.
Wer gegen den Antrag ist, den
bitte ich um ein Zeichen mit der

Hand. Keine Stimmenthaltung.

Der Antrag ist einstimmig ange
nommen.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER;

Seit vielen Jahren betreibt die

Bezirksstelle Steyr-Stadt des
Roten Kreuzes intensiv den

Wunsch, das Dienststellen-Ge
bäude in der Redtenbachergasse
umzubauen. Nun wäre es soweit

und es ist auch der Finanzie

rungsplan erarbeitet und die
Aufteilung dieser Finanzierungs
kosten auf die einzelnen Träger

des Roten Kreuzes durchgerech
net. Es wird also hier eine

Kopfquote von S 294,— je Ein
wohner zu beschließen sein, um

die Finanzierung durchzuführen
und eine auf drei Jahresraten

aufgeteilte Förderung für das
Rote Kreuz soll ausgezahlt wer
den. Es wird gebeten, heute den
Beschluß zu fassen, den Kosten

anteil für 1992, der auf die

Stadtgemeinde fällt, in Höhe von
12,105 Mill. S zu beschließen.
Ich bitte, darüber eine Dis
kussion abzuführen bzw. den Be

schluß herbeizuführen.

34) Ha-7419/90
Rot-Kreuz-Bezirks stelle

Steyr-Stadt; Zu- und Um
bau; Finanzierungsbeitrag
der Stadt Stevr.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes der
Magistratsdirektion vom 17. Feb
ruar 1992 wird der Leistung
eines Kostenbeitrages durch die
Stadt Steyr für den Um- und
Neubau des Rot-Kreuz-Gebäudes

in der Redtenbachergasse mit
einem auf die Stadt Steyr
entfallenden Kostenanteil von S
12,105.744,—, zahlbar in 3 Jah
resraten in den Jahren 1992,

1993 und 1994 bis jeweils 30.
Juni jeden Jahres, zugestimmt.
Unter einem wird der Auszahlung

eines Betrages von S 4,100.000,-
-  an das Österr. Rote Kreuz, Be
zirksstelle Steyr-Stadt, als
außerordentliche, nicht rück

zahlbare Subvention genehmigt.
Die hiefür erforderlichen Mittel

im Ausmaß von

S  4,100.000,-

(viermillionenein hunderttausend)
werden bei der VSt

5/5300/777000.9 für das Bud

getjahr 1992 freigegeben.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR:



Das Wort wird vom Kol!. GR

Brandstötter gewünscht. Ich er
teile es ihm.

GEMEINDERAT JOSEF BRAND

STÖTTER;
Sehr geehrtes Präsidium, sehr
geehrte Damen und Herren des
Gemeinderates! Als Mitglied des
Bezirksausschusses des Steyrer
Roten Kreuzes unterstütze ich

den vorliegenden Antrag voll und
ganz. Dies deshalb, da die Un
terbringung der Rettungsfahr
zeuge in den derzeitigen, äußerst
baufälligen Garagen kaum mehr
zumutbar ist und den Anfor

derungen eines modernen pa
tientengerechten Rettungs- und
Krankentransportwesens keines
falls mehr entspricht.
Abgesehen davon, daß bei meh
reren Garagen die Dachkon
struktionen bereits einsturzge
fährdet sind und auch die Ga

ragentore nur mehr mit be
sonderer Vorsicht geöffnet wer
den können, da die gesamte Kon
struktion dieser Tore bereits

vollkommen desolat ist, verfügen
diese Garagen auch über keiner
lei Beheizungsmöglichkeit, so-
daß die Fahrzeuge im Winter un
geheizt in Betrieb gehen müssen.
Was das sowohl für das Ein

satzpersonal speziell bei Nacht
einsätzen bedeutet, aber auch für

Patienten, die in der Regel nur
mit einem Pyjama oder Nacht
hemd bekleidet aus der gut ge
heizten Wohnung auf eine eis
kalte Krankentrage in einem
nicht vorgewärmten Rettungs

fahrzeug gelegt werden müssen,
bedarf wohl keiner näheren Er

läuterung. Daß es für ein pa
tientengerechtes Rettungssy
stem unerläßlich ist. über ge

heizte Garagen zu verfügen, die
ein entsprechendes ständiges
Vorwärmen der Rettungsfahr
zeuge ermöglichen, ist mittler
weile ebenso Selbstverständ

lichkeit geworden, wie eine ge
sicherte Möglichkeit zur Wagen
reinigung. Derzeit ist es nämlich
im Winter kaum möglich, ein
Fahrzeug in der ungeheizten
Waschbox zu waschen, da das

Fahrzeug dabei vollkommen ver
eist.

Aber auch die hochspezialisier
ten Sanitätsschnelleinsatzan-

hänger des Roten Kreuzes, die
erst vor wenigen Jahren neu an
geschafft wurden, bedürfen einer
geheizten Unterbringung, da sich
in diesen Anhängern unter an
derem auch leicht verderbliche

Medikamente, wie Infusionen, In

jektionen etc. befinden, die kei
nen Minustemperaturen ausge
setzt werden dürfen, da sie an

sonsten unbrauchbar werden. Al

le diese Materialien müssen der

zeit in den Wintermonaten aus

den Schnelleinsatzanhängern
entfernt werden, sodaß diese

Anhänger in der kalten Jahres
zeit sehr eingeschränkt ver
wendbar sind.

Aber auch die Unterbringung des
Personals in der Dienststelle be

darf einer dringenden Verbesse
rung. insbesondere wenn man be
rücksichtigt. daß neben den



hauptberuflichen Mitarbeitern
auch rund 140 ehrenamtliche

Mitarbeiter ständig bereit sind,
einen doch nicht unerheblichen

Teil ihrer Freizeit, speziell wäh
rend der Nacht- und Wochen

endstunden, zur Verfügung zu
stellen. Diesen ehrenamtlichen
Mitarbeitern, die rund um die Uhr

im Dienste anderer, vollkommen
unentgeltlich, aus reinem
Idealismus, ihre gesamte Lei
stungsbereitschaft in den Dienst
der guten Sache stellen, sollte
man für die Ausübung ihres
Dienstes, aber auch für die
zwischen den einzelnen Ein

sätzen, speziell in den Nacht
stunden und an den Wochenenden,

immer wieder auftretenden War

tezeiten doch entsprechende
Räumlichkeiten zur Verfügung
stellen können. Da die derzeiti

gen Unterbringungsverhältnisse
des Roten Kreuzes auch in dieser

Hinsicht keinesfalls mehr den

modernen Anforderungen ent
sprechen, ist auch die Moderni
sierung der Unterkunftsräum
lichkeiten ein dringend notwen
diges Anliegen des Roten Kreu
zes.

Auch wenn der vorgesehene Um
bau die Stadt insgesamt rund 12
Mill. S kosten wird, so darf man

dennoch nicht vergessen, daß
dafür ein Investitionsvolumen

von über 30 Mill. S geschaffen
wird und gerade das Rote Kreuz
doch einen so wesentlichen Bei

trag zur Sicherung des Gesund
heitswesens in Steyr leistet,
daß sich die Stadt wirklich

glücklich schätzen kann, eine
derart gut funktionierende, von
so hohem Idealismus und Ein
satzbereitschaft getragene Or
ganisation zur Verfügung zu ha
ben. In Anerkennung dieser un
schätzbaren Dienste, die das

Rote Kreuz rund um die Uhr für

die Bevölkerung der Stadt Steyr,
aber auch die Umlandregion lei
stet, ersuche ich Sie daher, dem
vorliegenden Antrag die Zustim
mung zu geben. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-

THENMAYR;

Danke sehr. Wird das Wort noch

von jemandem gewünscht? Nicht
der Fall. Wird ein Schlußwort

gewünscht?

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGUER:

Dieser flammenden Rede für das

Rote Kreuz und deren Mitarbeiter

möchte ich mich klarerweise

gerne anschließen. Ich darf nur
sagen, daß dieser Betrag, der zu
beschließen ist, im Budget vor
gesehen ist und nicht nur im
heurigen, sondern auch im Zuge
der mittelfristigen Budgetpla
nung auch die nächsten Jahres
raten so eingeplant werden.
Ich bitte, die Abstimmung durch
zuführen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR;

Danke, wer für den Antrag ist,
den bitte ich um ein Zeichen der

Zustimmung. Gegenprobe? Stim
menenthaltungen? Der Antrag ist



einstiininig angenommen. Näch
ster Antrag bitte.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER;

Ein Akt, den wahrscheinlich nie

mand gerne vorträgt, weil er
sich mit Steuererhöliungen be
faßt, liegt nun vor, obwohl auch
erfreuliche Aspekte enthalten
sind.

Es geht darum, daß im Dezember
des letzten Jahres von der Re

gierung bzw. vom Nationalrat be
schlossen wurde, das Finanzaus

gleichsgesetz, mit dem die
Bundesabgaben auf Bund, Länder
und Gemeinden verteilt werden,
neu zu fassen und hier zwei

Dinge zu beschließen:
1. Die Änderung bei der Geträn
kesteuer - von der Verbrauchs

abgabe zur Verkehrssteuer
durchzuführen und auch in den

Prozentsätzen eine Änderung
herbeizuführen, daß die bis

herigen 10 % Getränkesteuer in
einem Teil auf 5 % gesenkt
werden. Nämlich der Teil für die

alkoholfreien Getränke.

Das ist einerseits hoffentlich

auch das Erfreuliche für die Kon

sumenten. Weniger erfreulich für
die Stadtgemeinde, weil dadurch
für das Jahr 1992 etwa mit

Mindereinnahmen von 6 Mill. S in

der Stadtkassa zu rechnen sein

wird.

Der Gesetzgeber hat sich aber
auch gedacht, daß er die Ge
meinden nicht so bestrafen kann

und hat ein Äquivalent angeboten:
Er sagt: "Ich gebe Euch die Mög

lichkeit als Stadtgemeinden und
Gemeinden in Osterreich, den He

besatz zur Grundsteuer B von zur

Zeit 420 % auf 500 % anzuheben".

Wenn wir nun heute den Beschluß

fassen werden können, diese Er

höhung des Hebesatzes auf 500 %
durchzuführen, würde dies Mehr

einnahmen von etwa 4 bis 4,5

Mill. S betragen oder ergeben,
wodurch sich durch den gesamten
Akt für die Finanzgebarung der
Stadt Steyr ein Verlust von ca.
1,8 Mill. S ergibt. Um das mög
lichst gering zu halten, bitte ich,
diesem Antrag zuzustimmen, so
wie er vorliegt, nämlich den He
besatz für Grundsteuer mit ge
nerell 500 V. H. festzusetzen und

die Getränkesteuer als Verkehrs

steuer für alkoholische Getränke

und Speiseeis mit 10 v. H., für
alkoholfreie Getränke und Auf

gußgetränke mit 5 V. H. des Ent
geltes einzuheben.

35) Ha-4300/91
Erhöhung des Hebesatzes bei
der Grundsteuer B auf 500 v.

H. und Einhebung der Geträn-
kesteuer als Verkehrssteuer.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Aufgrund des Amtsberichtes des
Stadtsteueramtes vom 23. Jän

ner 1992 wird

1) der Hebesatz für die Grund
steuer mit generell 500 v. H.
festgesetzt und
2) die Getränkesteuer als Ver
kehrssteuer gem. § 14 Abs. 2 FAG
1989 i.d.F.d.N. BGBl. Nr. 693/91

vom 27. 12. 1991



für alkoholische Getränke und

Speiseeis mit 10 v. H. und
für alkoholfreie Getränke und
Aufgußgetränke mit 5 v. H.

des Entgeltes eingehoben.
Die Kundmachung der Verordnung
hat durch zweiwöchigen An
schlag an den Amtstafeln der
Stadt Steyr zu erfolgen. Beide
Bestimmungen treten rückwir
kend mit 1. 1. 1992 in Kraft.

Gleichzeitig wird der Beschluß
des Gemeinderates vom 17. 12.

1991 über die Einhebung der
Grundsteuer B mit einem Hebe

satz von 420 V. H. aufgehoben.
(BEILAGE)

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
7HENMAYR

Danke sehr für diesen Vortrag. Zu
Wort ist StR Eichhübl gemeldet.
Ich erteile es ihm.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Werte Herren Bürgermeister,
meine Damen und Herren des Ge

meinderates! Wir haben ja nicht
nur in der StS-Sitzung, sondern
auch in der Finanz- und Rechts
ausschuß-Sitzung auf die Pro
blematik der Auswirkungen, die
sich Ja auf mehreren Ebenen ab
zeichnet, im Zusammenhang die
ses vorliegenden Antrages hin
gewiesen.
Zum einen bedeutet die Anhebung

des Hebesatzes für die Grund

steuer B von 420 % auf 500 % -

das ist im übrigen der Höchst
satz, der nach dem geänderten
Finanzausgleichsgesetz den Ge
meinden zugebilligt wird - eine

Verteuerung des Wohnens in al
len Bereichen. Es ist Ja nicht nur
so, daß vor allen Dingen die
privaten Haus- und Grundstücks
besitzer dadurch vermehrt zur

Kasse gebeten werden, sondern
diese Verteuerung geht auch
weit in den sozialen Wohnbereich
hinein.

Dem gegenüber steht das durch
aus gerechtfertigte Argument,
daß die Stadtgemeinde Steyr
Gefahr läuft, geringere Förde
rungsmittel zu erhalten, wenn
sie diesen Höchstsatz nicht an

wendet. Aber gerade diese Argu
mentation, meine Damen und

Herren des Gemeinderates, be

weist einmal mehr, wie weit die
Aushöhlung der Autonomie der
Gemeinden bereits fortgeschrit
ten ist. Das heißt, die Bewe
gungsfreiheit bei der Einhebung
von eigenen Steuern wird für die
Gemeinden immer mehr einge

engt.

Zum anderen soll auch heute

gleichzeitig und in einem ein
weiterer Punkt abgehandelt und
beschlossen werden, nämlich die
Senkung der Getränkesteuer für
nicht alkoholische Getränke von

10 auf 5 %. Diesem Teil des An

trages, meine Damen und Herren
des Gemeinderates, stehen wir
von der Freiheitlichen GR-Frak-

tion natürlich positiv gegenüber,
weil wir davon ausgehen, daß
diese Steuer-Ermäßigung auch
tatsächlich an den Endverbrau

cher - wir denken hier im be

sonderen an die Jugendlichen -
weitergegben wird. Ich habe da-



her im Zusammenhang der ge
schilderten Situation einen Ab-

änderungsantrag eingebracht und
dem Herrn Bürgermeister über
reicht. Ich möchte Ihnen diesen

Abänderungsantrag nicht nur zur
Kenntnis bringen, sondern Sie
auch bitten, diesem beizutreten:

Abänderungsantrag der Freiheit

lichen GR-Fraktion:

Gemäß § 38, 2 h des Stadt

statutes wird folgender Abände
rungsantrag gestellt:
Der gemeinsame Antrag des
Stadtsenates an den Gemeinderat

über die Erhöhung des Hebesatzes
bei der Grundsteuer von 420 v. H.

auf 500 V. H. sowie der gleich
zeitig in diesem Antragstext
inkludierte Antrag auf Herab
setzung des einheitlichen Ge
tränkesteuer-Satzes von 10 V. H.

auf 5 V. H. des Entgeltes ist ab
stimmungsmäßig zu trennen.
Dazu die Begründung: Es ist den

Gemeindemandataren bei diesen

zwei verschiedenen Inhalten

nicht möglich, für oder gegen
diese Anhebung bzw. Senkung zu
votieren. Aus diesen Gründen

wird um getrennte Abstimmung
gebeten.

Ich darf auch gleich voraus
schicken, meine Damen und Her

ren, daß wir - ganz gleich, wie
die Abstimmung ausgeht
selbstverständlich, sofern die

Möglichkeit besteht, dem zwei
ten Teil des Antrages die Zu
stimmung geben und uns gegen
über dem ersten Teil dieses An

trages mit Stimmenthaltung äu

ßern werden, weil wir auch da

von ausgehen und das auch ein
gebracht haben, daß es nicht un
bedingt erfoderlich wäre, gleich
den Höchstsatz anzuwenden, son

dern es würde nach unserer Mei

nung auch ausreichen, wenn man
von 420 % auf 450 % geht.
Ich danke Ihnen für die Aufmerk

samkeit.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Ich danke Hr. Koll. Eichhübl. Ei

gentlich ist es ein Antrag zur
Geschäftsordnung und kein Ab
änderungsantrag. Ein Abände
rungsantrag oder Zusatzantrag
gemäß § 8 müßte nämlich eine
inhaltliche Änderung zum Ziel
haben. Das ist nicht der Fall! Es

wird lediglich eine Änderung des
Absti mmungsmodusses ge
wünscht. In diesem Fall - wenn

es sich um einen Geschäftsord

nungsantrag handelt - dann müß
te ich lt. Geschäftsordnung ei
gentlich so damit verfahren, wie
wir es heute schon einmal getan
haben, Hr. Kollege. Was ist das
also jetzt?

STAUTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Ich bin davon ausgegangen, - da
rum habe ich auch den Para

graphen zitiert - daß es sich um
einen Abänderungsantrag handelt.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

So ist es aber nicht! Es steht

nämlich ausdrücklich im § 8 "Ab

änderungsantrag bzw. Zusatzan-



träge" - Anträge zur Sache,
Sachanträge, die eine Abänderung
(Abänderungsanträge) oder Er
gänzungen (Zusatzanträge) eines
in der Tagesordnung aufgenom
menen Hauptantrages bezwecken,
können von jedem Mitglied usw.
eingebracht werden.
Es handelt sich aber hier um

keine inhaltliche Hinzufügung
oder Abänderung, daher ist von
Dir aus offensichtlich nur ge
wünscht, daß eine Änderung des
Abstimmungsprozederes vorge
nommen wird und das ist aus

meiner Sicht in den Bereich ei

nes Geschäftsordnungsantrages
einzuordnen. Herr Dr. Tilman

Schwager pflichtet mir schon
bei! Ihr müßt Euch nun ent

scheiden, was gewünscht wird.
Natürlich ist dieser Antrag zu
lässig, aber es ist kein Ab-
änderungsantrag, sondern ein Ge
schäfts Ordnungsantrag.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL;
Herr Bürgermeister, dann darf
ich dies abändern, wenn es ge

stattet ist und die Möglichkeit
besteht, diesen Antrag als Ge
schäftsordnungsantrag - so wie
Du es formuliert hast - einzu

bringen und eine getrennte Ab
stimmung durchzuführen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Wenn es sich also um einen Ge

schäftsordnungsantrag handelt,
dann ist darüber sofort abzu

stimmen, ob die getrennte Form
der Abstimmung vorgenommen

wird oder ob in der ursprünglich
vorgeschlagenen Form des An
trages abgestimmt wird. Es
steht nun dieser Geschäftsord

nungsantrag der Freiheitlichen
Partei zur Abstimmung und ich
darf fragen, wer dem Antrag der
FPÖ die Zustimmung erteilt? Ich
bitte um ein Zeichen mit der

Hand (18). Danke. Gegenprobe? 16
Gegenstimmen (SPÖ). Das ist die
Minderheit; das heißt, wir wer
den dann eine getrennte Ab
stimmung vornehmen.
Ich darf nun fragen, wer zu die
sem Antrag weiters das Wort
wünscht? Kollege Schloßgangl,
bitte.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Sehr geehrte Damen und Herren
des Gemeinderates, zum Punkt 1)

dieses Antrages "Erhöhung des
Hebesatzes bei der Grundsteuer B

von 420 auf 500 v. H." muß ich

seitens unserer Fraktion und hier

besonders der Wirtschaftsver

treter gewisse Bedenken an
melden. Die Erhöhung der Grund
steuer bedeutet eine doch zum

Teil sehr einseitige Belastung
von Betriebs- und Privatgrund
stücken. Land- und forstwirt

schaftliche Betriebe sind ja aus
genommen, bei Wohnbaugenos
senschaften ist die Mietbe

lastung aufgrund der anteiligen
geringeren Grundflächen pro Mie
ter relativ gering - im Schnitt
könnte man sagen, bei einem
Grund von 1.000 m^ und einer
Wohnung von 100 m^ macht das



nur 10 % aus. Die Minderein

nahmen aus der Getränkesteuer

für 1992 wurden mit ca. 6 Mil

lionen geschätzt. Durch die Um
wandlung von einer Verbrauchs-
in eine Verkehrssteuer wurden

Mehreinnahmen von ca. 1,8 Mil

lionen angenommen. Mich würde
erstens interessieren, wie hoch

die bisherigen Einbußen aus Son
dervereinbarungen bezüglich der
Verbrauchssteuer mit Großmärk

ten und Großkaufhäusern tat

sächlich waren. Und zweitens,

daß die Getränkesteuer bei allen

Festen im Stadtbereich - vor

nehmlich beim Stadtfest, das
sich ja in den letzten Jahren
mehr und mehr, Sie gestatten den
Ausdruck, zu einem "Sauffest"

entwickelt hat - eingehoben
wird. Laut § 1 des Oö. Ge

tränkesteuergesetzes sind die
Gemeinden verpflichtet, die Ge
tränkesteuer - auch bei gemein
nützigen Vereinen, die aufgrund
der derzeit angeführten steuer
pflichtigen Verkaufsvorgänge
anfallende Getränkesteuer - ein-

zuheben. Das Oö. Getränke

steuergesetz sieht daher für sol
che Fälle nach Auskunft der zu

ständigen Abteilung - Gemeinde
abteilung der Oö. Landesre
gierung - keine Regelung vor, die
es einer Gemeinde ermöglicht,
bei solchen Veranstaltungen auf
die Einhebung der Getränkesteuer
zu verzichten.

Fazit: Erst nach Vorliegen der
tatsächlichen Mehr- und Minder

einnahmen kann eine entspre
chende Anhebung der Grundsteuer

B ermittelt werden. Z. B. könnten

ja 450 V. H. genügen und nicht
unbedingt der Höchstsatz müßte
ausgeschöpft werden. Daher wer
den wir uns zum Punkt "Hebesatz

der Grundsteuer B" mehrheitlich

-  also die Vertreter der Wirt

schaft - dagegen aussprechen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR

Gibt es eine weitere Wort

meldung? Kollege Stadtrat Holub,
bitte.

STADTRAT KARL HOLUB:

Es ist eine erstaunliche Sitzung
heute. Es gibt verschiedene Ver
gleiche aus Gebrauchsgegen
ständen und sonst Nützlichem.

Ich werde die Medizin nicht stra

pazieren, habe sie auch zuerst
nicht strapaziert, sondern le
diglich einen Patienten antreten
lassen.

Die Argumente gegen die Erhö
hung der Grundsteuer B sind vor
dergründig logisch, leuchten also
sicherlich sehr ein. Ich bin heute

erstmals in der für mich per
sönlich unbefriedigten Situation,
daß ich nicht mitstimmen kann

und erlaube mir daher das Wort

dazu. Ich gebe den Kolleginnen
und Kollegen des GR zu bedenken,
daß sich der Bundesgesetzgeber
eine ganz nette Überwälzung der
Belastung an die Kommunen ein
fallen hat lassen. Das geht an die
Adresse der beiden Parteien, die

diese Koalition machen. Ich glau
be, man sollte in dieser Richtung



auch ehrliche Worte sprechen
dürfen!

Feststeht aber, daß die Finanzen
der Kommunen ohne das Aus
gleichsinstrumentarium, das der
Bundesgesetzgeber geschaffen
hat - nämlich die Möglichkeit,
den Hebesatz auf 500 v. H. hin
sichtlich der Grundsteuer B ab

zuändern -, unkorrigiert verblie
ben. Und zwar im Nachteil un

korrigiert verblieben, der sich
aus der Senkung der Geträn
kesteuer ergibt. Wenn man den
städtischen Haushalt ansieht, so

sind die Einnahmen aus der Ge

tränkesteuer ein sehr wesent

licher und sehr stehender Be

standteil der städtischen Ein

nahmen.

Steuer einzuheben - denke ich -

war noch niemandem lustig, es
sei denn, daß man Sadist oder
Finanzbeamter ist. Steuer zu

zahlen ist sicherlich auch noch

niemandem sehr leicht und nett

vorgekommen. Ich glaube aber,
daß wir eine gewisse Ver
antwortung den Stadtfinanzen
gegenüber haben und ersuche da
her jene Vertreter meiner Par
tei, die sich nicht an die In
teressen der Wirtschaft zwang

haft gebunden fühlen, die Be
denken der kommunalen Finanzen

mitzuteilen und dem vorlie

genden, jetzt geteilten Antrag
hinsichtlich des Hebesatzes der

Grundsteuer B die Zustimmung zu
geben. Die Abstimmung haben wir
schon vor dem nunmehrigen Ge
schäftsordnungsantrag in unse
rer Partei freigegeben. Wir haben

in der Partei beschlossen, daß

die Fraktion hier die freie Ab

stimmung hat, weil die Inter-
essenslagen einfach zu unter
schiedlich sind und daher kann

ich nur sagen, wir respektieren
die Bedenken der Kollegen, die
die Wirtschaft vertreten. Aber

wir respektieren die Sorge um
die Finanzen, die die Verant
wortlichen der Stadt mittragen

müssen und werden es uns - als

Partei zumindest - gefallen las
sen, daß ich den Appell richten
darf: "Stimmt diesem Antrag zu,
wenn Ihr es mit Eurem Gewissen

und mit Eurer Verantwortung

vertragen könnt!"

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Danke für diesen Beitrag; als
nächster ist mir GR Huber zu

Wort gemeldet. Ich erteile es
ihm.

GEMEINDERAT ENGELBERT HUBER:

Wertes Präsidium, liebe Kol
leginnen und Kollegen des Ge
meinderates! Sie wissen sicher

lich alle, daß ich ja auch noch
eine andere Tätigkeit habe, und
zwar im Österr. Siedlerverband -
es handelt sich dabei um eine
Interessensvertretung der Sied
ler und Eigenheimbesitzer. Ich
muß aber dazu sagen, daß es eine
überparteiliche Institution ist
und keine parteiliche.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir vom Österr. Siedlerverband
hatten voriges Jahr einen Termin
bei unserem Finanzminister,



und zwar am 5. Dezember - da

wir ja wiederum fürchteten, daß
die Einheitswerte wesentlich er

höht werden sollten. Wir haben

dort bei dieser Sitzung erfahren
müssen, daß nicht eine Einheits

werterhöhung kommt, aber sehr
wohl die Grundsteuerklasse B

von 420 auf 500 v. H. erhöht

wird. Das macht jährlich eine
Erhöhung von rund 17 % der
Grundsteuer aus. Die Erhöhung
macht bei den Eigenheimen - wir
haben es ungefähr ausgerechnet,
denn es kommt auch darauf an,

wie groß das Eigenheim oder wie
hoch der Einheitswert ist - rund

S  150,— bis S 400,-- jährlich an
Erhöhung aus. Wenn ich zu ver
schiedenen Vereinen fahre, wer

de ich natürlich immer wieder

bombardiert und konfrontiert mit

dieser Angelegenheit und ich
frage dann immer, wie hoch die
Erhöhung ist. Vorigen Samstag
wurde mir beispielsweise mit
geteilt S 37,— im Vierteljahr, S
237,— im Jahr usw.

In diesem Zusammenhang darf
ich vielleicht ein paar Worte zum
Einheitswert sagen: Wir dürfen
bitte nicht vergessen, daß die
letzte Neufeststellung des Ein
heitswertes vor 19 Jahren er

folgte. Wir haben uns aber auch
eingehendst mit Grund- und Ge
bäudepreisen beschäftigt und in
diesen 19 Jahren Erhöhungen von
2 X 10 % und 1 X 15 % hinnehmen

müssen. Die Grundpreise sind in
diesen Jahren um 400 % ge
stiegen und die Gebäudepreise
um 180 %. Aus diesen beiden

Komponenten setzt sich aber un
ser Einheitswert zusammen.

Aber auch wir in unserer Or

ganisation haben dafür Ver
ständnis.

Wenig Verständnis haben wir,
wenn man dies mit der Ge

tränkesteuer vermischt. Das ist

für uns nicht sehr glücklich ge
löst, denn das paßt einfach nicht.
Die Siedler sagen dann, warum
sollen wir mehr bezahlen, wenn

die anderen für die Ge

tränkesteuer weniger bezahlen.
Alle Siedler hätten Verständnis,

wenn die Erhöhung des Ein
heitswertes gekommen wäre, so
jedoch nicht! Ich möchte aber auf
noch etwas hinweisen, nämlich,

daß ich mich noch sehr gut
erinnern kann, wie vor einigen
Jahren die Zeitungsmeldungen
gekommen sind als eine Neu
feststellung vor der Tür stand, in
denen es geheißen hat; Der
Einheitswert wird um 250 %

erhöht. Dort hatten wir schon

wesentliche Bedenken, denn da

würden die Eigenheimbesitzer
unter Umständen in die Ver

mögenssteuer gefallen sein. Das
haben wir sehr wohl mit unserem

Finanzminister bereits bespro
chen und er hat uns bei dieser

Besprechung am 5. Dezember
versichert, daß in dieser Legis
laturperiode - wir wissen nicht,
wie lange sie dauert - keine Er
höhung des Einheitswertes kom
men wird. Der "Schwarze Peter"

ist natürlich an die Gemeinden

gegangen. Wir haben dem Fi
nanzminister ja gleich gesagt.



daß sie jetzt den "Schwarzen
Peter" den Gemeinden zuschie

ben, weil die Ja direkt ver
pflichtet sind, die Erhöhung vor
zunehmen, da es ja sonst keine
Förderungen - wie mein Vor
redner Koll. StR Holub schon ge

sagt hat - weder vom Bund noch
vom Land für größere Projekte
gibt. Dafür darf ich noch einmal
alle Kolleginnen und Kollegen um
Verständnis bitten, wenn wir zur
Abstimmung kommen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR;

Wünscht noch jemand das Wort?
Herr Koll. Vbgm. Pfeil, bitte sehr
-  ich erteile es Ihnen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL;

Ich habe nur eine Frage an den
Herrn Huber, jetzt kann ich
nämlich nicht folgen: Sie stim
men dagegen, daß die beiden An
träge getrennt abgestimmt wer
den und sagen in der Wort
meldung, daß Sie dafür sind. Sie
haben also bei der Abstimmung
vorher dafür gestimmt, daß wir
gemeinsam abstimmen. Jetzt sa
gen Sie in Ihrer Wortmeldung,
daß Sie kein Verständnis dafür

haben, daß die Getränkesteuer
mit Hebung gekoppelt wird. Da
kann ich nicht folgen! Das ver
stehe ich nicht. Das müssen Sie

mir erklären!

GEMEINDERAT ENGELBERT HUBER:

Ich bin gegen die Art, wie es
gemacht wurde. Daß man sagt.

als Ersatz für die Getränkesteuer
wird jetzt die Grundsteuer er
höht. Dafür habe ich kein Ver

ständnis und nicht für die Ab
stimmung. Das hat mit der Ab
stimmung nichts zu tun.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Das widerspricht aber Ihrer
Wortmeldung!

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR;

Gibt es eine weitere Wort
meldung? Ich sehe das ist nicht
der Fall. Da ich mich auch an der

Diskussion beteiligen möchte,
gebe ich den Vorsitz an Vbgm. Dr.
Pfeil ab.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Ich übernehme den Vorsitz und

erteile dem Herrn Bürgermeister
das Wort.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR:

Danke sehr! Meine sehr verehrten

Damen und Herren des Ge

meinderates, wir sind wieder an

einer wichtigen Schwelle ange
kommen, wo es darum geht, wo

hin der Weg in Zukunft gehen
soll. Es gibt einen interessanten
Parallel-Fall dazu, was sich im
Moment abzuspielen abzeichnet.
In Wahrheit möchte die FPÖ -
sofern ich das richtig verstanden
habe - deswegen eine getrennte
Abstimmung haben, um hier einer
Getränkesteuer-Reduzierung die



Zustimmimg erteilen zu können
und einem Ausgleich, der in einer
Erhöhung bei der Grundsteuer B
stattfinden soll, die Zustimmung
zu verweigern. Habe ich das
richtig erfaßt, Herr Kollege?

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD
PFEIL:

Nicht in dieser Höhe.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Aber sachlich erfolgte ja kein
Abänderungsantrag, sondern Je
ner Antrag, daß eine getrennte
Abstimmung beim bestehenden
Antrag erfolgen soll. Ich sehe
also, daß Sie es so ähnlich ma

chen wollen, wie es in Dänemark

ein gewisser Herr Dilstrup
einmal gemacht hat. Er hat eine
gewisse Zeit lang eine sehr
populistische Politik betrieben
und überhaupt dafür plädiert, daß
die Steuern abgeschafft werden
sollten, Jedenfalls weitest-
gehend. Kurze Zeit brachte ihm
das große Zustimmung von der
Bevölkerung. Allerdings war
diese Phase schnell vorbei. Als

nämlich das Geld in den Kassen

gefehlt hat und die Leistungen
des Staates nicht mehr fi

nanziert werden konnten, war es

dann vorbei mit dieser popu
listischen Phase.

Ich möchte wirklich eindringlich
ersuchen, - ich freue mich, daß

dies auch Koll. StR Holub getan
hat - sich der Verantwortung
bewußt zu sein, die hier an uns

herantritt. Es ist nämlich so, daß

wir es uns nicht aussuchen

können, daß in Wirklichkeit die

Kommune der schwächste Teil

ist bei den Finanzausgleichsver
handlungen, die alljährlich oder
alle zwei Jahre stattfinden

zwischen den Gemeinden, den

Ländern und dem Bund. Wir er

eifern uns ununterbrochen da

rüber, daß die Kommunen auf der

Strecke bleiben. Vor kurzem hast

Du, lieber Freund Eichhübl, hier

einen Resolutionsentwurf einge
bracht, in dem Du Dich darüber

beschwert hast, daß sich der

Bund abzumelden wünscht; z. B.

in der Frage der Dotierung des
Wasserwirtschaftsfonds. Ich ge
be Dir recht und wir haben auch

einen gemeinsamen Beschluß ge
troffen.

Wir müssen darauf achten, - ich

sage das aus meiner Erkenntnis
und Erfahrung heraus - daß es
natürlich so ist, daß sowohl bei

der Landesregierung als auch bei
der Bundesregierung gesagt wird,
wenn wir dort um Zuschüsse

ansuchen: "Schöpft Ihr auch Eure
eigenen Quellen aus? Nehmt Ihr
die Gelegenheit wahr, im Rahmen
Eurer Steuerpolitik, wo Ihr zu
ständig seid, alle Möglichkeiten
auszuschöpfen?" Diese Fragen
werden sowohl beim Land als

auch beim Bund gestellt. So ist
das.

Nun, meine Damen und Herren,

möchte ich schon sagen, daß wir
uns einig sind, daß die Stadt
einige ganz große Projekte
durchführen muß. Wir sind uns

vielleicht nicht ganz genau einig



oder noch nicht, in welcher

Reihenfolge dies geschehen soll,
aber bei der Notwendigkeit ist
die Zustimmung schon vorhanden.
Wir sind uns einig, daß wir eine
Bahnhofsüberbauung brauchen,

weil hier sonst unsere Ver

kehrssituation nicht bereinigt
werden kann. Das ist eben das

Schlüsselprojekt schlechthin
neben der Nordspange, die uns
auch große Beträge kosten wird.
Das steht also einmal fest. Wir

können aber nicht damit rechnen

bzw. spekulieren, daß wir das
alleine finanzieren können. Wir

verhandeln ja schon seit mehr
als zwei Jahren um einen Nah

verkehrsvertrag, um Finanzzu
schüsse des Bundes und des

Landes. Die 38 Millionen, die uns

vom Bund angeboten wurden, sind
einfach zu wenig - wir wollen
mehr haben! Von der Landes

regierung haben wir überhaupt
noch kein konkretes Angebot. Sie
sagen nur, daß sie zahlen
werden. Man weiß nur noch nicht,

in welcher Höhe. Wir müssen

immer, in all diesen Fällen, um
Zuschüsse ansuchen.

Wir wollen ein Kommunal

zentrum machen - Kostenpunkt
rund 100 Mill. S, die Bahnhofs

überbauung auch etwa 100 Mill.
S, das Bad, lieber Kollege Eich-
hübl, für welches Du in letzter

Zeit so massiv eintrittst - was

mich sehr freut -, rund 100 Mill.

S. Ich rede hier noch gar nicht
von der Eishalle (12 oder 12,5
Mill. S) und der Sporthalle (40
bis 50 Mill. S). Eine ganze Reihe

von Aktivitäten, die in den Be

reich Bildung, Kultur usw. zu
setzen sind. Überall sind wir als
autonome Stadt Steyr nicht in
der Lage, dies aus Eigenem zu fi
nanzieren. Wir müssen zum Land

und zum Bund um Zuschüsse ge

hen. Ich mache Sie darauf auf
merksam, meine Damen und Her
ren, daß wir uns noch viel
schwerer tun werden, wenn wir

um diese Mittel beim Land und
beim Bund ansuchen und die ei
genen Quellen nicht erschließen.
Ob es uns paßt oder nicht, ist
eine andere Frage! Ich meine aber
schon, daß Sie sich das sehr gut
überlegen sollten, wenn wir eine
Perspektive in die Zukunft haben
wollen und hier der Haushalt auf

die Dauer nicht noch schwieriger
zu gestalten sein soll.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Weiter zu Wort gemeldet
hat sich Herr Dr. Schwager.

GEMEINDERAT DR. TILMAN HORST

SCHWAGER:

Sehr geehrter Herr Bürgermei
ster, sehr geehrte Damen und
Herren! Nicht aus der Über
zeugung, daß die Bahnhofsüber
bauung der Weisheit letzter
Schluß ist und nicht aus Freude
an irgendeiner Steuererhöhung
überhaupt, habe ich mich für
meine Person entschlossen, nun

mehr den beiden Anträgen zuzu
stimmen. Es fällt schwer, - das

gebe ich offen zu - weil die
Belange der Wirtschaft sicher



gegen diese Argumentation spre
chen. Aber das Argument, das der
Herr Bürgermeister jetzt ge
bracht hat und das wir auch im

Finanz- und Rechtsausschuß ein

gehend erörtert haben, ist für
mich zwingend. Ich halte dafür,
daß wir leider wirklich unsere

gesamte Finanzkraft ausschöpfen
müssen, um beim Bund Geld zu

bekommen. Es ist auch vom Bund

nicht nur Lust und Tollerei, daß
diese beiden Steuerkomponenten
im Finanzausgleichsgesetz ver
quickt wurden. Ich muß Sie daher
in dem Interesse bitten, auch
diesen Gedanken zu verfolgen und
beiden Anträgen zuzustimmen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke. Weiters zu Wort gemeldet
hat sich Herr Stadtrat Holub -

"die Zweite".

STADTRAT KARL HOLUB:

Es ist auch nicht Jux und

Tollerei, wenn ich jetzt meine
zweite Wortmeldung mache, son
dern wirklich noch einmal ein

Zusammenfassen und Anschlie

ßen an den Bürgermeister und Dr.
Schwager. Denken Sie daran, was
wir abseits des Sportbetriebes
und abseits des Straßenverkehrs

noch machen müssen. Denken Sie

an die sozialen Aufgabenstel
lungen in unserer Stadt! Denken
Sie daran, daß es zum Beispiel
an die 100 Personen gibt, die
ernsthaft und dringend auf die
Aufnahme in ein Pflegeheim in
Steyr warten müssen, daß es

weiters gut 100 sind, die glau
ben, Anspruch auf die Unterbrin
gung in einem Wohnheim mit be
sonderer Pflege zu haben, daß es
300 Menschen am Tabor gibt, die
unter bescheidenen Unterbrin

gungs-Bedingungen gepflegt
werden müssen und denken Sie

auch daran, daß das soziale

Spektrum unserer Stadt viel viel
weiter ist, als nur das Besuchen

von Fußball Veranstaltungen.
Denken Sie bitte daran, daß auch

die Unterstützungen der So
zialhilfeverbände - und da spre
che ich sicherlich im selben Sinn

mit der stadträtlichen Re

ferentin dafür - gewogen werden
nach der Finanzkraft der Stadt

und nach der Bereitschaft der

Stadt, ihre eigenen Aufkommen
einzuheben.

Es ist wirklich sehr bestürzend,

wenn man als Kommunalpolitiker
und Führer einer Partei in Steyr
hier vor dem Gemeinderat stehen

muß und sagen: "Bitte liebe
Kolleginnen und Kollegen, ver-
geßt den Vertretungsauftrag, den
Euch einzelne Bürgergruppen
mitgegeben haben, und denkt an
den Gesamtvertretungsauftrag,
den wir als Körperschaft, näm
lich als GR der Stadt Steyr,
wahrnehmen müssen". Wir sind

schon auch, aber nicht nur, die

Delegierten unserer Bürgergrup
pen, die uns hierher entsandt
haben, sondern wir sind Organ
der Stadtverwaltung als Ge
meinderat. Dieses Organ der
Stadtverwaltung - nach der Ver
fassung eigentlich das höchste



Organ derselben - hätte schon
die Aufgabe, nach bestem Wissen
und Gewissen mit der Finanz

kraft der Stadt umzugehen und an
die Lösung aller Probleme zu
denken.

Es mag jetzt vielleicht sein, daß
man unter purem Populistik-
willen Anträge stellt. Abstand
zu nehmen vom vollen Betrag. Es
mag sein: der Gag wird vielleicht
gar nicht so schlecht sein! Aber
erspart bleiben dem Einzelnen
vielleicht Monatsbeträge von S
10,—. Mit Respekt gesagt: "Au
ßer Gag wäre das nichts!"
Wenn wir meinen, daß wir als
Kommunalvertreter und als Organ
dieser Stadt die Verpflichtung
haben, uns gegen diese Junkti-
mierung des Bundes aufzulehnen,
dann bitte sollen wir das auch

tun. Aber im vollen Bewußtsein,

daß die "Mühle" zu ist. Wenn wir

meinen, daß die übergeordneten
Aufgaben einer Kommunalver
waltung - Soziales, Infrastruk
tur, weitere Entwicklung von
gesundheitsfördernden Maßnah
men, Ausbildungsmodelle - Vor
rang haben sollten, dann sollten
wir - wenn auch mit dem "blö

den" Gefühl, daß uns die Bürger

auf der Straße das nicht danken

-  in der Verantwortung als Teil
dieses höchsten Organes der
Stadt, dem Antrag zustimmen.
Ich bitte Sie wirklich noch ein

mal darum!

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Als nächster hat sich Herr GR
Oskar Holub zu Wort gemeldet.

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:

Obwohl wir beide keine sehr tol

len Wirtschafts- und Steuerken

ner sind, möchten wir doch sei
tens der GAL auch Stellung neh
men. Ich glaube auch, daß es
einerseits Sache des Bundes ist,

daß es immer schwierig und
schwer zu vertreten ist, wenn

Steuern erhöht werden müssen

und ich glaube auch in diesem
Fall, daß es notwendig ist, daß
die Stadt ihr Potential, ihre Ka
pazitäten wahrnimmt und aus
nützt. Was ich aber nicht gut fin
de und was meiner Meinung zur
Zeit nicht stattfindet, ist diese
Verringerung des Getränke
steuersatzes - bzw. die Weiter
gabe - bei den alkoholfreien Ge
tränken. Ich glaube, daß die
Stadt hier wirklich darauf drin

gen sollte und auch Möglich
keiten hat, daß dieser Satz, die

se Verringerung weitergegeben
wird, weil mir laut meinen In
formationen und Erfahrungen be
kannt ist, daß dies bisher nir

gendwo der Fall ist. Danke.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Danke. Gibt es weitere Wort

meldungen? Wünscht der Be
richterstatter ein Schlußwort?

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT
ZAGLER;

Viele der Beiträge waren sehr
beeindruckend und die Appelle.



den beiden Anträgen die Zu
stimmung zu geben, auch sehr
einleuchtend. Vor allem auch in

der ÖVP. wo der Stadtpartei-
Obmann Holub hoffentlich auch

seinem Wirtschaftsflügel so ins
Gewissen geredet hat, daß hier
ein Umdenken im Sinne der

Gesamtverantwortung stattfin
den wird. Es ist nämlich schon

so, daß in Wien im Nationalrat

und auf der Regierungsbank ein
großer Kompromiß, der gar nicht
so augenscheinlich gewesen ist,
daß man damit rechnen konnte,

daß es dazu kommt, gelungen ist.
Nämlich der Kompromiß, alle
möglichen Interessen zu ver
einen, um zu einer gemeinsamen
Lösung zu kommen. Wir als Stadt
Steyr haben ein ganz besonderes
Interesse, nicht an der Erhöhung
der Gebühren, - ich habe schon

gesagt, daß es uns auch lieber
wäre, alles billiger und preis
werter zu machen, als zu erhöhen

sondern ein besonderes In

teresse, daß uns diese Steuern

als Gemeindesteuern erhalten

wurden. Man kann es als Fi

nanzreferent einer Stadt wie

Steyr gar nicht laut genug sagen
und betonen, wie wichtig das ist,
daß wir auch eigene Steuerauf
kommen haben und mit diesen

Steuern nicht jenen Weg antreten
wie mit den anderen, daß der

kräftige Partner für die weniger
Kräftigen dauernd indirekt zur
Kasse gebeten wird. Auch das
wird durch diesen Beschluß

etwas vermindert.

Letztendlich gibt es sehr wohl
vom Gemeindebund als auch vom

Städtebund die dringenden
Empfehlungen, diese Höchstsätze
auch tatsächlich zu beschließen.

Ich weiß, die eine oder andere

Gemeinde wird diesen Weg nicht
gehen und wird um des billigen
Gags willen hier andere Be
schlüsse fassen, aber dies

glaube ich - in einiger Zeit be
reuen.

Ich bin auch der Meinung, daß
geben seliger ist als nehmen,
aber hier müssen wir das zur

Kenntnis nehmen und ich bitte

Sie um die Zustimmung. Einer der
Ärmsten dieser steuerlichen Be
handlung steht hier vor Ihnen -
der biertrinkende Hausbesitzer

mit eislutschenden Kindern wird

nämlich am kräftigsten bestraft.
Er bekommt hier keine Ent

lastung bei der Getränkesteuer,
aber trotzdem eine Belastung bei
der Grundsteuer. Ich bekenne

mich aber dazu gerne, im Sinne
der Gesamtverantwortung.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Danke für das Schlußwort. Wir

dürfen zur Abstimmung kommen.
Wir stimmen jetzt getrennt ab,
zuerst kommt der erste Antrag
"Erhöhung des Hebesatzes bei der
Grundsteuer B auf 500 v. H.". Wer

ist für diesen Antrag? (25) Wer
enthält sich der Stimme? 6

Stimmenthaltungen. Wer ist ge
gen diesen Antrag? 3 Gegenstim
men. Danke.



Jetzt noch der zweite Teil die

ses Antrages Nr. 35), die Ein-
hebung der Getränkesteuer als
Verkehrssteuer. Wer ist für die

sen Antrag? Gegenprobe?
Stimmenthaltungen? Ich stelle
hier Einstimmigkeit fest und ge
be den Vorsitz an Bürgermeister
Leithenmayr zurück.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR

Ich übernehme den Vorsitz und

bedanke mich für diese Ab

wicklung. Nun kommen wir zum
nächsten Antrag, Herr Koll.
Zagler.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER

Der nächste Antrag - "Ausgleich
des ordentlichen und ao. Haus

haltes 1991 durch Entnahmen

bzw. Zuführungen von Rücklagen".
Eine im Prinzip buchhaltärische
Übung, ich bin gerne bereit, den
Antrag und die Zahlenauf
stellungen zu verlesen, möchte
aber bitten, in Anbetracht der
vorgerückten Stunde darauf zu
verzichten. Danke.

36) Buch 7600/91
Ausgleich des ordentli
chen und außerordentli

chen Haushaltes 1991

durch Entnahmen bzw.

Zuführungen von Rück
lage.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Zum Ausgleich des ordentlichen
Haushaltes wird eine Zuführung

an die Allgemeine- und Betriebs
mittelrücklage in Höhe von S
60,964.853,63 sowie eine Ent

nahme aus der Rücklage zur
Reinhaltung des Grund- und
Quellwassers in Höhe von S
3,439.476,05 bewilligt.
Der Ausgleich im außerordent
lichen Haushalt hat durch Rück

lagenzuführungen in Höhe von S
178,397.267,73 (davon Sonder
rücklage aufgrund SPK-Verkauf S
170,820.944,54), sowie Rückla
genentnahmen in Höhe von S
70,534.204,70 somit einer Net-
to-Rücklagenzuführung in Hö
he von S 107,863.063,03 zu er
folgen.
Zum Ausgleich des o. und ao. H.
werden somit die Rücklagen in
Saldo um insgesamt S
165,388.440,61 erhöht.

(BEILAGE)

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI

THENMAYR

Zu Wort hat sich Herr Gemein

derat Spöck gemeldet.

GEMEINDERAT WILHELM SPÖCK:
Wertes Präsidium, werte Kolle

ginnen und Kollegen des GR, wie
aus dem Amtsbericht zu ent

nehmen ist, hat der Ausgleich im
ao. H. durch eine Rücklagen
zuführung in Höhe von S
178,397.267.73 (davon eine Son
derrücklage aufgrund des Spar
kassenverkaufes in Höhe von rund

S  170 Mill. S) zu erfolgen.
Aufgrund des GR-Beschlusses
von 31. Jänner 1991 wurde einer
Verschmelzung der Anteilsver-



waltimgs-Sparkasse Steyr, als
übertragende Sparkasse, mit der
Anteilsverwaltungs-Zentral-
sparkasse Wien, als überneh
mende Sparkasse, auf Basis der
Verschmelzungsbilanz der An-
teilsverwaltungs-Sparkasse
Steyr zum 31. Dez. 1990 mit Ab
lauf 31. Jänner 1991 zuge
stimmt. D. h., u. a. wurde ein

Betrag von 230 Millionen S den
Haftungsgemeinden direkt, in
Form von Barzahlungen, ab
Rechtskraft der Eintragung, zur
Verfügung gestellt. 73,7 % davon
unserer Stadt Steyr. Die Ver
wendung der Gelder war und ist
nicht nur vom Gesetzgeber, der
die Liquidationserlöse der Spar
kasse ausdrücklich bestimmten

Zwecken zuschreibt, vorge
schrieben, sondern auch vom GR

zweckgebunden für neue Woh
nungen. Soziales usw. gedacht.
Ich darf dazu erinnern an die

Stellungnahmen der Fraktionen
bzw. des damaligen Bürgermei
sters Heinrich Schwarz in der

GR-Sitzung vom 31. Jänner 1991.
Was mir, werte Kolleginnen und
Kollegen des GR, aber heute noch
fehlt - das ist auch der Grund

meiner Wortmeldung - ist ein
Grundsatzbeschluß über die Ver

wendung dieser Sonderrücklage.
Erfolgt dieser nämlich nicht,
würde die Gefahr bestehen, daß
sich die Gelder mit dem einen

oder anderen Projekt - einem
großen Projekt, unter Umständen
einem Prestige-Projekt - ver-
lau fe n.

Ich darf daher bei dieser Gele

genheit den GR eindringlichst
ersuchen bzw. auffordern, diesen

Beschluß zu fassen, damit die

Mittel nicht zweckentfremdet

werden.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR:

Danke. Gibt es eine weitere

Wortmeldung? Kollege Eichhübl,
bitte.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Ich darf vorausschicken, meine

Damen und Herren des GR, werte

Herren Bürgermeister, daß ich
nicht beabsichtige, mich im ein
zelnen mit Zahlen dieses An

trages zu befassen. Der Sinn
meiner Wortmeldung ist eigent
lich auf zwei Ebenen zu sehen.

Zum einen darf ich das Stimm

verhalten der Freiheitlichen GR-

Fraktion erklären: Diese wird

sich zu diesem Antrag der Stim
me deswegen enthalten, weil wir
das Budget 1991 abgelehnt ha
ben.

Zum zweiten möchte ich aber

doch auch auf das, was mir Koll.

Spöck vorweggenommen hat.
ganz kurz eingehen. Auch mir ist
nicht entgangen, daß ein Betrag
von S 170,820.944,54 aufgrund
des Sparkassenverkaufes als
Rücklage gebildet wird. Daher
tauchen auch einige Fragen auf,
die ich bitte zu beantworten.

Einerseits möchte ich wissen,

wie lange oder seit wann dieses
Geld zur Verfügung steht? Zu
welchen Konditionen ist das Geld



angelegt und für weiche Zwecke
soll es verwendet werden?

Ich vertrete allerdings auch die
Auffassung, daß dieser GR, um
Vorsorge zu tragen für die rich
tige Verwendung des Geldes aus
dem Sparkassenverkauf, einen
entsprechenden Grundsatzbe
schluß fassen sollte. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke sehr, gibt es noch eine
Wortmeldung? Keine mehr. Ich
bitte den Berichterstatter um

das Schlußwort.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER:

Ich darf das Schlußwort dazu

verwenden, um die aufgewor
fenen Fragen aufzuklären oder zu
beantworten.

Es ist so, daß ein Betrag von
knapp unter 170 Mill. S Ende Nov.
beim Konto der Stadt Steyr bei
der Sparkasse eingelangt ist.
Diese 170 Mill. wurden buch-

haltärisch einer Sonder-Rücklage
zugeordnet. D. h., daß dieses Geld
im Haushalt ein eigenes "Ma
scherl" hat und nicht in irgend
welchen Kanälen bzw. auf an

deren Konten versickert ist. Die

se Gelder wurden dann im De

zember veranlagt, und zwar in
Geldmarkt-Papiere, die über
versch. Bankinstitute in Steyr
bzw. von Zentralinstituten in

Wien vergeben wurden. Wobei die
Renditen in etwa der Sekundär

markt-Rendite entsprechen, bis-
hin zur besonderen Veranla

gungsform, wo eine Rendite von
ca. 9 % (im Augenblick) er
wirtschaftet wird. Diese Gelder

sind sehr kurzfristig veranlagt.
Nämlich immer auf Geldmarkt-

Basis, also im 3-Monate-Rhyth-
mus. Ich darf auch sagen, daß in
der Abteilung 11 vom Hr. MD-Stv.
und seinen Mitarbeitern überlegt
und gearbeitet wird, Fonds-Sat
zungen zu schaffen, um hier die
richtige Verwendung der Geld
mittel einleiten zu können. Ich

sage absichtlich "richtige Ver
wendung" und nicht "zweckent
sprechende", weil wir gebunden
sind, diese Mittel zweckent
sprechend aufgrund der Verträge,
des Sparkassengesetzes und auch
aufgrund der Bundesabgaben
ordnung zu verwenden. Es kann
auch nicht unter der Hand

verwendet werden, weil klarer

weise der GR oder ein dazu be

auftragtes Fonds-Gremium mit
der Beschlußfassung im je
weiligen Fall beauftragt werden.
Wir sollten aber nach Möglich
keit eines im Auge behalten, daß
nämlich - wir haben gerade als
Argument genommen, möglichst
an die Grenze der eigenen
Steuern hinaufzugehen, damit
wir kredit- oder förderungs
würdig bleiben - unsere Gelder
nicht dazu verwendet werden, um

unseren Reichtum nach außen zu

tragen und damit wieder genau
jene Bewegung einzuleiten, die
wir nicht haben wollen. Wir

wollen nicht, daß Geldgeber dann
sagen, baut das Parkdeck Bahnhof



und das Hallenbad doch von

diesem Geld und laßt uns in Ruhe.

Genau das wird unsere Aufgabe
sein, hier den richtigen Weg zu
finden und ich glaube, gerade
unsere Abteilung II ist ein Ga
rant dafür, daß eine kluge Lösung
gefaßt werden kann. Ich bitte Sie
daher, diesen Hin- und Herbu

chungen Ihre Zustimmung zu er
teilen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR-

Danke sehr für das Schlußwort,

wir kommen zur Abstimmung.
Wer dafür ist, daß dieser Aus

gleich in der vorgeschlagenen
Form erfolgt, den bitte ich um
ein Zeichen der Zustimmung.
Danke sehr, Gegenprobe? Stimm
enthaltung? Stimmenthaltung bei
der FPÖ (8 Enthaltungen). Der
Antrag ist mehrheitlich ange
nommen.

GEMEINDERAT WALTER STROHE

VERLÄSST UM 18.14 UHR DIE
SITZUNG.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER:

Der nächste Punkt behandelt eine

Akontozahlung an den RHV Steyr
und Umgebung. Aufgrund der
Satzungen hier hat Steyr einen
Anteil von 67,66 Prozent an den

Gesamtausgaben zu tätigen. Auch
bei der Akontierung wird dieser
Schlüssel angewendet, weswe
gen ersucht wird, 6,766 Mill. S
freizugeben: und zusätzlich noch
die Freigabe des Mitglieds

beitrages der Gemeinde Dietach -
insgesamt 6,821.654,47.

37) Wa-l056/65
Wa-5450/75

Akontozahlung an den Rein
haltungsverband Steyr und
Umgebung f. den Mitglieds-
beitrag 1992.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Der Anweisung einer Akonto
zahlung in Höhe von S
6,766.000,-- für den Mitglieds
beitrag 1992 der Stadt Steyr und
einer in Höhe von S 55.654,47 für

den Mitgliedsbeitrag 1992 der
Gemeinde Dietach, somit ins

gesamt S 6,821.654,47 an den
Reinhaltungsverband Steyr und
Umgebung wird zugestimmt.
Zu diesem Zweck wird die Frei

gabe eines Betrages in Höhe von
S  6,821.654,47 bei der VA-

Stelle 1/8110/774000.1 geneh
migt.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Danke sehr; wird dazu das Wort

gewünscht? Nicht der Fall, wir
kommen zur Abstimmung. Wer
für den Antrag ist, den bitte ich
um ein Zeichen der Zustimmung.
Danke. Gegenprobe? Stimment
haltung? Wird nicht geübt - der
Antrag ist einstimmig angenom-

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER:

Bei meinem letzten Antrag han
delt es sich darum, daß die



Stadtwerke an die Stadt Steyr
herangetreten sind, um hier eine
Kapitaleinlage und Zuschüsse für
das Wirtschaftsjahr 1992 einzu
fordern. Und zwar in einem Ge

samtbetrag von 9,2 Mill. S, wobei
S  100.000,— als Zweckzuschuß
weitergeleitet werden und diese
verbleibenden Mittel bei den

Jeweiligen VSt. zu entnehmen
sein sollen.

38) ÖAG-812/92
Stadtwerke

Steyrer Versorgungsbe
triebeverbund Gas und

Verkehr - Kapitaleinla
ge und Zuschüsse für d.
Wirtschaftsiahr 1992.

Der Gemeinderat wolle beschlie

ßen:

Mit Beschluß des Stadtsenates

vom 13. Februar 1992 wurde als

Grundleistung für den Verkehrs
betrieb der Stadtwerke für das

laufende Rechnungsjahr ein Be
trag von S 1,100.000,— bewil
ligt.
Aufgrund des Amtsberichtes der
Direktion der Stadtwerke vom

26. 2. 1992 wird dem Steyrer
Versorgungsbetriebeverbund Gas
und Verkehr eine Kapitaleinlage
in Höhe von S 8,000.000,— ge
währt.

Gleichzeitig wird die Freigabe
eines Betrages in Höhe von S
100.000,-- als Weiterleitung ei
nes Zweckzuschusses des Landes

Oberösterreich bewilligt.
Zum genannten Zweck werden
Mittel im Ausmaß von

S  100.000,-

(einhunderttausend)

bei der VA-Stel le
1/8790/759000.9 sowie Mittel

im Ausmaß von

S  7,000.000,-

(siebenmillionen)

bei der VA-Stel le
5/8790/779000.6 freigegeben.
Gleichzeitig wird eine Kredit
übertragung im Ausmaß von

S  1,000.000,-
(einemillion)

von der VA-Stelle
5/8790/7791000.4 auf die VA-

Stelle 5/8790/779000.6 bewil-

ligt.
Die Deckung dieser Kreditüber
tragung hat durch die VA-Stelle
5/8790/7791000.4 zu erfolgen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR-

Danke sehr! Auch dieser Antrag
steht zur Diskussion. Wünscht

jemand das Wort? Nicht der Fall
und wir kommen zur Abstim

mung. Wer für den Antrag ist, den
bitte ich um ein Zeichen der

Zustimmung. Danke sehr. Keine
Gegenstimmen und keine Ent
haltungen. Einstimmiger Be
schluß!

Damit ist die Tagesordnung er
schöpft und wir kommen zur
Aktuellen Stunde. Im Zusam

menhang mit der Aktuellen Stun
de möchte ich den Vorsitz ab

geben und selbst das Wort er
greifen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:



Ich übernehme den Vorsitz und

erteile das Wort Herrn Bür

germeister Leithenmayr.

STADTRAT DKFM. MAG. HELMUT

ZAGLER VERLÄSST UM 18.20 UHR
DIE SITZUNG.

Beginn der Aktuellen Stunde:

18.20 Uhr

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich möchte Ihnen eigentlich nur
kurz mitteilen und erzählen, daß
wir uns sehr intensiv darum be

müht haben, - es war hier schon

mehrfach die Rede - einen Stand

ort oder einen Teil-Standort ei

ner Fachhochschule nach Steyr zu
bekommen. Ich habe daher im Na

men der Stadt am 18. November

1991 an Herrn LH Dr. Ratzenböck

geschrieben und das Interesse an
der Errichtung dieser Fachhoch
schule in Steyr angemeldet. Es
ist so, daß sich die Wirtschaft -

vor allem die Industrie - mit

großer Vehemenz dafür einsetzt,
daß in Steyr ein solcher Standort
sein soll. Wir haben mehrfache

Diskussionen gehabt, und zwar in
einem sehr hochrangigen Kreis -
es waren Geschäftsführer, Ge

neraldirektoren und Personal

chefs der Steyrer Industrie ver
sammelt; weiters waren auch

der Chef bzw. die Spitzen
professoren der Steyrer HTL.
Herr Sektionschef Heuritsch aus

Wien, der Landesschulinspektor
und natürlich auch die Vertreter

der industriellen Kammer, der

HK, der AK etc. anwesend.

Wir haben ausführlich diskutiert

und vor allen Dingen zum Schluß
im Resümee ist festgestellt
worden, daß es im Sinne einer

Entwicklung in Richtung EG ganz
wichtig wäre, daß hier der
Ausbildungsstandard verbessert
wird und daß auch Dipl.-lng.,
Fachhochschulabgänger so wie in
der BRD ausgebildet werden, wo
bei die Wirtschaft das vehe

mente Interesse bekundet hat.

Wir haben auch festgestellt, daß
viele Argumente dafür sprechen,
u. a. die Vielzahl der Schultypen
und Schulformen bis hin zu den

berufsbildenden, höheren Schu

len, die es bereits gibt. Wir sind
also jetzt schon ein bedeutendes
Schulzentrum.

Wir haben einen Standort von

international renommierten Un

ternehmen, wie Steyr-Daimler-
Puch, SNF, BMW, SKF, GFM, etc.

und es ist hier mitgeteilt wor
den, daß eine sinnvolle Koopera
tion zweckmäßig erscheinen
würde und daß hier auch die La

bors, die Forschungseinrichtun
gen für eine Ausbildung zur Ver
fügung stehen würden. Wir haben
eine Höhere Technische Lehr

anstalt in Steyr, die einen aus
gezeichneten Ruf hat, die den
Unterbau schon bilden könnte und

die vor allem Ressourcen ein

bringt, wie es kaum woanders
möglich ist. Dr. Ehrenstrasser
hat in einer bemerkenswert

kooperativen Weise und mit ho
hem Einsatz mitgearbeitet an



einer Konzeption. Er ist selbst
sehr interessiert, daß es hier zu
einer Weiterentwicklung kommt
und es wäre durchaus möglich,
ohne finanziellen Aufwand, sozu

sagen einen Beginn in Steyr zu
machen. Also, ohne daß Erstin
vestitionen für Einrichtungen,
Raumbeschaffung usw. notwendig
wären. Mit solchen Argumenten
kann anderswo wahrscheinlich

nicht gerechnet werden.
Wir haben in Steyr das FAZAT,
die Universitätsinstitute im FA

ZAT, das Forschungszentrum der
Steyr-Daimler-Puch AG - das
sind alles Einrichtungen, die hier
in der Vernetzung dafür spre
chen, daß diese Fachhochschule
nach Steyr kommen könnte. Es ist
allerdings so, daß sich auch Linz,
Wels, Vöcklabruck, Mattighofen
und Braunau beworben haben -

Braunau ist ausgeschieden! Ich
war von LR Leitl am 6. März

eingeladen - aufgrund unserer
Bewerbung und unserer Offerte,
die wir schriftlich abgegeben
haben - bei der OÖ. Landes
regierung, im WIFI die Steyrer
Offerte zu präsentieren. Jede
Stunde war ein anderer Bürger
meister oder Vertreter der Städ

te, die sich beworben haben,

vorgeladen. Es war ähnlich einer
Aufnahmsprüfung und sicher
nicht einfach, denn dort waren 8
Vertreter einer Jury, die sozial
partnerschaftlich besetzt war.
Ich glaube, zum Schluß ist jedem
Bürgermeister oder Vertreter
einer Stadt klar geworden, wo
rum es geht. Da kam nämlich die

"Gretchenfrage" auf den Tisch;
"Und was wird die Stadt bereit
sein zu zahlen?" Ganz konkret.

Man muß sich ja überlegen,
welche finanziellen Mittel hier

notwendig sind. Außerdem steht
noch nicht fest, in welcher

Weise dies wirklich passieren
wird. Die deutschen Vorbilder

sind Fachhochschulen zwischen

1.200 und 15.000 Hörern. Man

kann sich vorstellen, daß dies
Mammut-Gebilde sind. Es ist die

Rede von 1 bis 2 Milliarden S

Invest und von Grundflächen im

Ausmaß von mehr als 10.000 m^,
auf die man so etwas überhaupt
hinpflanzen kann.
Meines Erachtens wird es nicht

so gehen wie in Deutschland. Es
wird eher zu einer Aufteilung
nach Fachrichtungen kommen. Ich
hoffe, daß dies möglich sein
wird, denn nur unter diesem
Aspekt hätte Steyr eine Chance.
Wir haben uns beworben um

Maschinenbau mit Fachrichtung
Fahrzeugtechnik - hierbei haben
wir ja gute Voraussetzungen in
Steyr. Verfahrenstechnik, Elek
tronik, Automation usw. wären

unser Schwerpunkt gewesen. Es
ist aber leider so, daß es wahr
scheinlich eine Rolle spielen
wird, wieviel Geld eine Stadt
dafür aufzuwenden in der Lage
ist. Das kristallisiert sich deut

lich heraus und ich habe dort

auch gesagt, daß ich nichts von
einer Schulpolitik hielte, wäre
sie so orientiert, daß diese

Stadt oder der Ort die Schule

bekommt, der sich das am besten



kaufen kann. Wir sind nämlich

finanziell "ausgeblutet", weil
nämlich der größte Arbeitgeber,
die Steyr-Daimler-Puch AG, 10
Jahre keine Gewerbesteuer be

zahlt hat, weil sie keine Gewinne

gemacht hat. Wir sind daher
nicht in der Lage, ein Bestgebot
zu bringen. Ich habe das den Her
ren dort gesagt, aber wir haben
andere, großartige Argumente,
warum sich Steyr als ein
Standort anbieten würde. Ich

darf dazu sagen, daß jetzt ein
Anerkennungsbeirat errichtet
wurde. Dieser Beirat wird letzt

endlich entscheiden, wer über

haupt eine solche Schule er
richten kann und ob sie die An

erkennung findet.
Alles befindet sich noch in Dis

kussion und es ist auch nicht zu

erwarten, daß Anfangsentschei
dungen vor Ende dieses Jahres
getroffen werden. Soweit der
aktuelle Stand der Dinge zur
Fachhochschule und ich habe mir

erlaubt, diesen näher zu er

läutern, da alle sehr daran in

teressiert sind.

Wort wünschen. Ich erteile es

Ihnen.

VIZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD
PFEIL:

Sehr geehrter Herr Bürgermei
ster, meine Damen und Herren!

Ich möchte nur eine Richtig
stellung des Amtsblattes anbrin
gen. Es geht um das Generalver
kehrskonzept, nachdem hier auch
Unsicherheiten im ...

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Herr Kollege, das ist ein neues
Thema! Es ist so, daß hier zu dem

Thema Fachhochschule Stellung
genommen werden kann, und
zwar in der Reihenfolge der
Größe der Parteien. Ich habe den

Reigen sozusagen eröffnet. Nun
könnte noch jemand von der SPO
etwas dazu sagen, dann von Ihrer
Partei, als nächster kann sich

jemand von der ÖVP melden und
dann die GAL. Es besteht jetzt
die Frage, ob Sie zur Fach
hochschule Stellung nehmen wol
len oder nicht?

VIZEBURGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Ich danke Herrn Bürgermeister
Leithenmayr für dieses interes
sante Thema im Rahmen der Ak

tuellen Stunde und möchte den

Vorsitz zurückgeben.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR:

Danke, ich übernehme den Vor

sitz und vermute, daß Sie das

VIZEBURGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Nein, ich möchte zum anderen

Thema sprechen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI
THENMAYR

Ich sehe gerade, daß sich Koll.
Philipps zu Wort melden möchte.

GEMEINDERAT MAG. HARALD PHI

LIPPS:



Wertes Präsidium, meine sehr

verehrten Damen und Herren, wie

Sie sich erinnern, haben wir im
Dezember ein Konzept unter
breitet, das in diese Richtung

gegangen ist, wie es unser Bgm.
soeben ausgeführt hat. Ich darf
an alle anderen Parteien auch den

Appell richten, sich an diesem
Projekt zu interessieren, dieses
Projekt zu forcieren und auch zu
unterstützen. Ich gebe zu be
denken, weil das Schlagwort FA-
ZAT gefallen ist, daß dieses
FAZAT eine sogenannte Dauerbil
dungseinrichtung bekommen
würde. D. h., die Möglichkeit, das
Potential ...

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Ich habe mich ein bißchen

getäuscht und korrigiere mich.
Ich würde bitten, daß Du sehr
rasch zu einem Schluß kommst.

Gelächter

GEMEINDERAT MAG. HARALD PHI

LIPPS:

Ich habe an und für sich nicht

vor, die Sitzung jetzt bis Mit
ternacht zu verlängern, aber ich
hätte ganz gerne noch eine kleine
Abrundung des Problems gesagt.
Die dezentrale Regelung dieser
Problematik der Fachhochschule

wird für uns sicherlich der

gangbare Weg sein, daß wir
versuchen, hier in Steyr wirklich
diese Maschinenbau-Automati

sierungstechnik mit EDV-Unter
stützung zu bekommen. Koll.

Zagler ist jetzt leider nicht da,
aber für ihn wäre es sicher auch

interessant, daß die HAK die

nötige kommerzielle Ausbildung
übernehmen könnte, die dieses

Bild auf alle Fälle abrunden wird.

Daher der Appell noch einmal an
alle Parteien, auch wenn dies
vom Statut her nicht ganz so
verankert war, daß diese Idee
Unterstützung findet, auch wenn
sie eine ganze Menge an Kosten
erfordert - darüber müssen wir

uns natürlich im klaren sein.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Danke sehr. Ich bitte noch einmal

um Entschuldigung, daß zwei
SPÖ-Redner zu Wort gekommen
sind, aber wir weiten das ein
bißchen aus. Koll. Spöck versteht
das, er spricht auch nicht immer
zur Sache.

Wird von der FPÖ das Wort ge
wünscht?

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Darf ich bitte von dieser Stelle

aus einen Satz zu dem, was Du

angeschnitten hast, feststellen?

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Ich bitte Dich, trotzdem ans Red

nerpult zu gehen, sonst kommt es
nicht aufs Band!

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL;
Nachdem es heute bereits eine

Reihe von Mißverständnissen ge
geben hat, hoffe ich, daß ich
tatsächlich das Recht habe, hier



herauszukommen und zu reden.

Aber nach den üblichen Ge

pflogenheiten der beiden letzten
Funktionsperioden, die ich dem
GR angehört habe, war es immer
so der Fall und ich nehme an, daß

es auch heute stimmt.

Herr Bürgermeister, ich wollte
zu dem angeschnittenen Thema
nur einen Satz sagen. Und zwar:
Wir von der Freiheitlichen GR-

Fraktion betrachten diese Be

richterstattung als äußerst in
teressant und aufschlußreich,

wobei ja noch weitere Beratun
gen folgen werden. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke sehr. Wird von der ÖVP-
Fraktion das Wort gewünscht?
Koll. StR Holub, bitte.

STADTRAT KARL HOLUB:

Das Thema Fachhochschule, wer

te Kolleginnen und Kollegen, ist
sicherlich ein Thema, das alle

Vertreter unserer Region be
wegen soll und muß. Es wird
auch noch sehr notwendig sein,
so habe ich den Eindruck, dem
Thema in Zukunft mehr Au

genmerk in der Öffentlichkeit zu
schenken, weil nämlich einiges
in der Vergangenheit zu quer
gelaufen ist. Das Projekt Fach
hochschule ist - so habe ich den

Eindruck gewonnen, als ich mich
vorige Woche informierte - von
einigen Gemeinden mit ganz net
ten. konkreten, finanziellen An

geboten schon unterlegt worden.
Das Thema Fachhochschule ist

von einigen Gemeinden mit In
frastruktur unterlegt worden,
die wir derzeit in Steyr noch
nicht aufweisen können. Das

Thema Fachhochschule wird - so

habe ich gehört - von diversen
Fachleuten, die in diesem Beur

teilungsgremium drinnen sind,
davon mitabgewogen, ob eine
Lehr- und Versuchsanstalt an der

örtlichen HTL schon besteht.

Leider Gottes muß ich Ihnen die

Mitteilung machen, daß diese
Lehr- und Versuchsanstalt noch

nicht besteht. Der GR der Stadt

Steyr hat schon öfter diesen
Wunsch geäußert, daß an der HTL
eine Lehr- und Versuchsanstalt

eingerichtet wird. Diese Lehr-
und Versuchsanstalt wurde aber

-  und das berichtet der Herr

Bundesminister für Unterricht

und Kunst am 6. März 1992 in

einer Anfragebeantwortung
seitens der HTL Steyr noch nicht
beantragt. Es gibt also keine
Einrichtungsgegenstände für eine
Lehr- und Versuchsanstalt - so

lautet diese Anfragebeantwor
tung - und es gibt auch keine
zusätzlichen Mittel für eine

Lehr- und Versuchsanstalt, ge
schweige denn für eine Fach-
hochschuie.

Ich habe dennoch bei den Per

sönlichkeiten, die mir zugänglich
waren, das Interesse sehr vehe

ment deponiert, daß wir eine
Fachhochschule bzw. Teile einer

Fachhochschule als Kompromiß
hier nach Steyr herbekommen
könnten. Ich glaube, wir sollten
gemeinsam alle Initiativen dahin



richten, daß - wenn schon die
Fachhochschule an einem bes

seren Angebot am Standort Steyr
autonom scheitern sollte - bei-

geiagerte oder Teiünstitute die
ser Fachhochschule sehr wohl die
Infrastruktur an der HTL aus

nützen könnten und vielleicht

auch noch, wenn die Gebäude
substanz im FAZAT einmal fer

tiggestellt ist, zwei eine Unter
bringung finden könnten.
Vielleicht könnte - und das

scheint auch nicht ganz sinnlos
zu sein - mit der Industrie das

Einvernehmen gepflogen werden,
daß die dortigen Technologie
anlagen verwendet werden kön
nen für Institute einer Fach

hochschule, selbst wenn diese
nicht den Sitz in Steyr hat - ein
Instituts-Sitz könnte es jedoch
wenigstens sein! Ich glaube, auf
dieser Schiene sollte der GR der

Stadt Steyr ganz ganz dringend
mit der Landes- und Bundes

regierung weiterverhandeln, denn
ich glaube, daß das Briefe
schreiben alleine auf lange Sicht
nicht reichen wird. Man wird den

Realitäten begegnen müssen und
die richtigen Konsequenzen da
raus ziehen müssen. Unsere Re

gion verdient es sich jedenfalls
sehr, daß man sich mit allem
Nachdruck für das Projekt
Fachhochschule oder Teile einer

Fachhochschule in Steyr ein
setzt. Wollen wir daran gehen
und keine Zeit vergeuden, wollen
wir uns gemeinsam bemühen, daß
die Fachhochschule wirklich nach

Steyr kommen kann.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-

THENMAYR;

Danke sehr. Unsere Juristen sa

gen, Du hättest auch dazu nicht
reden dürfen, lieber Karl.

Gelächter

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Du könntest nur zu einem Thema

reden, das Dein Ressort betrifft.

STADTRAT KARL HOLUB:

Ich nehme mein Wort zurück.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR

Das macht nichts. Du brauchst

nichts zurück nehmen, das war

sehr interessant. Wir lernen ge
rade, mit dem neuen Statut zu
leben! Alle Ausführungen haben
ja ihre Berechtigung gehabt und
darauf kommt es an.

Wünscht die GAL dazu das Wort?

Sie haben nämlich ein "echtes

Recht", Herr Koll. Holub.

Gelächter

GEMEINDERAT OSKAR HOLUB:
Grundsätzlich finde ich es posi
tiv, wenn sich die Stadt um
Fachhochschulen bemüht, oder

Teile davon nach Steyr zu be
kommen. Ich glaube, eine sehr
viel leichtere und nähere Mög
lichkeit würde darin liegen, z. B.
Kontakt mit der Kunsthochschule

in Linz aufzunehmen. Ich weiß
dezidiert. daß dort diverse Mei-



sterklassen unter sehr großem
Platzmangel leiden und ich
glaube, wenn die Stadt von sich
aus an die Kunsthochschule

herantritt, könnte ich mir durch

aus vorstellen, daß Meister

klassen nach Steyr iiberiedeln
würden. Noch dazu würde sich

das zum Thema Eisenver

arbeitung, Metallplastik, etc.
wirklich sehr gut verbinden und
vereinen lassen. Ich glaube, daß
man diesen Kunstaspekt auch
einmal öffentlich aussprechen
darf. Es gibt dazu wirklich sehr
gute, bestehende Querverbin
dungen; ich denke nur an Gsöll-

pointner-Fenster, etc. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke sehr für diesen Beitrag.
Damit ist die erste Runde abge
laufen und eigentlich ist jetzt
Ihre Zeit gekommen, Herr Vize
bürgermeister - mit einem neuen
Thema. Ich erteile Ihnen das

Wort.

VIZEBÜRGERMEISTER DR LEOPOLD
PFEIL:

Herr Bürgermeister, meine Da
men und Herren, ich versuche es,

aufgrund der fortgeschrittenen
Zeit, auch kurz zu machen. Ich

möchte nur eine Aufklärung
geben, denn wir haben ja in
unserer Stadt - wie Herr Bgm.
heute schon erwähnt hat - viele

sehr wichtige und entscheidende
Vorhaben. Eines dieser ganz
wichtigen Vorhaben ist das Ge
neralverkehrskonzept. Ich möch

te nur die Vorgangsweise dem GR
präsentieren bzw. den Stand
punkt, wie sich heute das Ver

kehrskonzept uns bietet. In
letzter Zeit sind Presseberichte

laut geworden, das Verkehrs
konzept sei fertig. Im Amtsblatt
steht leider auch, daß es fertig
ist und den Gemeinderäten oder

den Mandataren vorliegt. Leider
ist dies nicht so.

Vorgestern hatten wir eine Be
sprechung mit Dr. Stickler und
trotz Aufforderung sind nicht
alle Teile da. Ich darf Ihnen jetzt
einmal bekanntgeben, welche
Teile vorliegen, die auch zur
Diskussion bereit liegen. Das
sind Erhebungen des Verkehrs
konzeptes - also Problemland
karten und Bevölkerungswünsche.
Diese sind recht gut aufgeteilt
und Verkehrszählungen sind auf
gelistet. Studien sind vorhanden:
Stellplatzbedarf Bahnhof Steyr,
eine Teilstudie über den ru

henden Verkehr - "park and ride",
erst im Nachtragsexemplar sind
genauere Unterlagen über den ru
henden Verkehr, die Parkplätze,
die Parkhäuser gekommen. Das
liegt nun alles vor und dem
werden wir uns in nächster Zeit

sehr widmen müssen und in die

Diskussion gehen.
Eine Studie über die Nah

verkehrsdrehscheibe Bahnhof

liegt vor. Regionaler Busverkehr,
Teilstudie öffentlicher Verkehr.

Eine sehr gute Studie - meines
Erachtens - liegt auch über den
städtischen Busverkehr vor. Das

wurde ganz genau untersucht und



hier gibt es eine Netz-Kon
zeption, die mir sehr an
sprechend erscheint. Es ist nur
eine Teilstudie des öffentlichen

Verkehrs vorhanden - ich meine

jetzt nicht den städtischen
Verkehr, sondern den anderen
öffentlichen Verkehr.

Weiters haben wir auch die Teil

untersuchungen über die Ver
kehrsauswirkungen von verschie
denen Geschäftszentren. Ich mei

ne hier das Geschäftszentrum ab

Tabor oder das Merkur-Parkdeck

usw.

Auf alle Fälle fehlen der gesamte
Individualverkehr, sowohl der
Fußgängerverkehr, der Fahrrad
verkehr als auch der Auto

verkehr! Nach dem Umfang des
Auftrages ist es also ungefähr
die Hälfte, die unseres Erachtens
vorliegt und nach einer Be
sprechung mit Hr. Dr. Stickler -
wir haben die Verträge nicht mit
ihm gemacht und er konnte leider
nicht mehr vorlegen, als gerade
besprochen - hat er uns ver
sprochen, bis Ende Mai die
fehlenden Teile den Mandataren

bzw. den zuständigen Beamten zu
liefern.

Das mit dem Parkhaus-Konzept

hat sich sehr gut bewährt und
daß wir uns schon ein paar Tage
vorher damit auseinandersetzen

können, wenn es präsentiert
wird, schickt er es uns einige
Wochen vorher. Noch im Juni

können wir zum ersten Mal end

gültig über das fertige Konzept
diskutieren. Bis zur Umsetzung

und bis es im GR beschlossen

wird, werden wir noch viel
diskutieren müssen. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR;

Danke für diesen Beitrag; wer
wünscht von der SPÖ-Fraktion
dazu das Wort? Keine Wort

meldung.

Ich darf nur bemerken - als Bür

germeister steht es mir zu, daß
ich dazu Stellung nehme -, sta
tutengemäß, daß uns dieses Kon
zept von Dr. Stickler sehr kurz
fristig und auf unser Drängen hin
endlich übermittelt wurde. Am

selben Tag habe ich es noch wei
ter gegeben an die Fraktions
vorsitzenden und natürlich an

Sie, Herr Referent. Ich konnte es
in der Schnelligkeit auch nicht
lesen und wußte nicht, daß noch
gewisse Details und Ausführun
gen fehlen. Die Unterlagen hat er
alle beisammen, aber alles
lesbar zu machen, die Schlüsse
zu ziehen, die Lösungsvorschläge
und die Maßnahmen aufzuzeigen,
fehlt in einzelnen Bereichen. Es

erscheint mir jedoch nach-
holungsbedürftig zu sein, daß
alles hereinkommt. Aber Sie
haben das ja erläutert.
Es war jedenfalls keine böse
Absicht, als wir am nächsten Tag

in einer Pressekonferenz sagten,

daß das Verkehrskonzept endlich
fertig sei. So ist es gelaufen und
wir müssen uns eben einlesen.

Ich darf fragen, ob jemand von
der ÖVP-Fraktion das Wort
wünscht? Nicht der Fall. Die
Grünen? Auch nicht. Damit ist



auch dieses Thema erschöpfend
behandelt.

Ich darf fragen, ob die ÖVP-
Fraktion ein Thema ansprechen
möchte? Bitte, Herr GR Lengauer.

GEMEINDERAT ENGELBERT LENG

AUER:

Sehr geehrte Herren Bürgermei
ster, sehr geehrte Damen und
Herren des GR! "Aktuelle Stunde"

-  der Verlauf dieser Sitzung gibt
mir das Thema, zwingt mir das
Thema auf. Unser politisches
Selbstverständnis, unser politi
sches Verantwortungsgefühl lie
ßen uns den Objektivierungs
antrag einbringen. Zweimal schon
wurde dieser Antrag abgeblockt.
Deswegen Vorgespräche nur mit
Teilen des GR. "Aktuelle Stunde"

-  für mich echt "Aktuelle Stun

de". Daher gestatten Sie mir,
sporadische Gedanken, Überle
gungen zur Wohnungsvergabe:
zermürbender Marathonlauf, Tips
und Tricks für Unentwegte,
entwürdigende Bettelei bei Po
litikern. Schlagworte, die
menschliche Not vielleicht ver

decken, vielleicht aufdecken,

vielleicht aufheizen wollen!

Zirka 3.000 Wohnungssuchende in
unserer Stadt. 10, 20 Wohnungs
vergaben je Ausschuß-Sitzung,
manchmal sogar 30. Vorpsrachen
beim Wohnungsamt. Ich persön
lich habe bei meinen Besuchen im

Wohnungsamt freundliche, höf
liche und hilfsbereite Damen und

Herren angetroffen. Ich möchte
dies dankend bemerken. Vor

sprachen bei Hr. StR Tatzreiter.

Vorsprachen bei den anderen
Damen und Herren des Stadt- und

Gemeinderates. Das wird es

immer geben.
Das sind auch nicht die Punkte

unserer Kritik. Wir von der ÖVP
meinen aber - und ich bin

überzeugt, auch viele von den
Damen und Herren der anderen

Fraktionen - aufliören muß der

Vorwurf der Parteibuch-Vergabe!
Aufhören muß der Vorwurf

fehlender, richtiger Befürwor
tungen! Aufhören muß die Un-
durchsichtigkeit der Reihung!
Aufhören muß der Anschein von

Glücks- oder Parteibuchge
schenk!

Wohnungsprobleme wird es auch
morgen geben. Aber morgen - und
ich hoffe, daß dieses "MORGEN"

nicht Jahre heißt - kann, ja muß
es eine Wohnungsvergabe geben,
die klar, transparent, durch
schaubar und nachvollziehbar

wird. Dann, wenn auch Sie un

serem "einen Objektivierungs
papier" zustimmen können. Einem
Objektivierungspapier, das ver
sucht, nach sozialen Kriterien,

nach Größe der bisherigen Woh
nung, unter Beachtnahme be
sonderer Umstände, mit Schutz

bestimmungen für sozial Schwä
chere, unter Einbeziehung der
Wartezeit - um nur einiges zu
nennen, Sie haben ja unser Papier
studiert und gelesen - eine Woh
nungsvergabe klar, durchschau
bar, transparent, nachvollziehbar
und vielleicht auch gerechter zu
machen.



Warum sollte - und jetzt spreche
ich plakativ - die Tochter eines
Stadtrates eine Wohnung bekom
men. nur weil der Vater viel
leicht verantwortungsvoller und
verantwortungsbetrauter Woh
nungs-Stadtrat ist? Warum soll
-  und ich spreche wieder plaka
tiv - die Familie Niemand keine
Wohnung bekommen, nur weil
kein politischer Mandatar für sie
spricht? Solche und ähnliche
Dinge wollen wir doch alle nicht.
Auch Sie nicht! Bleiben wird so

manches Wohnungsproblem. Blei
ben wird so manche Unzufrie

denheit. Kommen muß die Durch-

schaubarkeit, kommen muß die
Objektivität, kommen muß die
Transparenz der Wohnungsver
gabe. Kommen wird vielleicht
auch die Erkenntnis der Bürger,
daß wir Politiker uns ehrlich be

mühen. Wohnungsprobleme wird
es auch morgen geben. Aber
morgen - und ich hoffe, daß
dieses "MORGEN" nicht Jahre

bedeutet - kann, ja muß die Woh
nungsvergabe klar, tranparent,
durchschaubar und nachvollzieh

bar sein. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR-

Danke sehr. Der nächste zu Wort

gemeldet ist der Referent na
mens der SP-Fraktion. Koll.

Tatzreiter, bitte.

STADTRAT LEOPOLD TATZREITER:

Wertes Präsidium. geschätzte
Damen und Herren des Gemein

derates! Ich darf mich in dieser

Angelegenheit noch einmal zu
Wort melden, weil ich glaube,
daß sie wichtig ist und ich freue
mich darüber, daß - nicht, weil

es als Problem eine Freude
macht - sich alle damit be

schäftigen. Werte Damen und
Herren, in diesem Zusammenhang

habe ich vielleicht heute ein
gangs, in bezug auf den Antrag,
nicht erwähnt, daß wir, für die
Sozialdemokratische Fraktion,

ein fertiges Modell "Richtlinien
der Wohnungsvergabeordnung"
hätten. Ich merke jedoch an, daß
wir mit diesem Modell deswegen
noch abwarten möchten, weil wir
auch den oder die neuen PC, das
gesamte Programm auf diese
Wohnungsvergabe-Richtlinien
gleich auslegen sollten. Wir
haben ja bestehende Richtlinien,
die wir 1988 beschlossen haben.

Im Zusammenhang einer Punkte-
addierung werden wir tagelang
bei der Sitzung dabei sein. Bzw.
werden wir eine Auslotung vor

bereiten, wer denn die Wohnung
erhalten wird. Die Punktevergabe
reicht nämlich möglicherweise
gar nicht so weit aus. Außerdem
kommen noch die sozialen As

pekte hinzu, jeder betrachtet das
anders, persönliche Bekannt
schaften spielen eine Rolle usw.
Ich meine, daß wir im Zusam

menhang mit dieser Aufaddierung
der Punkte, also der gesamten
Möglichkeiten, die es in den Ver
gabe-Richtlinien gibt, auch die
Hilfsgeräte, wenn ich das so
sagen darf, die Unterstützung der
PC auch gleich mit integrieren



sollten. Wir sind gerade dabei,
das gesamte Programm umzu
gestalten. und zwar insofern,
weil wir auch eine Erhebung
durchführen, ob die Daten noch

stimmen. Es ist nämlich so, wenn

nach 2 Jahren wieder jemand
vorsprechen kommt, dann haben
sich die Daten vollkommen ver

ändert. Wenn wir eine Erhebung
bzw. Neuumstellung machen,
dann ist es notwendig, daß wir
vom letzten Stand der Dinge
ausgehen.
Ich habe diese Vergabe-Ordnung
zwar schon drei Wochen in der

Hand, aber sie deswegen nicht
eingebracht, weil ich glaube -
gerade als Referent -, daß wir
uns damit im Ausschuß vorerst

einmal beschäftigen sollten. Wir
sollten uns in den nächsten

Tagen zusammensetzen und ich
bin auch froh, daß heute so

entschieden wurde, damit bei der

"Wurzel" begonnen werden kann,
diese Vergabe-Richtlinien rich
tig anzusetzen. Es heißt ja nicht,
daß unsere richtig sein muß; ich
meine auch nicht, daß die ÖVP-
Vergaberichtlinien schlecht sind.
Dies soll nicht der Fall sein. Es

gibt viele Dinge, die wir in der
Querverstrickung zusammenfüh
ren müssen und in diesem Zu

sammenhang bin ich für einen
aktiven Einsatz der Vergabe
richtlinien und ich behaupte
auch, daß wir auf alles Bezug
genommen haben, nämlich auch
die Bewertung der Einkommens
situation. Es passiert nämlich
sehr oft, daß es heißt: Mein Sohn

bzw. meine Tochter oder der

Betroffene selbst warten schon

5  bis 6 Jahre. Es ist aber

niemand gekommen, weil er auch
kein gravierender oder aggres
siver Wohnungsfall war. D. h., er
hat sich Punkte erworben, die ihn

eigentlich dazu berechtigen, eine
Wohnung zu erhalten bzw. ihm in
den Vorteil verhelfen, eher

ungerechtfertigt gegenüber dem
anderen Wohnungssuchenden, der
eine noch viel schlechtere Po

sition hat. Darum ist auch das

Einkommen miteinzubeziehen. Es

ist ungerechtfertigt, daß je
mand, der ein sehr kleines Ein

kommen hat, aber vielleicht auf

grund anderer Kriterien - mögli
cherweise durch die Punkte

anzahl - einen Nachteil hat, weil

ein anderer, der schon lange
gewartet hat, aber ein hohes
Einkommen hat, dann die bil

ligere Wohnung erhält. In diesem
Zusammenhang stehen unsere Be
mühungen und ich meine, daß wir
uns in den kommenden Wochen

auseinandersetzen und bei der

nächsten GR-Sitzung gemeinsam
so weit sind, daß wir diese Ver

gabe-Richtlinien einführen kön
nen und möglicherweise schon
mit den PC damit arbeiten kön

nen - das verspreche ich. Ich

möchte auch den Fraktions

vorsitzenden jetzt gleich diese
Vergabe-Richtlinien weiterge
ben, damit sie sich Gedanken

darüber machen können. Danke

für die Aufmerksamkeit!



BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR;

Danke. Die FPÖ-Fraktion wird
sich durch den Fraktionsvor
sitzenden. StR Eichhübl. äußern.

GEMEINDERAT JOSEF BRAND-

STÖTTER VERLÄSST UM 18.50
UHR DIE SITZUNG-

STADTRAT KARL HOLUB VER-

LÄSST UM 18.53 UHR DIE SIT

ZUNG.

STACfTRAT ROMAN EICHHÜBL;
Die Wortmeldung des Koll. Leng
auer, der heute dieses Thema der
Wohnungsvergabe nach Punkten
aktualisiert hat, meine Damen

und Herren des GR, werte Herren

Bürgermeister, gibt mir die Mög
lichkeit, jetzt auf das zu
antworten, was Koll. Spöck heute

zu einem anderen Antrag, aber zu
diesem Thema, gesagt hat. Mir
liegt sehr viel daran, weil ich
glaube, daß einiges aufklärungs
bedürftig ist. Koll. Spöck ist
davon ausgegangen - er hat das
so dargestellt, daß er über das
Verhalten der Freiheitlichen GR-

Fraktion überrascht ist, daß sie

diesen Antrag gestellt hat -,
diese umfassende Thematik dem

zuständigen Ausschuß zur wei
teren Bearbeitung zu übergeben
und er ist auch davon ausge

gangen, daß der Hintergrund ein
Abwürgen sei, dem die FPO
zugestimmt hat, daß der Antrag
der ÖVP heute nicht zur Be
handlung steht.

Er hat auch noch gemeint, daß
man sich - nachdem es Vorge
spräche gegeben hat mit Mit
gliedern der Freiheitlichen GR-
Fraktion und Vertretern der ÖVP.
das ist ja kein Geheimnis - ei
gentlich einig gewesen wäre.
Herr Koll. Spöck, das ist nicht
der Fall; man war sich nicht ei

nig und gerade das letzte Ge
spräch hat gezeigt, daß es sich
in einigen Punkten gespießt hat.
Zum einen war das der soziale

Bereich mit dem Einkommen des

Wohnungswerbers und zum an
deren war es auch eine Defi

nierung und eine Grundsatzer
klärung zum § 1, wer tatsächlich
in den Anspruch kommen soll, in
dieses Punktesystem aufgenom
men zu werden. Dabei ist es auch

um die Staatsbürgerschaft ge
gangen, aber darauf will ich
jetzt nicht weiter und näher ein
gehen. Mir war es sehr wichtig,
die Klarstellung hier anzufügen,
damit das wieder ins rechte

Licht geführt wird.
Aber auch ein paar Bemerkungen
zu den Ausführungen von Koll.
Lengauer. Herr. Koll. Lengauer,
ich verstehe durchaus, daß Sie

enttäuscht sind, nachdem Sie neu

im GR sind, daß heute dieser

Antrag nicht gleich zur Behand
lung durchgegangen ist. Ich kann
es Ihnen nämlich nachfühlen,

weil die Freiheitliche Partei be

reits mehrere derartige Anträge
im Verlauf der letzten 12 Jahre

eingebracht hat. um zu einem
Punktesystem zu kommen. Ich
freue mich sehr. - und das sehe



ich als positiv an - daß heute der
Vorsitzende des Wohnungsaus
schusses erklärt hat, daß er be

reit ist. sich mit allen Parteien

über ein notwendiges Punkte
system zu einigen. Das, meine
Damen und Herren, ist sicherlich

ein sehr gewaltiger Fortschritt.
Koll. Spöck nickt dazu, weil er
weiß, daß es doch jetzt anders
geht und man auch von der ur
sprünglichen Meinung abrückt,
denn die SPÖ hatte Ja diese Ver
tretung, daß man ein Punkte
system nicht braucht. Dies wurde
heute hier klargestellt und ich
glaube, das sollte man auch so
sehen.

Es ist uns nicht darum gegangen,
die ÖVP auszugrenzen, indem wir
den Antrag der Zuordnung an den
Ausschuß durch die Person des

Koll. Payrleithner gestellt haben,
sondern ich glaube, daß diese
Thematik wirklich - nachdem ja
dieses Punktesystem sehr um
fangreich ist und auch für Jahre
halten soll - dem gesamten GR
und auch dem Ausschuß zur

Überarbeitung zugeordnet werden
sollte.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Du könntest ruhig ein bißchen
ehrlicher sein.

STADTRAT ROMAN EICHHÜBL;
Meines Erachtens. Koll. Schloß-

gangl, habe ich schon das be
richtet, wie es sich zugetragen
hat. Wir stehen auch nicht an zu

erklären, daß unsere Gespräche

fußen auf ein Grundsatzpapier,
das die ÖVP dort bei diesen
Zusammenkünften eingebracht
hat. Einige, - ich möchte das
jetzt gar nicht überbewerten -
aber doch einige Ideen von uns
sind miteingeflossen. Es hat sich
aber - wie gesagt - an zwei
Punkten gespießt und es war ja

leider nicht möglich, das in die
ses Konzept mitaufzunehmen -
das wirst Du bestätigen können,
Koll. Schloßgangl, nach unserem
letzten Telefongespräch. Ich se
he jedoch diese Entwicklung
durchaus positiv und sehe es
auch in der Richtung, daß es für
den einzelnen Mandatar einen

Vorteil bedeutet. Und zwar des

wegen, wenn man klare Richt
linien hat, dann wird auch diese

Interventionstätigkeit einge
schränkt werden. Ich bin auch

selbst ein Leidtragender davon,
daß ich mich nach wie vor, auch

in meinen Sprechstunden am
Dienstag, zu 90 % mit Wohnungs
fragen zu befassen habe. Ich bin
überzeugt davon, wenn ich heute
nach Hause komme, dann liegt
eine Liste von Anrufen vor, die

meine Frau aufzeichnet, und von

denen sind wieder 90 % Woh

nungsfragen. Ich glaube, auch
dies sollte als Vorteil gesehen
werden und ich darf abschlie

ßend nochmals sagen, daß ich
Koll. Tatzreiter für seine Bereit

schaft hier wirklich im Namen

der Freiheitlichen Fraktion dan

ke. in absehbarer Zeit zu einem

notwendigen Punktesystem im
Interesse der Wohnungssuchen-



den unserer Stadt zu kommen -

das sind ja immerhin mehr als
3.000.

Ich danke Ihnen für die Aufmerk
samkeit.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR;

Danke sehr, Koll. Eichhübl. Ich
darf die ÖVP-Fraktion fragen, ob
noch eine Wortmeldung ge
wünscht wird? Der Fraktionsvor

sitzende darf.

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Heute ist es schon egal, weil be
reits so viel daneben gegangen
ist!

Gelächter

VIZEBÜRGERMHSTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Darf er, oder darf er nicht? Wir
haben Ja zwei Experten hier, die
rechtskundig sind.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR:

Das ist die alte Geschäfts

ordnung, aber das neue Statut
sieht den Fraktionsvorsitzenden

vor!

STAUTRAT ROMAN EICHHÜBL:
Dann darf ich aber auch noch ein

mal das Wort ergreifen?

STADTRAT ING. OTHMAR

SCHLOSSGANGL:

Du darfst noch einmal, wenn Du

willst!

Gelächter

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR

Ich glaube, das steht in der neuen
Geschäftsordnung noch nicht
drinnen. Nachdem wir uns heute

so im unklaren sind, möchte ich
Dich bitten, lieber Koll. Schloß-
gangl, daß Du Dich kurz hältst.

STADTRAT ING. OTHMAR
SCHLOSSGANGL:

Ich werde es äußerst kurz ma

chen!

Ich möchte nur eines dazu be
merken, weil angesprochen wur
de, daß es Gespräche zwischen
den kleinen Fraktionen gegeben
hat. Bei diesen hat es sich nur an

ganz geringen Punkten gerieben
und der Hauptpunkt der Frei
heitlichen Partei war der § 1,

daß Ausländer von dieser Punk
tevergabe auszuschließen seien.
Darauf sind wir nicht einge
stiegen und damit haben sich die
Gespräche zerschlagen. Ich bin
nur enttäuscht, daß es heute

gerade die Freiheitlichen waren,
die unseren Antrag nicht einmal
zur Behandlung, sondern zu Fall
gebracht und zurückgewiesen ha
ben an den Ausschuß. Mehr möch
te ich dazu nicht sagen.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-

THENMAYR

Danke, auch für die Kurzfassung.
Du möchtest als Fraktionsvor
sitzender noch einmal reden?

Habe ich mir ja gedacht.



STACTTRAT ROMAN EICHHÜBL:

Ich werde mich jetzt wirklich
ganz kurz fassen. Ich möchte
nämlich nur auf das eingehen,
was Koll. Schloßgangl gesagt hat
in bezug auf die Ausländer.
Hierbei kann ich die genaue
Definition dem GR vortragen. Wir
waren der Auffassung, daß unter
dem Paragraphen 1, in dem die
Grundsätzlichkeit erklärt wurde,

wer Anspruch erheben kann, in
das Punktesystem aufgenommen
zu werden - wir waren

jedenfalls der Auffassung, daß
folgendes miteinbezogen werden
soll:

Für jene Wohnungswerber, die
keine österr. Staatsbürgerschaft
haben, soll dieses Punktesystem
nur dann zur Anwendung kommen,
wenn sie

a) Konventionsflüchtlinge sind
oder

b) den Nachweis eines Arbeits
platzes und einer -bewilligung
vorlegen können.
Mehr möchte ich gar nicht dazu
sagen, danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke sehr, nunmehr Frau Kolle

gin Scheucher.

GEMEINDERAT EVA SCHEUCHER:

Ich möchte nur ganz kurz dazu
Stellung nehmen. Herr StR
Schloßgangl hat bereits ange
sprochen. daß es Vorgespräche
zwischen den drei kleinen

Fraktionen gegeben hat, die

relativ weit gediehen waren und
ich muß sagen, daß wir auch
nicht mit allen Punkten ein

verstanden waren. Wir hätten uns

bei dem einen oder anderen Punkt

eine andere Lösung vorstellen
können. Gespießt hat es sich
allerdings dann wirklich, als der
§  1 diskutiert wurde mit der
Problematik der Ausländer. Da

war es aus, denn die FPO hat
abgelehnt, die Wohnungsvergabe-
Richtlinien auch für Ausländer in

demselben Ausmaß wie für

Österreicher einzuführen. Da
kann man dann mit einer GAL

nicht mehr reden bzw. verhan

deln.

Grundsätzlich bin ich aber trotz

dem sehr froh, daß dieser Antrag
heute eingebracht wurde, denn
wie man sieht, hat er zumin-
destens eine lebhafte Diskussion

ins Rollen gebracht und ich
glaube, wir wissen alle, daß die
Wohnungsvergabe nicht optimal
ist. Wir wissen auch alle, daß

wir Wohnungen, die nicht da sind,
nicht aus dem Hut zaubern

können. Die Vergabe soll aber
möglichst objektiv sein und ich
finde es sehr gut. daß wir jetzt
auch die Vergabe-Richtlinien der
SPÖ-Fraktion auf dem Tisch ha
ben. Wir sollten uns im Woh

nungsausschuß wirklich zusam
mensetzen und die vorhandenen

Konzepte diskutieren. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke vielmals. Auch dieses The

ma ist erschöpft. Wird noch ein



Thema gewünscht? Ein weiteres
Thema der GAL, bitte sehr.

GEMEINDERAT EVA SCHEUCHER:

Ich habe immer den Nachteil, daß
ich als letzte dran komme, wo

jeder eigentlich schon die Ta
sche gepackt hat und gerne nach
Hause gehen möchte. Ich habe
aber heute ein wirklich aktuelles

Thema für die Aktuelle Stunde,

und zwar brennt mich etwas,

nämlich der Dienstposten, der
heute im Magistrat Steyr verge
ben wurde. Nachdem ich mich

nicht dem Vorwurf aussetzen

möchte, der hier herinnen schon
einmal gefallen ist, unangenehme
Dinge und Kritik via Medien
ausrichten zu lassen, möchte ich

meine Kritik jetzt anbringen.
Wir haben uns gefreut, als es bei
den Budgetverhandlungen gehei
ßen hat: "Wir unternehmen et

was. Wir installieren eine Um-

weltberatungs-Stelle in Steyr!"
Wir wissen, daß eine effektive,

effiziente Um weltberatungs-

Stelle mindestens vier Umwelt

berater enthalten sollte. Da wir

eingesehen haben, daß die Fi
nanzmittel nicht in einem Jahr

ausreichen, haben wir unsere

Forderungen zurückgeschraubt.
Es hat geheißen einen Um
weltberater, der dann laut Aus

schreibung auf 20 Stunden re
duziert wurde - also ein halber

geworden ist. Als ich dann die
Ausschreibung im Amtsblatt
Februar gesehen habe, wußte ich,
daß dies nur schiefgehen kann.

Wenn ein Umweltberater nach

Kriterien ausgeschrieben wird,
wie z. B.: Kann er mit einem PC

umgehen? Kann er maschin-
schreiben? - Dann kann irgend

etwas nicht stimmen. Das können

wichtige Zusatzkriterien sein,
aber das kann nicht die Haupt
aufgabe eines Umweltberaters
sein, daß er mit einem PC um

gehen kann.
Auf diese Ausschreibung hin ha
ben sich dann eine ganze Reihe
Bewerber vorgestellt und jetzt
kommt meine Hauptkritik: Den
Posten "Umweltberater der Stadt

Steyr" hat ein Hochfrequenz
techniker bekommen. Am meisten

stört mich, daß im Amtsvor

schlag Kriterien aufgezählt wer
den, wie: er hat einen PKW, er
hat eine gute Rhetorik - sicher,
das braucht ein Umweltberater,

ist jedoch auch nur ein Zusatz
kriterium und als drittes Kri

terium, welches mich am mei
sten stört, er hat eine Frau, die

Lehrerin ist.

Ich frage mich, ob das wirklich
ein Anforderungsprofil an einen
Umweltberater ist. Ich weiß,

daß der Umweltberater haupt
sächlich in Schulen und Kinder

gärten eingesetzt werden soll.
Die Lehrer und Kindergärt
nerinnen können das aber selbst.

Eine richtige Umweltberatungs-
Stelle müßte etwas ganz anderes
tun. Sie müßte Betriebe beraten,

Kurse und Vorträge halten und
auch den Magistrat in Umwelt
angelegenheiten beraten. Wenn
dies nicht der Fall ist, dann habe



ich das Gefühl, daß die halbe

Million, die wir für den Umwelt

berater ausgegeben haben, auch
hinausgeworfen ist. Auf einen
solchen Umweltberater kann ich

persönlich verzichten. Danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Danke; wünscht seitens der SPO-

Fraktion jemand das Wort? Nicht
der Fall, aber ich darf mir ein

paar Bemerkungen dazu erlauben,
damit das nicht ganz so im Raum
stehen bleibt, wie Sie, Frau Koll.

Scheucher, das jetzt geäußert
haben. Sie haben das zwar sehr

gut gemacht, aber ganz so ist es
nicht.

Alle haben das ja schon in der
Kronen Zeitung gelesen. Wir
haben den Posten ausgeschrieben
und ich gebe zu, daß man bei der
Ausschreibung auch noch bessere
Formulierungen hätte finden kön
nen. Das haben wir heute auch

schon im Personalbeirat dis

kutiert. Es ist jedoch so, daß
sich eine Reihe von Personen

gemeldet haben, von denen an
genommen werden kann, daß sie
dieser Aufgabenstellung schon
gerecht werden. Alles muß ein
mal begonnen werden. Ich weiß,
Sie hätten am liebsten eine Um-

weltschutzabteilung mit vielen
Umweltberatern und Experten
usw. Es geht jedoch darum, daß
wir so etwas aufbauen und der

jenige, der - übrigens ohne Zutun
von Politikern - hier einhellig in
die engste Wahl genommen wur
de, das war eben dieser Herr

Aigner - ich glaube, daß er so
heißt, ich habe ihn noch nicht

gesehen; ich glaube, auch sonst
hat ihn noch kein Politiker ge
sehen.

Er ist aufgrund der Ausschrei
bung gekommen und weiters an

wesend waren der Abteilungs
leiter, der Personalchef und die

Personalvertretung. Wie sich das
laut Objektivierungsgesetz ge
hört. Von ihnen wurden diese 30

Bewerber unter die Lupe genom
men. Sie haben sich wirklich

bemüht und derjenige ist ihrer
Meinung nach - die laut Ob
jektivierungsgesetz dafür zu
ständig sind - der beste ge
wesen. Es ist natürlich ganz ge
nau deswegen so, weil er tun
soll, was Sie sagen. Ich habe
nicht gewußt, daß die Lehrer
schon so gut "drauT sind, daß sie
keinen Berater brauchen. Wenn

Sie das sagen, nehme ich Ihnen
das natürlich ab, weil Sie das

sicher besser verstehen als ich.

Es ist nur so, daß Sie jetzt zum
Schluß gesagt haben, er soll
Betriebe beraten können, Vor

träge halten und für das Magi
strat selbst als Berater tätig
werden können - das finde ich

zutreffend, ich pflichte Ihnen
bei.

Der Herr, der hier aufgenommen
werden wird, - jedenfalls hat es
der Personalbeirat schon einmal

beschlossen - hat diese Voraus

setzungen, und zwar am besten

von allen 30 Bewerbern. Diese

Meinung wurde dort vertreten.
Dieser Herr war einschlägig tä-



tig, er ist nämlich der Sicher
heits-Ingenieur eines großen
Steyrer Unternehmens mit 350
Beschäftigten gewesen, bei Te-
lefunken. Er hatte eine wichtige
Aufgabenstellung, genau in diese
Richtung, zu erfüllen. Ich kenne
zufällig die Aufgabenstellung
eines Sicherheits-Ingenieurs. Er
ist nämlich zuständig für den
gesamten Bereich der Entsorgung
eines Betriebes. Dort wurde sehr

viel mit Kunststoff und Säuren

gearbeitet; er hat alle Umwelt
schutz-Fortbildung s Veranstal
tungen besucht, hatte mit ande
ren Sicherheitstechnikern Kon

takt, hat sich fortgebildet und
war mit dem Arbeitsinspektorat
ständig in Kontakt. Es war also
die einhellige Auffassung derer,
die das zu prüfen hatten, daß er
der beste Mann ist.

Der Personalbeirat hat aufgrund
dieser Informationen seine Ent

scheidung getroffen. Das können
Sie mir glauben. Da wurde nicht
irgendeiner genommen, wie man
vielleicht den Eindruck haben

könnte, wenn man nur Sie alleine
reden hört.

GEMEINDERAT EVA SCHEUCHER:

Herr Bürgermeister, ganz kurz
dazu ...

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Das ist nicht üblich. Sie haben

Ihr Wort gehabt, der Dialog ist
normal nicht üblich. Ich habe für

die SPÖ und als Bürgermeister
gesprochen.

GEMEINDERAT EVA SCHEUCHER:

Heute war schon so viel unüblich.

Es waren zwei ausgebildete Um
weltberater des Landes OÖ. unter
den Bewerbungen. Das verstehe
ich nicht.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR:

Es wurde nach allen Kriterien
geprüft. Warum glauben Sie, daß
Sie sozusagen die Weisheit haben
und die, die dafür zuständig
waren, nicht. Wir haben uns sehr
bemüht, in diesem Bereich einen

guten Anfang zu machen. Aber
Sie als Grüne müßten doch
eigentlich froh sein, daß wir das
tun. Jetzt kritisieren Sie den

neuen Mann, der kommen und sich
bemühen wird. Sie schenken ihm

kein Vertrauen; jeder Mensch
braucht Vertrauen, wenn er in

eine neue Funktion einrückt. Wie
soll er sonst mit der schwie
rigen Aufgabenstellung fertig
werden?

Jetzt ist die FPÖ an der Reihe.
Herr Dr. Pfeil, bitte.

VEZEBÜRGERMEISTER DR. LEOPOLD

PFEIL:

Herr Bürgermeister, meine Da
men und Herren, ich habe zwar

die Tasche auch schon gepackt
gehabt, aber nachdem ich heute
bei dieser Personalbeirats-Sit-
zung dabei war, möchte ich schon
unsere Stellungnahme dazu ab
geben.

Es war eine falsche Ausschrei
bung. Ich wollte dieses Thema



dem GR und der Öffentlichkeit
eigentlich ersparen, es ist pein
lich! Die Ausschreibung war
falsch, es ist der falsche

Mann/die falsche Frau für den

nicht richtigen Posten aus
geschrieben worden und dann ha
ben sich auch die falschen Leute

beworben. Es ist nämlich nicht

drinnen gestanden, welches An
forderungsprofil dieser Umwelt
berater haben muß. Dadurch sind

vielleicht echte Umweltberater,

die die Ausbildung haben, ab
geschreckt worden, sich für die
sen Posten zu bewerben. Es gibt
Ausbildungskriterien für diesen
Posten und es waren von den 29

einige dabei, die die Ausbil
dungskriterien des Umweltbera
ters im öffentlichen Dienst, im

kommunalen Bereich haben und

nicht berücksichtigt wurden. Ich
frage mich wirklich, welche Kri
terien für einen Umweltberater,

außer die Ausbildung für den
kommunalen Bereich, notwendig
sind.

Ich wollte es in der Öffent
lichkeit eigentlich nicht sagen,
aber jetzt muß ich es tun. Unser
Personalchef hat heute morgen
hier unserem Personalbeirat ge
sagt, daß er den einen Um
weltberater mit der Ausbildung
deswegen nicht empfohlen hat,
weil er lange Haare hat! Ich
wollte es nicht an die Öf
fentlichkeit bringen. Nicht nur
das, es sind andere Worte auch

noch gefallen, die ich nicht sage.
Ich möchte ihn schonen. Also das

geht wirklich zu weit und ich

möchte die Fähigkeit des Per
sonalchefs von diesem Haus an

zweifeln. Das geht zu weit.
Man hat sich dann gegen meine
Stimme auf den Hr. Aigner ge
einigt - ich wünsche ihm alles
Gute dazu und wir werden ihn

unterstützen, denn das ist not

wendig. Ein halber Umweltbe
rater ist besser als gar keiner -
uns wären ebenfalls 2 Umwelt

berater lieber. Ich sehe auch den

Schwerpunkt nicht im Bereich
der Schulen, sondern im Bereich

der Öffentlichkeitsarbeit, in der
Beratung von Industrien, in der
Beratung von Haushalten usw. -
dort sehe ich den Ansatzpunkt.
Auch in den Kindergärten, aber
bei den Schulen habe ich ein

relativ ruhiges Gewissen, denn

die Biologie-Lehrer bieten wirk
lich allerhand. Und das nicht seit

gestern, sondern seit 15 Jahren
sind die Lehrer mit großer Akri
bie dabei, das zu tun. Ich danke.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR:

Ja, man muß sich also sehr gut

überlegen, was man in den Aus
schüssen alles beredet. Nächster

ist Koll. Spöck.

GEMEINDERAT WILHELM SPÖCK:
Insbesonders wie weit man im

GR über einen vertraulichen Aus

schuß reden kann!

Wertes Präsidium, werte Kolle

ginnen und Kollegen des GR, die
ses Thema war heute im Per

sonalbeirat. Ich war auch - als

wir dieses Thema bei Punkt 29)



behandelt haben - über die Aus

schreibung nicht sehr glücklich.
In meinen Augen und auch nach
der Meinung anderer Mitglieder
hat es Mißverständnisse gegeben
und auch der Bereich war nicht

so umschrieben, wie wir uns die
Tätigkeit eines Umweltberaters
vorstellen.

Ich glaube aber trotzdem, daß
bei den Gesprächen, die das
entsprechende Gremium bzw. die
Begutachter geführt haben, sehr
wohl diese Bereiche zusammen

gefaßt worden sind. Insbeson-
ders der Informationsbereich,

der technische Bereich, der an

gesprochen worden ist, Haus-
haltsbereich usw. Es waren, wie

Vbgm. Dr. Pfeil richtigerweise
gesagt hat, 29 Bewerber und es
waren zum Teil sehr gute Leute
darunter. Wir haben sie leider

nicht gesehen, das ist auch nicht
vorgesehen, denn man muß der
Meinung der entsprechenden
Kommission aufgrund der Ar
gumente folgen - entweder kann
man ihnen folgen oder nicht.
Leider hat es aber bei diesen

Leuten, die die entsprechende
Ausbildung haben - das mit den
Haaren war eher ein Nebeneffekt

-  eher im technischen Bereich

gemangelt.
Ich will hier keine Namen nen

nen, aber unter den Bewerbern
war eine Frau, die mir persönlich
für diese Funktion als Umwelt

berater sehr gut gefallen hätte,
aber sie hat nur einen Aspekt
abgedeckt. Daher habe ich im
Personalbeirat dieser beschränk

ten Bestellung auf 6 Monate die
Zustimmung gegeben. Es war
auch in meinen Augen, soweit ich
es aufgrund der Aktenlage er
sehen konnte, keine glückliche
Entscheidung, aber aufgrund der
29 Bewerber trotzdem jene Ent
scheidung, die man billigen kann.
Mir persönlich wäre es auch
lieber gewesen, nicht nur 20 %, -
wir werden darüber in Zukunft
sicher noch reden müssen - son

dern einen oder zwei Umwelt
berater einzustellen. Aufgrund
der Wichtigkeit dieses Themas,
auch wenn ich persönlich immer
gegen eine Personalvermehrung
eingetreten bin.

BÜRGERMEISTER HERMANN LEl-
THENMAYR

Danke sehr. Damit ist dieses
Thema auch erschöpft. Wird noch
ein Thema gewünscht? Nicht der
Fall und damit ist auch die
Aktuelle Stunde beendet. Wir
nähern uns langsam dem Ende der
Sitzung, erlauben Sie mir, noch
zu bemerken und zu berichten,

daß wir heute Beschlüsse gefaßt
haben im gewaltigen Ausmaß von
S  365,064.802,- - also eine
ganz große Ausgabe, die wir
heute beschlossen haben. Es han

delt sich dabei etwa um ein Drit
tel unseres gesamten Budgets.
Eines möchte ich noch sagen,

denn es sitzt jemand unter uns,
der sich in nächster Zeit in den
wohlverdienten Ruhestand zu

rückziehen wird. Er hat uns mit
geteilt, daß er Mitte des Jahres
aus gesundheitlichen Gründen



etwas früher als gedacht aus
unserer Mitte gehen wird, es ist
unser Herr Magistratsdirektor
Hofrat Dr. Franz Knapp. Er war
rund neun Jahre Magistrats
direktor, erster und leitender

Beamter in diesem Haus. Er hat

wahrscheinlich bei vielen Mil

liarden Budgets mitgewirkt,
wenn man sich das von dieser

heutigen Sitzung hochrechnet,
hat versucht, hier viele Probleme

zu lösen und ist uns immer be

ratend zur Seite gestanden.
Wir werden Gelegenheit haben,
bei seiner offiziellen Verab

schiedung, die erst im Sommer
sein wird, seine Leistungen ent
sprechend zu würdigen. Ich neh
me an. Du wirst uns die Ehre ge
ben, lieber Hr. Magistratsdire
ktor, mit dem GR eine Ab

schiedsfeier durchzuführen und

ich möchte heute nur, in der Kür

ze der Zeit, die mir zur Ver

fügung steht, ein DANKE sagen,
für Deine Bemühungen und für
Deine Leistungen. Vor allen Din
gen möchte ich Dir jedoch Ge
sundheit wünschen, das ist näm

lich das entscheidendste und

wichtigste, daß Du den Ruhe
stand dann genießen kannst.
Unser Magistratsdirektor wird
nämlich in Kürze in den Gebüh

renurlaub gehen und ich mache
das deswegen schon heute, weil
es voraussichtlich seine letzte

GR-Sitzung ist, in der er anwe
send ist.

Alles Gute, lieber Franz!

MAGISTRATSDIREKTOR HOFRAT

OSR. DR. FRANZ KNAPP:

Sehr geehrter Herr Bürger
meister, liebe Damen und Herren,

es ist direkt rührend für mich

und ich bedanke mich meiner

seits. Ich gehöre dem Magistrat
schon seit 38 Jahren an, war in

vielen Funktionen tätig und konn
te daher auch indirekt der Stey-
rer Bevölkerung dienlich sein. In
den letzten neun Jahren war ich

Magistratsdirektor und habe auch
die verschiedensten politischen
Zusammensetzungen und Gangar
ten erlebt. Ich würde mir nur

wünschen, daß sich das so

weiter entwickelt, wie Sie es

heute angedeutet haben, daß man
vielleicht mehr auf das Sach

politische hinzielt und daß man
nicht in der Fraktion so starr

bleibt, sondern daß es innerhalb

der einzelnen Fraktionen ver

schiedene Meinungen geben kann,
denn der politische Rahmen, der
jetzt hier herinnen ist, erfordert
das.

Ich bedanke mich für Ihre Auf

merksamkeit!

Applaus

BÜRGERMEISTER HERMANN LEI-
THENMAYR-

Mit diesem würdigen Abschluß
ist die heutige GR-Sitzung ge
schlossen.

ENDE DER SITZUNG: 19.21 UHR

Applaus
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